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Ist die Schweizer Armee 
noch zu retten?
Schwindende Wehrkraft, wachsende Gefahren. Von Philipp Gut und Beat Gygi



C
de

 N
o:

 1
38

79
 

W
el

tw
oc

he
   

   
   

  E
N

G
LI

SH
 1

 
SU

JE
T:

JB
18

_X
20

8 
02

.1
1.

20
15

 
FO

RM
A

T:
 4

60
 x

 3
00

 m
m

 
M

A
IL

 P
D

F

JAMES BOND’S CHOICE

I N  C I N E M A S

Boutiques OMEGA   Zürich • Genève • Luzern • Interlaken • Bern • Crans-Montana



C
de

 N
o:

 1
38

79
 

W
el

tw
oc

he
   

   
   

  E
N

G
LI

SH
 1

 
SU

JE
T:

JB
18

_X
20

8 
02

.1
1.

20
15

 
FO

RM
A

T:
 4

60
 x

 3
00

 m
m

 
M

A
IL

 P
D

F
JAMES BOND’S CHOICE

I N  C I N E M A S

Boutiques OMEGA   Zürich • Genève • Luzern • Interlaken • Bern • Crans-Montana







Jetzt im App Store  
herunterladen

Planet Art für iPhone und iPad ist ausschliesslich auf Englisch erhältlich. Apple, das Apple Logo, iPad und iPhone sind Marken der Apple Inc., die in den USA und weiteren Ländern eingetragen sind. App Store ist eine Dienstleistungsmarke 
der Apple Inc. © UBS 2015. Alle Rechte vorbehalten.

Planet Art  
entdecken

Ihr globales Newsportal
für zeitgenössische Kunst.
ubs.com/planetart

5Z_1012_UBS_Planet_Art_Weltwoche_230x300_DE-CH_v3.indd   1 28.10.15   17:10



7Weltwoche Nr. 45.15
Bild: zVg

Der Weltwoche-Inhalt ist gedruckt auf Recyclingpapier, 
das aus 100 % Altpapier hergestellt wird.
Es schont Ressourcen, Energie und somit die Umwelt.

Intern

Was der Offizier sagte, leuchtet ein: Führung 
bedeutet, dass man in einem ersten Schritt kri-
tische Stimmen zulässt, um möglichst viele 
Informationen zu sammeln, und dass dann in 
einem zweiten Schritt entschieden wird. Das 

habe man in der Armee eigentlich so gelernt. 
Doch die heutige Armeeführung mit Korps-
kommandant André Blattmann an der Spitze 
wolle davon nicht mehr viel wissen. Kritische 
Beobachtungen der Praktiker zum Zustand 
der Armee und zur nächsten Reform seien 
unerwünscht. Es sind nie die schlechtesten 
Köpfe, die sich trauen, den Chefs auch unange-
nehme Wahrheiten zu sagen. Viele höhere 
Offiziere sind deshalb enttäuscht. In kurzer 
Zeit haben sich mehrere von ihnen an die Welt-
woche gewandt. Ihr Ziel ist es, eine ehrliche 
Debatte darüber anzustossen, was die Schwei-
zer Armee tatsächlich noch kann – und was 
nicht. Auf dem Spiel steht die Sicherheit des 
Landes sowie der Bevölkerung. Philipp Gut 
und Beat Gygi haben unsere Titelgeschichte 
für Sie recherchiert. Seite 20

Vor gut einer Woche lud Finanzministerin 
Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) zu einer 
denkwürdigen Pressekonferenz. Seit den 
schicksalhaften Parlamentswahlen hatte sie 
bereits eilige Schachzüge im Endspiel um ihr 
finanzpolitisches Vermächtnis getätigt: So 
lancierte sie noch eine ökologische Steuer
reform und nahm die Grossbanken mit Eigen-
kapitalvorschriften an die Kandare. Bevor sie 
aber auf die Hauptbotschaft zu sprechen kam 
und kundtat, dass sie sich im Dezember nicht 

zur Wiederwahl stellen wird, ermahnte die Ma-
gistratin die Journalistengemeinde, sich doch 
auch mit wichtigen Sachthemen aus ihrem De-
partement zu befassen und nicht nur mit ihrer 
Person. Das hat die Wirtschaftsredaktion der 
Weltwoche getan und untersucht, was die Bun-
desrätin vor ihrem Abgang noch zu fixieren ver-
sucht hat. Welche Pflöcke sind unverrückbar, 
und wo lässt sich daran noch rütteln? Und – um 
doch wieder bei Personen-Themen zu landen – 
wer könnte das Finanzdepartement von der ab-
tretenden Bündnerin übernehmen? Seite 36

Mit Blogs, via Twitter und an unzähligen Ver-
anstaltungen prägt sie das freundliche Gesicht 
der US-Diplomatie in der Schweiz: Die ameri-
kanische Botschafterin Suzi LeVine übertrifft so 
schnell niemand, wenn es darum geht, Begeis-
terung und Aufbruchstimmung zu verbreiten. 
Vor einem Jahr kündigte sie an, der leidige Steu-
erstreit sei beizulegen und «ein neues Kapitel» 
der Partnerschaft aufzuschlagen. Letzte Woche 
trafen Urs Gehriger und Florian Schwab die Ge-
sandte für eine Bestandesaufnahme. Sie fragten 
auch nach der Doppelmoral der US-Regierung 
in Steuersachen. Sind nicht Staaten wie Delawa-
re und Florida die neuen Paradiese für Steuer-
hinterzieher? LeVine dementierte: «Unsere Jus-
tiz zögert nicht, US-Banken hart anzufassen, 
wenn sie zur Steuerhinterziehung beitragen.» 
Kurz nach dem Interview erklärte das Tax 
Justice Network die USA offiziell zur «Steuer
oase». Das Land verlange zwar von anderen 
Staaten Bankinformationen, würde selber 
aber kaum welche liefern – eine Auffassung, 
die man in der US-Botschaft in Bern nicht teilt. 
Was die US-Botschafterin über die Schweizer 
Berufslehre, den Krieg in Syrien und Schwei-
zer Wirtschaftsinteressen in den USA zu sagen 
hat: Seite 60    
                                                                                Ihre Weltwoche

«Ein neues Kapitel»: Botschafterin LeVine.
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Wir sahen uns persönlich zum ersten Mal 
im Dezember 2007 in der TV-«Arena», 

kurz nach ihrer Wahl, der die überraschende 
Abwahl ihres Vorgängers vorausgegangen war. 
Alle Parteien ausser der freiwillig verzichtenden 
SVP waren anwesend. Es war wie seinerzeit in 
der Schule, wenn die Schüler auf den Bänken 
tanzten, weil der Lehrer krank war. Die Abser-
vierung von Justizminister Christoph Blocher 
löste bei seinen Gegnern und Abwählern regel-
rechte Glückszustände aus. Ich war damals ver-
mutlich der Einzige im Raum, der sich durch 
den ganzen verlogenen Jubel angewidert fühlte. 

Die Sendung geriet zur Hymne an die Frau, 
die den Aufstieg in den Bundesrat nur deshalb 
schaffte, weil sie sich den Gegnern ihrer Partei 
für eine Intrige zur Verfügung gestellt hatte. 
Ich hätte gegen den Verrat von Eveline Wid-
mer-Schlumpf, wenngleich sachlich falsch, 
weniger einzuwenden gehabt, wenn diese 
Politikerin sich schon vor den Wahlen offen 
und inhaltlich gegen ihre Partei und deren Zür-
cher Flügel gestellt hätte – unter Inkaufnahme 
aller Nachteile. 

Doch nichts dergleichen war passiert. Wid-
mer-Schlumpf surfte still und opportunistisch 
auf der SVP-Erfolgswelle mit. Nicht einmal 
gegen den Entscheid der Delegierten, keine 
innerparteilichen Gegenkandidaten zu den 
amtierenden SVP-Bundesräten Blocher und 
Schmid zuzulassen, lehnte sie sich auf. Erst als 
man ihr im Geheimen den Dolch reichte, diente 
sie sich den Gegnern willig an. Das Gegenteil 
von Mut ist nicht Feigheit, sondern Heimtücke. 

Rund eine Stunde berauschten sich unwider-
sprochen die versammelten Blocher-Kritiker an 
ihren Elogen. Die Frischgewählte wurde fre
netisch für ihren angeblichen Mut, für ihren 
angeblich couragierten Widerstand gelobt, den 
es nie gegeben hatte. Politik ist auch die Kunst, 
für die eigene Gruppe die passende Wahrheit zu 
konstruieren, sich ein Bild der Wirklichkeit zu-
rechtzumalen, das den jeweiligen politischen 
Interessen nützt. Ich weiss nicht mehr genau, 
was ich sagte, als mir der Moderator erstmals 
und zum einzigen Mal das Mikrofon hinstreck-
te. Sinngemäss lief es auf den Satz hinaus, dass 
es keine gute Basis sei, wenn eine Bundesrats-
laufbahn darauf beruhe, dass man seine eige-
nen Leute hintergehe. Wie der Geschützturm 
eines Panzers drehte sich der Kopf der Bundes-
rätin langsam in meine Richtung. Ihr Blick 
strahlte eine faszinierende Kälte aus. 

Jetzt tritt die Unnahbare ab. Vielleicht bin ich 
altmodisch, aber auch in der Politik sollten 
Charakter und Integrität eine gewisse Rolle 
spielen. Man kann einen Bundesrat ohne echte 
demokratische Legitimation nicht nur an der 
scheinbaren Perfektion seiner technischen 
Amtsführung messen, wobei nicht einmal 
diese im Fall Widmer-Schlumpf gegeben war, 
wie ihr zerstörerisches Wirken im Migrations-
amt zeigte. 

Die Bündnerin wird in die Fussnoten der Ge-
schichte eingehen als Politikerin, die fast schon 
wieder bewundernswert ihre eigenen Interes-
sen über alles andere stellte. Widmer-Schlumpf 
dementiert, einmal mehr, das Gerücht, Frauen 
seien das schwache Geschlecht. Man kann das 
auch als Erkenntnishilfe sehen. 

Ich hätte mir gewünscht, dass sie ihren fin-
tenreichen Durchstoss an die relative Macht im 

Editorial

Schöner Herbst 
Erinnerung an Eveline  
Widmer-Schlumpf. Gute  
Nachrichten aus Europa. 
Von Roger Köppel

«Erstaunliche Wiedergeburten.»

Bundesrat wenigstens für eine gute bürger-
lich-liberale Politik im Interesse der Schweiz 
genützt hätte. Wieder falsch. Sie blieb eine 
blasse Erfüllungsgehilfin ihrer linken Wähler 
im Parlament und eine Vollstreckerin auswärti-
ger Erpressungen gegen den Schweizer Steuer- 
und Finanzplatz. 

Dass sie für ihre Arbeit in der Regierung seit 
Jahren mit publizistischem Lob überhäuft 
wird, sagt viel aus über die Unabhängigkeit 
und den weltanschaulichen Standort unserer 
Verlage. Solange es gegen Blocher geht, ist 
offenbar noch immer jede Lüge wahr. Die Par-
teikollegen, die der Intrigantin auf ihrem 
Ego-Projekt loyal folgten, erwachen aus einem 
schlechten Traum. 

Die Zeiten sind anspruchsvoll, aber inter
essant. Das Migrationsdebakel an Europas Aus-
sengrenzen bewerte ich nicht als Vorstufe zum 
Untergang des Abendlandes, sondern als 
Augenöffner. Die institutionelle Misere der 
Europäischen Union wird mit jedem Tag sicht-
barer, mittlerweile dürften in der EU-Zone 
Millionen von Hirnen über Reformen und Ver-
änderungen brüten. 

Niemand ist gegen Zusammenarbeit unter 
den europäischen Nationalstaaten. Die Frage 
lautet nur, wie wir diese Zusammenarbeit or
ganisieren sollen. Die EU steht für das soge-
nannt supranationale Verfahren, das Teile der 
nationalstaatlichen Souveränität herausbre-
chen und auf überstaatlicher Stufe neu ver-
wurzeln will. Diese Methode hat sich bis heute 
nicht bewährt. Das zeigen die EU-Verträge 
über den Euro, über die Grenzsicherung 
(Schengen) und die Asylpolitik (Dublin). 

Die Überzeugung gewinnt an Boden, dass 
sich das europäische Projekt politisch über-
nommen hat. Die wesentlichen Impulse in 
diese Denkrichtung kommen aus Grossbritan-
nien und aus dem Osten Europas, wo die Rück-
gewinnung nationaler Eigenständigkeit nach 
Jahrzehnten sowjetischer Diktatur grössere 
Freiheitsenergien entfesselte als in den Staaten 
Westmitteleuropas, die durch andere histori-
sche Erfahrungen geprägt sind. Die EU der 
Zukunft wird dem Eigengewicht des Natio
nalen vermehrt Rechnung tragen. Geschieht 
dies nicht, zerbricht die EU. 

Die raumgreifende Arroganz der Euro-Eliten 
wird derzeit an den Urnen brutal abgestraft. 
Die Wähler und Völker wollen ernst genommen 
werden. Die Überheblichen scheitern, siehe 
Polen. Die Leute glauben immer weniger an die 
von oben versprochenen Segnungen dieser 
europäischen Struktur. Die Politik kehrt aus 
den intellektuellen Höhen auf den Boden und 
in die Geschichte zurück. Immerhin ein 
bisschen.

Eine Hoffnung, aber auch eine Gewissheit: 
Die Europäer gehören zu den lernfähigsten 
Menschen der Welt. Noch waren sie immer in 
der Lage, ihre vermeintlichen Untergänge in 
erstaunliche Wiedergeburten umzuwandeln.
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Ein Schiedsrichter zum Vergessen», lobte die 
Presse Nigel Owens, 44, nach dem Final der 

Rugby-Weltmeisterschaft, den die «All Blacks» 
aus Neuseeland gegen die australischen «Walla-
bies» 34 zu 17 gewannen, das beste Spiel seit 
Menschengedenken. Ein grosses Kompliment, 
denn Owens blieb in diesem schweiss- und 
testosterondampfenden Kampf Mann gegen 
Mann sozusagen unsichtbar. Den schönen 
Spruch: «Fussball ist ein Gentlemen-Spiel, ge-
spielt von Raufbolden. Rugby ein Spiel für Rauf-
bolde, gespielt von Gentlemen», verdanken wir 
dem US-Reporter Henry Blaha (und nicht Oscar 
Wilde), der noch die Pointe beifügte: «American 
Football ist ein bestialisches Spiel, gespielt von 
Bestien.» Im Fussball wird der Schiedsrichter 
von Simulanten und Tricksern hinters Licht ge-
führt, wie jeder TV-Zuschauer erkennt, nur er 
nicht, und er ist immer an allem schuld. Im Rug-
by ist der Referee in den wichtigen Partien über 
Funk mit Kollegen am Spielfeldrand verbun-
den, die strittige Szenen am Videoschirm auf-
klären können. Kein Spieler bedrängt ihn, er ist 
unantastbare Respektsperson. Mit neunzehn 
begriff Owens, dass er nie ein grosser Rugby-
Spieler werden würde. Er war zu dick, Steroid-
Junkie, litt an Depressionen, und ihm dämmer-
te, dass er schwul war. Er lebte und litt in einem 
Kaff namens Mynyddcerrig in Wales, wo jeder 
jeden kannte, als Haustechniker der Schule. 
Eines Nachts um drei, er war mittlerweile 26, 
unternahm er den letzten Gang auf seinen Lieb-
lingsberg, mit einer geladenen Flinte, einer 
Whiskeyflasche und einer Dose Schlafpillen, fiel 
ins Koma und erwachte im Spital. Danach wuss-
te er: Rugby war seine Bestimmung. Gerüchte 
über seine Homosexualität beendete er 2008 mit 
seiner schonungslosen Autobiografie. Heute 
hat er sogar eigene TV-Shows. Die Rugby-Welt 
schätzt und verehrt ihn, wie er ist. Die Maes Yr 
Yrfa School in Mynydcerrig ist mittlerweile ge-
schlossen, ebenso die Post, und Owens wohnt 
im Nachbardorf Pontyberem. An diesem Wo-
chenende leitet er in Gowerton das Game gegen 
Crymych. Es werden 150 Zuschauer erwartet 
und TV-Kameras von überall.         Peter Hartmann

Nach dem angekündigten Rücktritt von Eveline 
Widmer-Schlumpf verliert die Bürgerlich-
Demokratische Partei (BDP) ihre Bundesrätin 
und damit den Status einer Bundesratspartei. 
Die Gelb-Schwarzen, die sich selber der Biene 
als Maskottchen verschrieben haben, stehen oh-
ne Bienenkönigin da. Auch die zudienenden 
Drohnen im Parlament haben im Grunde ihre 
Pflicht getan. Mochte es am BDP-Parteitag in 
Bern auch wie im Bienenstock summen und 
brummen; die Ratlosigkeit über die Zukunft 
der Kleinpartei war mit Händen zu greifen. 
Nach dem Verlust der Bundesrätin, von zwei 
Nationalratssitzen und 1,3 Prozent Wähleran-
teil herrschte Götterdämmerung – oder gar der 
Anfang vom Ende. Sogar Parteimitglied Samu-
el Schmid durchschaute die tapferen Durchhal-
teparolen als «schönfärberisch» und ortete 
«Zweckoptimismus». 

Personenpartei vor Scherbenhaufen

Aus der neueren Schweizer Geschichte kennen 
wir einige Parteien, die fast nur dazu dienten, die 
Mandate von Politikerinnen abzusichern. Die 
2008 gegründete BDP zur Stützung von Bundes-
rätin Eveline Widmer-Schlumpf ist ein solches 
Beispiel. Der serbelnde Landesring der Unab-
hängigen (LdU) wurde künstlich noch einige 
Jahre am Leben erhalten, um der populären 
Ständerätin und späteren Zürcher Stadträtin 

Monika Weber eine politische Heimat zu garan-
tieren. Mit Webers Rücktritt war es auch um den 
LdU geschehen. Weil sich Regierungsrätin Vere-
na Diener mit allen andern Frauen innerhalb der 
Grünen zerstritten hatte, erblickte die Grünlibe-
rale Partei (GLP) das Licht der Welt. Ab dem 
Moment ihres Rücktritts als Ständerätin wird 
sich Diener keinen Deut mehr um diese Partei 
kümmern. Und jetzt hat Widmer-Schlumpf als 
Rücktrittsgrund ihre Enkel entdeckt. Glaubt 
irgendjemand im Ernst, sie werde noch jemals 
Basisarbeit für ihre Partei leisten?

Inhaltlich freisinnig

Die BDP hat seit dem 18. Oktober zum Übernah-
mekandidaten mutiert, wenn auch zu einem 
mässig begehrten. Die logischsten Adoptivel-
tern wären die Freisinnigen. Denn die Bündner 
und Glarner Demokraten, die sich 2008 mit den 
Berner SVP-Abspaltern als Kern der BDP konsti-
tuiert haben, sind ursprünglich aus der freisin-
nigen Grossfamilie hervorgegangen. Ein ge-
plantes Zusammengehen der mehrheitlich 
reformierten Bürgerlich-Demokraten mit den 
katholischen Christdemokraten wurde von der 
BDP-Basis schroff abgeblockt. Nach den neus-
ten Wahlen macht ein Andocken an die ebenfalls 
angeschlagene CVP noch weniger Sinn. Die 
Wahlsiegerin FDP will ihre beiden Bundesrats-

Im Auge

Der Unantastbare

Kommentar

Die BDP gehört zur FDP 
Von Christoph Mörgeli _ Das Zusammengehen von FDP  
und BDP ergibt Sinn. Nicht nur politisch, auch historisch  
und atmosphärisch. 

››› Fortsetzung auf Seite 16

Nigel Owens, Rugby-Schiedsrichter.

Frei zur Adoption: alt Bundesrat Schmid (l.), Widmer-Schlumpf.
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Es sollte ein memorables Festival der inter-
nationalen Strafverfolgung werden. Um 

den ehemaligen guatemaltekischen Polizeichef 
Erwin Sperisen lebenslänglich hinter Gitter zu 
bringen, scheute die Genfer Justiz keinen Auf-
wand. Dutzende von Zeugen liess Staatsanwalt 
Yves Bertossa einfliegen zum Beweis, dass der 
Nachfahre von Schweizer Emigranten ein Ge-
fängnismassaker in Guatemala zu verantwor-
ten habe. Ein Verbrecher, so die noble Botschaft, 
soll sich nirgends auf der Welt sicher fühlen.

Sperisen wurde wegen Mordes zu «lebens-
länglich» verurteilt, im Juni 2014 vom Genfer 
Kriminalgericht, ein Jahr später in zweiter In
stanz vom Appellationsgericht. Hält man sich 
die schriftliche Urteilsbegründung vor Augen, 
kann das einem die Laune indes schnell verder-
ben. Was im 10 000 Kilometer von Genf entfern-
ten guatemaltekischen Gefängnis genau pas-
sierte, bleibt schleierhaft. Welchen Beitrag 
Sperisen – angeblich als Teil einer geheimen 
Verschwörung – dabei gespielt haben soll? Es  
ist ein ungelöstes Rätsel.

Was die guatemaltekischen Staatsanwälte in 
Zusammenarbeit mit der internationalen Or-
ganisation Cicig an Beweisen lieferte, war von 
Anfang an so bunt und verworren wie der Ur-
wald von Petén. Die Zeugenaussagen strotzen 
nur so vor Widersprüchen. Das kann in Anbe-
tracht des politischen Drucks nicht verwun-
dern. Die belastenden Aussagen kamen unter 
massivem Druck zustande. Wer einen Mitver-
dächtigen anschwärzte, wurde mit Straferlass 
belohnt. Derartige Kronzeugendeals sind we-
gen der imminenten Gefahr von Falschanschul-
digungen nach Schweizer Recht illegal.

Das Genfer Kriminalgericht bastelte alle be-
lastenden Elemente zu einer Version zusam-
men, in der Sperisen Häftlinge persönlich exe-
kutierte. Was nicht zur Gruselstory passte – und 
das war ziemlich viel –, wurde einfach als un
wesentlich abgetan. Das Appellationsgericht 
warf das abenteuerliche Konstrukt über den 
Haufen und löste den Fall mit einer simplen 
Formel: Sperisen trug als politischer Chef der 
Polizei die Verantwortung, also ist er auch für 
die Morde verantwortlich. Folgt man dieser 
Logik, muss künftig jeder Exekutivpolitiker 
damit rechnen, für Delikte seiner Beamten hin-
ter Gittern zu landen. Die Classe politique kann 
nur noch auf das Bundesgericht hoffen.

Die Genfer waren gewarnt. Es war beileibe 
nicht der erste politisch aufgeladene inter- 
nationale Strafprozess, der in ein Fiasko zu 
münden drohte. Beim legendären Fall um den 

vermeintlichen russischen Mafia-Paten Sergei 
Michailow holten die Geschworenen den abge-
hobenen Staatsanwalt Bernard Bertossa auf den 
Boden der Realität zurück. Fünfzehn Jahre 
später gibt es keine Geschworenen mehr. Die 
unbefangenen Laien fehlen der von der Politik 
durchdrungenen Genfer Justiz nun bitter. 
Keiner bremste Filius Yves Bertossa auf seiner 
grandiosen Mission zum Weltpolizisten.

Widersprüche und gekaufte Zeugen

Was als Fanal internationaler Strafverfolgung 
geplant war, deckte die Ohnmacht der Justiz 
bei derartigen Fällen schonungslos auf. Als 
sich das Fiasko abzeichnete, gingen die Rich-
ter mit der Brechstange ans Werk. Um den 
Schein von Recht und Gerechtigkeit zu wah-
ren, setzten sie sich über sämtliche Prinzipien 
eines fairen Prozesses hinweg. 

Zwischen Rechtsprechung und Justizver-
brechen liegt nur ein kleiner Schritt. Politische 
Strömungen kommen und gehen, die Er-
kenntnis von Montesquieu bleibt zeitlos: Das 
Unrecht, das einem Einzelnen widerfährt, ist 
eine Bedrohung für alle. Letztlich handelten 
die Genfer Richter nach demselben Prinzip, 
das sie Sperisen unterstellen: Um das Verbre-
chen zu bekämpfen, nahmen sie ein anderes 
Verbrechen zumindest billigend in Kauf.

Urteile

Justiz mit der Brechstange
Von Alex Baur _ Mit dem Mordurteil gegen Erwin Sperisen wollte 
sich die Genfer Justiz ein Denkmal setzen. Doch von der 
Rechtsprechung zum Justizverbrechen ist es nur ein kleiner Schritt.

Abenteuerliches Konstrukt: Staatsanwalt Bertossa.

››› Fortsetzung von Seite 15

sitze unbedingt in die Zukunft retten; das ist sie 
ihrem Selbstverständnis als Trägerin des Bun-
desstaates von 1848 schuldig. Aus diesem Grund 
hat sie schon die Liberale Partei der Schweiz 
geschluckt und käme mit der BDP immerhin 
auf 20,5 Prozent Wählerstimmen. Die Überein-
stimmung der Positionen von FDP und BDP ist 
frappant und wird sich in der Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Energiepolitik noch weiter verstär-
ken, weil sich die BDP mit dem Ausscheiden 
Widmer-Schlumpfs aus der Geiselhaft der Lin-
ken befreien kann. Die von der BDP-Elite for-
cierte progressive Gesellschaftspolitik dürfte 
zwar die eigene Basis leicht überfordern, trifft 
aber punktgenau die freisinnigen Positionen.

Demokraten zu links für SVP

Das Zusammengehen von BDP und FDP würde 
zudem einen historischen Irrtum korrigieren. 
Als sich 1971 die behäbige Bauern-Gewerbe- 
und Bürgerpartei (BGB) mit den Bündner und 
Glarner Demokraten zur Schweizerischen 
Volkspartei (SVP) verband, stand fatalerweise 
nicht die gemeinsame politische Überzeugung 
Pate, sondern eine Personalie: Leon Schlumpf 
wollte unbedingt Bundesrat werden und 
brauchte dazu eine Bundesratspartei. Er hätte 
wissen müssen, dass seine Bündner ebenso wie 
die Glarner Demokraten seit 1919 Linksabspal-
tungen der FDP waren; über den linksbürgerli-
chen Bündner Andreas Gadient sagte man, er 
verspeise jeden Tag zum Frühstück einen Frei-
sinnigen. 

Unter dem Einfluss der früheren Demokra-
ten rückte die SVP in den siebziger Jahren mar-
kant nach links; das von Leon Schlumpf ge-
prägte «Aktionsprogramm 1978/79» atmete 
den Geist eines seltsamen Sozialliberalismus: 
Es forderte einen Ombudsmann auf Bundese-
bene (Leon Schlumpf war damals Preisüber
wacher), die Neufinanzierung der AHV, das 
Stimmrechtsalter 18, eine intensivere Banken-
aufsicht, eine «menschliche Ausländerpolitik», 
den Abbau der Höchstarbeitszeit und dafür den 
Ausbau der Ferien. Diesen Irrweg nach links 
unter Führung früherer Demokraten musste 
dann in jahrelanger mühsamer Kleinarbeit von 
Christoph Blocher und seiner Zürcher SVP kor-
rigiert werden. Der Abfall der BDP beendete 
2008 eine fast vierzigjährige parteipolitische 
Fehlkonstruktion. Die Bündner SVP-Parolen – 
durchgedrückt von der alten demokratischen 
Führungsschicht – haben regelmässig nicht 
nur der Position der SVP Schweiz widerspro-
chen, sondern auch der Mehrheit der Bündner 
Stimmbürger. Mit der neu erstandenen Bünd-
ner SVP hat diese Volksmehrheit wieder eine 
Stimme. Die nun gewählte SVP-Fraktion wird 
im Bundeshaus so einheitlich und geschlossen 
kämpfen wie noch nie in der Parteigeschichte. 
Wer jetzt die BDP-Mitglieder zur SVP zurück-
ruft, wird Abweichung und Zwietracht ernten. 
Man soll die BDP zur FDP ziehen lassen. 

Mehr zum Fall Sperisen: Seite 42
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Erhöhtes Krebsrisiko bei Kindern, die neben 
Autobahnen wohnen», liess die Universität 

Bern diese Woche verlauten. Eine Studie von 
Sozial- und Präventivmedizinern der Uni zeige, 
dass Kinder «wahrscheinlich» wegen krebserre-
gender Stoffe in den Abgasen häufiger an Leu
kämie erkrankten. Je näher Kinder bei stark be-
fahrenen Strassen wohnten, desto grösser sei ihr 
Risiko für Blutkrebs.Konkret haben die For-
scher Erkrankungsfälle in der Schweiz der Jahre 
1985 bis 2008 herangezogen und sind dabei zum 
Schluss gekommen, dass Kinder in Wohnungen 
mit einem Abstand von weniger als hundert 
Metern zur nächsten Autobahn zu 47 bis 57 Pro-
zent häufiger Leukämie bekommen als jene in 
solchen mit mindestens 500 Meter Abstand.

Fragwürdiges Vorgehen

Das tönt beunruhigend und wurde auch sofort 
von Medien wie Blick oder NZZ verbreitet. Wer 
sich allerdings in Statistik auskennt, musste 
stutzig werden. Zum einen stützt sich die Stu-
die auf nur dreissig Leukämiefälle unter Kin-
dern mit weniger als hundert Meter Abstand 
zu einer Strasse. Für statistische Schlüsse ist 
das eine sehr tiefe Zahl. Zum anderen hat sich 
die Risikoerhöhung nur bei Kindern im Alter 
von null bis vier Jahren gezeigt, nicht aber  
bei den anderen Altersklassen (Maximalalter: 
sechzehn Jahre). Und es ergab sich auch kein 
höheres Risiko bezüglich anderen Krebsarten 
wie Hirntumoren und Lymphome.

Unter Statistikern nennt man die Vorge-
hensweise, auf die die Uni Bern mutmasslich 
gesetzt hat, die «Methode des texanischen 
Scharfschützen». Dieser Schütze schiesst, 
ohne zu zielen, auf ein Scheunentor, zeichnet 
anschliessend eine Zielscheibe um das Ein-
schussloch und freut sich über den perfekten 
Treffer. Konkret durchsucht man bei diesem 
Vorgehen Datensätze nach allerlei Auffällig-
keiten (etwa solche zwischen Strassenabstand 
und diversen Krebsarten) und stösst dann 
meist auf irgendwelche statistisch signifikan-
ten Zusammenhänge (etwa den zwischen Stra-
ssenabstand und Leukämie bei Kindern unter 
vier Jahren). Seriös aber wäre, wenn man im 
vornherein festlegte, wonach man sucht.

«Die Tatsache, dass nur bei Leukämien ein 
erhöhtes Risiko gefunden wurde, könnte laut 
den Autoren auf Benzol als mögliche Ursache 
hinweisen», kommentierte die Uni Bern. 
Benzol ist ein Luftschadstoff. Viel wahrschein
licher ist allerdings, dass das Resultat ganz ein-
fach Zufall war. 

Das Seilziehen um das Budget und die Wei-
terentwicklung der Armee (WEA) geht 

in die nächste Runde. Am Dienstag hat die 
Sicherheitspolitische Kommission des Natio-
nalrats gefordert, dass die Armee in den Jahren 
2017 bis 2020 ingesamt 20 Milliarden Franken 
erhalten soll. Das entspricht 5 Milliarden pro 
Jahr und ist mehr, als der Bundesrat vorsieht. 
Entschieden ist noch nichts, doch die Kommis-
sion will damit «ein Zeichen setzen» und den 
Bundesrat «in die Pflicht» nehmen. 

Die Forderung der Nationalratskommission 
ist ein Schritt in die richtige Richtung. Die 
Wehrbereitschaft der Schweizer Armee wurde 
in den letzten Jahren systematisch ausgehöhlt. 
Der Anteil der Verteidigungsausgaben am Bun-
deshaushalt ist regelrecht implodiert. Der Zeit-
geist wollte es so, man wähnte sich in einer Ära 
des Friedens, bewaffnete Konflikte schienen in 
weite Ferne gerückt. Die Naivität erfasste nicht 
nur Pazifisten, sondern auch die Armeefüh-
rung. Sie schlug sich in Begriffen wie der «Auf-
wuchsfähigkeit» nieder, das heisst der Doktrin, 
dass man zehn Jahre Vorlaufzeit habe von den 
ersten Anzeichen eines Konflikts bis zum 
Augenblick, in dem dieser tatsächlich eintritt. 

Eine offensichtlich absurde Vorstellung, die 
allerdings noch immer ihr Unwesen treibt. 
Auch SVP-Verteidigungsminister Ueli Maurer 
ist es nicht gelungen, dieses Wunschdenken 

ganz aus den Köpfen zu vertreiben. Es ist 
längst kein Geheimnis mehr: Die Schlagkraft 
der Schweizer Armee reicht nicht mehr aus, 
um Land und Leute im Ernstfall zu verteidi-
gen. Das verletzt die Verfassung. Die Staats-
säule der bewaffneten Neutralität wackelt. 
Denn unabhängig von der politischen Frage, 
wie neutral die Schweiz noch ist – es fehlt an 
einer wirkungsvollen Bewaffnung. 

Militärisches Vakuum 

Davon betroffen sind auch die anderen Staa-
ten. Sie verlassen sich darauf, dass die Schweiz 
ihre Neutralität notfalls effizient verteidigt. 
Ein Neutraler, der nur unzureichend gerüstet 
ist, lädt Aggressoren geradezu ein und stellt 
für die Staatengemeinschaft ein Sicherheits
risiko dar. Auch deshalb darf die Schweiz nicht 
zu einem militärischen Vakuum verkommen. 

Noch ein Winston Spencer Churchill sah 
messerscharf, dass ein unabhängiger und neu-
traler Staat langfristig nur dann unabhängig 
und neutral bleibt, wenn er sich glaubwürdig 
rüstet und willens und fähig ist, sein Territo
rium zu verteidigen. Churchill schätzte darum 
die Schweiz. Im kollektivistischen Europa von 
heute mag dieser Gedanke etwas in Vergessen-
heit geraten sein. Ein Massstab ist das nicht.

Umwelt

Achtung, Zufall
Von Alex Reichmuth _ Autoabgase 
sollen zu mehr Leukämie bei 
Kindern führen. Wirklich?

Sicherheit 

Unverlässliche Schweiz 
Von Philipp Gut _ Die Schweizer Armee ist nicht mehr  
verteidigungsfähig. Das widerspricht nicht nur der Verfassung. 
Man hintergeht damit auch die anderen Staaten.

Die Naivität erfasste nicht nur Pazifisten.

Mehr zum Thema: Seite 20
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Die Bundesverwaltung bewies dem neuen Par-
lament auf Anhieb ihre Arbeitsüberlastung. 
Diese Woche erhielten die Räte vom Chef der 
Parlamentsbibliothek Jérémie Leuthold eine 
eilig gedruckte Broschüre mit «Porträts der 
neuen Mitglieder der Bundesversammlung». 
Genau genommen handelt es sich um ein provi-
sorisches Verzeichnis der Mitglieder des 
Nationalrats, Stand: Wahlsonntagabend. Die 
Broschüre erschien vor den zweiten Wahlgän-
gen für den Ständerat zum dümmstmöglichen 
Zeitpunkt, bevor noch mindestens ein Dutzend 
Nationalräte nachrücken und die Kleine Kam-
mer ihre definitive Gestalt annimmt. Die unnö-
tige Eile zeigt sich in den zahlreichen Fehlern: 
So wurde aus dem PdA-Neuling Denis de la 
Reussille eine Frau («Employée de commerce»), 
man flickte bei Kathy Riklin (CVP) als Berufsbe-
zeichnung – anders als auf der offiziellen Web-
site – noch «Universitätsrätin» rein, was sie seit 
einem halben Jahr nicht mehr ist, und man 
schaffte es nicht, den Namen der Bisherigen 
Marina Carobbio Guscetti (SP) richtig zu 
schreiben («Carrobio»). (sär)

Nicht nur für die Druckschriften der Bundes-
verwaltung gilt der «einzige Tipp an die neu 
Gewählten», den Nationalrat Cédric Wer-
muth (SP) verbreitete: «Möglichst viel, mög-
lichst schnell, möglichst ungelesen weg-
schmeissen.» Der Aargauer Linke richtete 
seine Twitter-Botschaft auch an die Parla-
mentsdienste, wollte sie aber nicht als Kritik 
an ihnen verstanden wissen. Das Problem 
seien die Lobbyisten (und zwar nur die priva-
ten), beteuerte er, «nicht die Verwaltung». 
Klar: Staat ist gut, mehr Staat ist besser. (sär)

Nationalrat Urs Gasche (BDP/BE), alt Regie-
rungsrat und Präsident des Berner Elektrizi-
tätsunternehmens BKW, muss sich einer 
Rückenoperation unterziehen. Die Genesung 
wird bis Februar 2016 dauern. An der Winterses-
sion 2015 wird der Politiker nicht teilnehmen 
können, so das Parteisekretariat. Ob für die 
Bundesratswahl vom 9. Dezember eine kurze 
Anwesenheit möglich ist, müsse kurzfristig 
ärztlich beurteilt werden. Wir wünschen Urs 
Gasche auf diesem Wege gute Besserung. Aus 
Sicht der Partei hat der Spitalaufenthalt ihres 
Frontmanns aber auch eine gute Seite: Denn 

Personenkontrolle

Leuthold, de la Reussille, 
Riklin, Carobbio Guscetti, 
Wermuth, Gasche, 
Müller-Altermatt, Federer, 
Nadal, Buholzer, 
Schellnhuber, Merkel, Gates, 
Varoufakis

«Mehr, mehr, mehr»: SP-Nationalrat Wermuth.

Mops: Müller-Altermatt (l., CVP).

Rückgrat: BDP-Nationalrat Gasche.

von nun an ist medizinisch erwiesen, dass auch 
BDP-Politiker ein Rückgrat besitzen. (hmo)

Der vom Blick als «Topshot» der CVP bezeich
nete Nationalrat Stefan Müller-Altermatt 
fordert in der NZZ am Sonntag ein verstärktes 
Zusammengehen der Mitteparteien. Die 
Grünliberalen, die BDP und seine Christlich-
demokraten würden schliesslich bereits viele 
inhaltliche Gemeinsamkeiten aufweisen, et-
wa bei der Energiewende, in der Rentenre-
form oder bei der Asylgesetzrevision. Der So-
lothurner hat auch bereits einen Namen für 
die neue Vereinigung eingebracht: «Die Mo-
deraten». Vollständig würde die fusionierte 
Mitte dann die «Moderatenpartei Schweiz» 
heissen, abgekürzt Mops. Damit wäre auch 
die Frage nach einem möglichen Maskottchen 
schon geklärt: der Mops – klein, niedlich und 
ungefährlich. (kep)

Abseits des Tennisplatzes betritt er gefährliches 
Terrain: Roger Federer verriet dem Tages-Anzei-
ger nach dem Sieg an den Basler Swiss Indoors 
über Rafael Nadal seine Lieblingszahl: Es ist die 
88! «Alles, was mit 8 zu tun hat, bringt Glück», 
so Federer. Wir erinnern uns: Weil offenbar Neo-
nazis in Deutschland die Zahl 88 als Code für 
«Heil Hitler» missbrauchen, war eine Tänzerin 
im SVP-Wahlvideo wochenlangen Anfeindun-
gen ausgesetzt – sie mache mit ihrer T-Shirt- 
Aufschrift «88 New York Bronx» Werbung für 
Hitler. Besonders tat sich PR-Beraterin Sonja 
A. Buholzer mit dem absurden Vorwurf hervor. 
Ihr sei es angesichts dieser Bildsprache «kalt den 
Rücken heruntergelaufen», empörte sie sich im 
Schweizer Fernsehen. Wie sieht es mit Federer 
aus? Wäre es, um bei Buholzers Denkschema zu 
bleiben, nicht ebenso bedenklich, wenn das 
Sportidol eine Nazi-Geheimzahl in Interviews 
propagiert? Dazu will die ansonsten um kein 
Wort verlegene Fachfrau für Kommunikation 
auf einmal nichts mehr sagen. (fsc)

Stell dir vor, es ist Klimakonferenz, und kaum 
jemand interessiert es. So präsentiert sich die 

Situation wenige Wochen vor der Konferenz in 
Paris, die als entscheidend bezüglich der Be-
kämpfung der Erderwärmung hochstilisiert 
worden ist. Angesichts der schwindenden 
öffentlichen Aufmerksamkeit radikalisieren 
sich die Apokalyptiker in ihren Warnungen vor 
dem Klimawandel zusehends — so etwa Hans 
Joachim Schellnhuber, Leiter des Potsdam-In-
stituts für Klimafolgenforschung und Einflüs-
terer von Kanzlerin Angela Merkel. Wir seien 
daran, «an unserem eigenen Scheiterhaufen» 
zu arbeiten, mahnte der Physiker gegenüber 
dem Spiegel. Schreite die Erwärmung voran, 
müssten die Menschen bald in «künstlichen 
Schutzräumen» und «Mondstationen auf Er-
den» leben. Merke: Wer immer weniger gehört 
wird, muss immer lauter rufen. (are)

Bill Gates, der mit Microsoft zum reichsten 
Mann der Welt wurde, will plötzlich kein 
Kapitalist mehr sein. Der Klimawandel, flötete 
er in einem Interview mit dem Magazin The 
Atlantic, könne nur durch staatliche Massnah-
men abgewendet werden, da mit CO2-freien 
Energieträgern nun einmal «kein Vermögen» 



19Weltwoche Nr. 45.15
Bilder: Johannes Eisele (EPA, Keystone), Elaine Thompson (AP, Keystone), Paulo Novais (EPA, Keystone), zVg, Keystone

Günter Schabowski   (1929–2015) _ Den 
Satz, der Deutschland und ganz Europa ver-
ändern sollte, stammelte er in umständ
lichem Bürokratendeutsch: Ab sofort gelte 
eine neue Reiseverodnung, laut der künftig 
Reisen in den Westen erlaubt seien. Nüch-
tern, trocken, ohne Pathos und ohne Emo
tionen verkündete er das historische Ereig-
nis. Fast beiläufig, als ob er die Tragweite 
seiner Worte nicht begreifen würde, infor-
mierte Günter Schabowski am 9. November 
1989 nicht nur über die Öffnung der Mauer, 
sondern implizit auch über das Ende der 
Deutschen Demokratischen Republik.

Der Mann, der stets ein strammer Diener 
des Regimes gewesen war, mutierte in der 
Folge zu einem der schärfsten Kritiker der 
DDR. Der «verspätete Dissident» (FAZ) 
bezeichnete die DDR als «lebensunfähiges 
System». In seinem Buch «Wir haben fast 
alles falsch gemacht» rechnete der ehe
malige Chefpropagandist der DDR mit 
dem kommunistischen Deutschland ab. In 
einem Interview distanzierte er sich aller-
dings vom Buchtitel, den der Verlag 
gewählt hatte. Das höre sich so an, «als ob 
wir einiges richtig gemacht hätten», sagte 
er. Er sei aber der Meinung, «dass wir alles 
falsch gemacht haben». Der Versuch, ein 
sozialistisches Gesellschaftskonstrukt zu 
schaffen, sei von vornherein zum Schei-
tern verurteilt gewesen. In den letzten 
Monaten war es still geworden um den 
Mann, der den Beginn der deutschen 
Wiedervereinigung eingeleitet hatte. Er 
starb am vergangenen Sonntag in einem 
Pflegeheim in Berlin.                  Pierre Heumann

Hans Letsch (1924–2015) _ Zu den bedeu-
tenden Aargauern ihres Jahrhunderts ge-
hörten Bundesrat Hans Schaffner, Vater  
des Freihandels, und Ständerat Hans Letsch 
(FDP), beide humanistisch gebildet. Der 
ehemalige Lehrerseminarist Letsch gehörte 
zur Aktivdienstgeneration. Er blieb dadurch 
stärker geprägt als Bundesrat Rudolf Fried-
rich, der in Uno-Beitritt, EWR und Annähe-
rung an die EU Schritte zur Globalisierung 
sah. Demgegenüber orientierte sich Letsch 
lebenslang nach Hans Schaffner, dessen Ge-
neralsekretär er war. Also eine vorsichtige, 
knallhart auf schweizerische Interessen 
ausgerichtete Politik. Diese Orientierung 
leitete ihn später als Arbeitgeberpräsident 
und in National- und Ständerat als Wirt-
schaftspolitiker. Er vertrat keineswegs 
dumm interpretierte ordoliberale Grund-
sätze, sogar ethische Orientierungen «jen-
seits von Angebot und Nachfrage» (Röpke). 
Gut verstand er sich mit dem hemdsärm
ligen, aber nie politisch unbedarften Ge
werbepolitiker Otto Fischer. Mit Pfarrers- 
bub Christoph Blocher hatte der Sohn aus 
methodistischem Elternhaus weniger 
Schwierigkeiten als andere Freisinnige. 
Der Wirtschaftsprofessor und Träger des 
St. Galler Freiheitspreises und des Preises 
der Stiftung für Abendländische Ethik und 
Kultur galt in der Epoche von Steineggers 
«Ringier-Freisinn» als nicht mehr ganz à 
jour. Er starb am Wahlsonntag, dem 18. Ok-
tober, in Aarau. Hier hält sich nun fast jeder 
für das Amt des Ständerats geeignet. Letsch 
hat mit «Mut zu klaren Positionen» für das 
Land Massstäbe gesetzt.                  Pirmin Meier

Nachruf

«Verspäteter Dissident»: Politiker Schabowski. Massstäbe: FDP-Politiker Letsch.

«Scheiterhaufen»: Schellnhuber (l.), Merkel.

Antikapitalist: Microsoft-Gründer Gates.

First class: Ex-Finanzminister Varoufakis.

zu machen sei. «Seit dem Zweiten Weltkrieg», 
so Gates weiter, «haben Forschung und Ent-
wicklung seitens der US-Regierung den state of 
the art in fast allen Bereichen definiert.» Der 
Privatsektor sei «allgemein unfähig». Ob der 
junge Gates in der legendär-anarchischen 
Tüftlergarage, in welcher der Weltkonzern 
entstanden ist, bereits von ähnlichen Ideen 
beseelt war? (fsc) 

Als Finanzminister versuchte er seine Grie-
chen dazu zu bewegen, den Gürtel enger zu 
schnallen, als politischer Frührentner aber 
muss sich Jannis Varoufakis nicht sonderlich 
einschränken. Er tingelt durch die ganze Welt, 
besucht Seminare, hält Vorträge, gibt Inter-
views — und lässt sich fürstlich entlohnen. Ein 
Interview mit dem italienischen Staatssender 
RAI 3 brachte ihm jüngst 24 000 Euro ein, 
einen First-Class-Flug nach Rom nicht einge-
rechnet. Proteste italienischer Steuer- und Ge-
bührenzahler liessen ihn ungerührt. Schliess-
lich sehe er es als seine Aufgabe an, den «Geist 
des Athener Frühlings» nach Europa zu brin-
gen, schrieb er auf seiner Website. (ky)
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Der Preis der Freiheit ist ewige Wachsamkeit.
Winston Churchill am 17. September 1946 in 
seiner Ansprache an die Berner Bevölkerung

Wer die Sicherheitslage der Schweiz im Jahr 
2015 betrachtet, kommt nicht um die Feststel-
lung herum, dass am Horizont Gefahren aller 
Art lauern. Die Illusion eines ewigen Friedens, 
die sich nach dem Ende des Kalten Kriegs ver-
breitet hatte, ist längst an der Realität zer-
schellt. Die blutigen Gemetzel im auseinander-
brechenden Jugoslawien waren kein Nachspiel, 
sondern das Fanal für eine unübersichtliche 
und gewalttätige Zukunft. Heute herrscht wie-

Sicherheit

Die unbewaffnete Neutralität
Von Philipp Gut und Beat Gygi _ Spätestens seit dem Nein zum Kampfjet Gripen steht die Schweiz so schutzlos  
da wie nie mehr seit der Zwischenkriegszeit. Während die politische und die militärische Führung die Probleme 
schönreden, schwindet die Verankerung der Schweizer Armee im Volk. Ist sie überhaupt noch zu retten?

Einen Tag nach Eröffnung der Kampfhandlungen war die Schweizer Luftwaffe faktisch ausgeschaltet: F/A-18-Patrouille über Davos.

der Krieg in Europa: Doch die Ukraine bleibt 
nicht der einzige Schauplatz. Auch an den Rän-
dern des Kontinents brennt es. Das nordafrika-
nische Libyen ist vom Westen in ein unkon
trollierbares Chaos gebombt worden, der Nahe 
Osten versinkt in grenzübergreifenden Kon-
flikten. Die Terrormilizen des Islamischen 
Staats treiben die religiös motivierten Grau-
samkeiten in neue, massenmedienwirksame 
Dimensionen. Migranten strömen zu Hundert-
tausenden, bald zu Millionen nach Europa, der 
Rechtsstaat kapituliert vor der schieren Masse. 

Das Bedrohungsszenario reicht vom Nuklear
krieg eines Kim Jong Un – denn die Atomwaf-

fen sind nicht aus der Welt geschafft – bis zur 
Einzelattacke eines Rucksackterroristen. Alles, 
auch das Schlimmste, bleibt möglich.     

Beunruhigend ist aber nicht bloss die Welt
lage, die sich nur bedingt von Bern aus steuern 
lässt; beunruhigend ist vor allem, dass die 
Schweizer Armee für die Herausforderungen 
von Gegenwart und Zukunft mehr schlecht als 
recht gerüstet ist. Während die Bestände mas-
siv abgebaut worden sind und weiter abgebaut 
werden, schwindet der Rückhalt in Politik und 
Bevölkerung. Der Anteil der Landesvertei
digung an den Bundesausgaben ist implodiert 
(siehe Grafik). 
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Wird die Schweizer Armee also bald wieder 
über Streitkräfte verfügen, die das Land im 
Ernstfall auch verteidigen können? Eine genau-
ere Analyse weckt Zweifel am offiziellen Bild. 
Selbst innerhalb der Armee wächst der Wider-
stand gegen die jüngsten Reformen.

Seit 1990 findet ein ungebremster, dramati-
scher Abbau auf allen Ebenen statt: beim Per-
sonal, bei den Waffensystemen und bei der In-
frastruktur («Kahlschlag von oben», Weltwoche 
19/14). Der Sollbestand hat sich von 625 000 im 
Jahr 1990 auf rund 200 000 Mann reduziert. Er 
soll jetzt noch einmal halbiert werden: Mit der 
WEA werden es noch 100 000 Mann ein. Diese 
Menge hat in einem Fussballstadion Platz. 
Davon ist lediglich maximal ein Drittel den 
Kampftruppen zuzurechnen. Das Land lässt 
sich damit nicht mehr wirkungsvoll ver
teidigen.    

Ein kleines Zahlenspiel mag das veran-
schaulichen. Gerechnet wird mit vier Kontin-
genten à 25 000 Mann, von denen jedes drei 
Monate im Einsatz steht. Geht man davon aus, 
dass es vier Ablösungen gibt, so bleiben noch 
6250 Mann. Erfahrungsgemäss sind von die-
sen wiederum rund zwei Drittel für Führung, 
Übermittlung, Logistik und Selbstschutz re-
serviert. Das macht somit noch rund 2000 Sol-
daten, die effektiv eingesetzt werden. Bei einer 
gleichmässigen Verteilung auf die 26 Stände 
sind das etwa 80 Mann pro Kanton. Oder an-
ders ausgedrückt: ein Soldat pro 20 Quadrat
kilometer. Oder einer pro 4000 Einwohner. 

Ähnlich sieht die Schrumpfung bei der 
schweren Bewaffnung aus. Die Kampfpanzer 
sind innert weniger Jahre von über 700 Exem
plaren auf knapp 200 reduziert worden. Mit 
der WEA sollen es noch 100 Stück sein – erneut 
eine Halbierung. Noch massiver ist der Abbau 
bei der mobilen Artillerie: Von einst 800 Ex-
emplaren gibt es heute noch etwas über 100. 
Diese Menge soll jetzt noch einmal massiv ver-
ringert werden.   

Den mitbetroffenen Kantonen ist das nicht 
verborgen geblieben. Bereits schauen sich ein-
zelne nach Alternativen um. In einer Interpella-
tion wollen die Kantonsräte Willi Vollenweider 
und Philip C. Brunner vom Zuger Regierungs-
rat wissen, wie dieser die mit der WEA «unwei-
gerlich entstehenden Sicherheitslücken durch 
eigene kantonale Anstrengungen zu schlies
sen» gedenke. Die «Armee-Halbierung WEA» 
gefährde nämlich «auch die Sicherheit im Kan-
ton Zug». Die Antwort ist noch hängig. 

Eine Schlüsselrolle bei der Verteidigung von 
Land und Bevölkerung sowie bei der Gewähr-
leistung der bewaffneten Neutralität spielt die 
Luftwaffe. Diese muss fähig sein, jederzeit die 
Lufthoheit zu garantieren. Doch auch in diesem 
Bereich, in dem die Schweiz früher vergleichs-
weise gut dastand, ist die Lage prekär. Armee
chef Blattmann schreckte die Piloten kürzlich 
mit der Aussage auf, es gebe «keine autonome 
Luftverteidigung» mehr. 

Die Avia, die Gesellschaft der Offiziere der 
Luftwaffe, warnt vor den Auswirkungen der 
WEA. Sie spricht von «unglaublichen Leerläu-
fen» und organisatorischen Fehlplanungen, 
die sich noch verstärken würden. Blattmann 
will nämlich eine neue «Kopfstruktur» schaf-
fen, welche die Autonomie der Teilstreitkräfte 
Heer und Luftwaffe einschränkt und eine neue 
Führungsebene aufbaut. Dadurch würden die 
Verbindungswege verlängert, kritisieren die 
Luftwaffenoffiziere: «In einem Ernstfall wäre 
dies fatal, denn in der Luft muss es ausser
ordentlich schnell gehen.» Keine ernstzuneh-
mende Armee mit Kriegserfahrung in den 
letzten zwanzig Jahren habe «die Unabhän-
gigkeit ihrer Luftwaffe dermassen aufgegeben 
oder hat dies vor». 

Sicherheitsloch Schweiz

Das Nein zum Gripen, den FDP-Chef Philipp 
Müller als Papierflieger verspottete, reisst eine 
Lücke in den Himmel über der Schweiz. «Die 
Luftwaffe hat nicht nur ein qualitatives, son-
dern auch ein quantitatives Problem», sagt der 
ehemalige Avia-Zentralpräsident und Oberst-
leutnant im Generalstab a. D., Roger Harr. 

Noch Anfang der 1990er Jahre verfügte die 
Luftwaffe über mehr als 300 Kampfflugzeuge, 
bald könnten es zehnmal weniger sein. Dies 
hängt davon ab, ob die eigentlich zur Ausmus-
terung vorgesehenen F-5 E/F Tiger nach dem 
Gripen-Nein, auf welches das VBS offensicht-
lich nicht vorbereitet war, nun doch erhalten 
bleiben. Heute verfügt die Schweiz effektiv 
noch über 54 F-5 E/F Tiger. Von diesen sollen bis 
auf weiteres 26 für sekundäre Aufgaben weiter
betrieben werden. Sie müssen schleunigst re
aktiviert werden, um die grössten Lücken zu 
schliessen. Denn laut einem internen Bericht 
brauchte es für eine minimale Luftverteidigung 
eine Flotte von mindestens 60 bis 80 Flugzeu-
gen. Doch der Bundesrat bremst. 

Aber auch beim F/A-18 C/D Hornet häufen 
sich die Probleme. Durchschnittlich sind zehn 
bis sechzehn Flugzeuge pro Tag verfügbar. 
Neue Minusrekorde wurden im März und Mai 
dieses Jahres erreicht, damals standen nur sie-
ben respektive zwei einsatzbereite Maschinen 
zur Verfügung. Damit ist die Luftwaffe nicht 
einmal mehr fähig, zwei gleichzeitig stattfin-
dende Konferenzen zu schützen. Wie es bei 
einem Ernstfall aussähe, kann man sich aus
malen. 

Das weiss man eigentlich auch in der Armee 
selbst. An der höheren Kaderausbildung im 
September wurde ein Szenario mit angreifen-
den Flugzeugen der Typen MiG-29 und Euro-
fighter durchgespielt. Resultat: Einen Tag nach 
Eröffnung der Kampfhandlungen war die 
Schweizer Luftwaffe faktisch ausgeschaltet. 
Willkommen im Sicherheitsloch Schweiz.  

Systematisch wurde die Luftverteidigung in 
den letzten Jahren von Bundesbern ruiniert. 
Zuerst strich man den Erdkampf, dann die 

Einen Tag nach Eröffnung der Kampfhandlungen war die Schweizer Luftwaffe faktisch ausgeschaltet: F/A-18-Patrouille über Davos.

Die Armee hat heute einen Bestand von gut 
200 000 Mann, die jedoch nicht vollständig aus-
gerüstet sind, weil die finanziellen Mittel fehlen 
und die Beschaffungsbehörde Armasuisse per-
sonell und intellektuell ausgeblutet wurde. Das 
hat unter anderem zur Folge, dass «Kreditreste» 
entstehen – also Geld, das die Armee zwar zur 
Verfügung hat, aber nicht nutzen kann. 

Ein Soldat pro 4000 Einwohner

Glaubt man dem Verteidigungsdepartement 
(VBS) von Bundesrat Ueli Maurer (SVP) und 
der Armeeführung unter Korpskommandant 
André Blattmann, dann wird die Verteidi-
gungsbereitschaft mit dem nächsten Reform-
schritt, der «Weiterentwicklung der Armee» 
(WEA), wieder gestärkt. Die Armee soll kleiner, 
aber flexibler und schlagkräftiger werden. Sie 
soll wieder rascher mobilisieren – das ausge-
klügelte Schweizer System, das eine schnelle 
Mobilmachung ermöglichte, wurde mit der 
Reform Armee XXI nämlich einfach abge-
schafft. 
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Aufklärungsflotte. Der heutige Unterbestand 
an Kampfflugzeugen wurde im Jahr 1999 vom 
damaligen SVP-Verteidigungs- und Sportmi-
nister Adolf Ogi fahrlässig vorgespurt. Damals 
wäre eine zweite F/A-18-Beschaffung geplant 
gewesen. Doch Ogi schob diese aus politischen 
Gründen hinaus: Sein Hauptziel war es, die 
Olympischen Winterspiele 2006 nach Sion zu 
holen, da konnte er keine Diskussionen über 
neue Jets brauchen.

Mit der Ausrüstung der Grosseltern 

Zur Luftverteidigung braucht es drei Dinge: ein 
System, das die Lage darstellt, bewegliche Mittel 
(Flugzeuge) und statische Mittel (Lenkwaffen, 
Kanonen). Mit dem sogenannten Florako be-
sitzt die Schweiz ein funktionierendes, weit
gehend fehlerfreies Radarsystem für die 
Luftraumüberwachung. Trotzdem sind laut 
Kennern dringend neue Beschaffungen nötig. 
Vor allem bei den beweglichen und den stati-
schen Mitteln bestehen erhebliche Mängel und 
Lücken – und der Abbau geht munter weiter. 

Was die Lenkwaffen des Mittelstrecken- und 
des Langstreckenbereichs betrifft, hat die Ar-
mee schlicht «nichts mehr» zu bieten, wie sich 
ein Insider ausdrückt. Doch es fehlten auch die 
Mittel für die «letzte Meile» – die Schweizer 
Luftwaffe und damit letztlich die Bevölkerung 
sind verwundbar wie ein auf dem Rücken 
liegender Igel.

Natürlich hat die Schwäche der Armee mit dem 
Zeitgeist seit dem Ende des Kalten Kriegs und 
mit den Vorgaben der Berner Politik zu tun. 
Aber sie ist auch selbstverschuldet. Die Opposi-
tion von vielen Offizieren bezieht sich auch dar
auf, dass die Stellung des Armeechefs gestärkt 
wurde: Statt eines breitabgestützten Gre
miums führt heute ein Einzelner. Dieses 
«Nadelöhr» führe zu Schwierigkeiten. Interne 
Informationen und Kritik mit dem Ziel, die 
Armee besser zu machen, drängen gar nicht 
mehr bis zu Blattmann vor. Und in der Folge 
auch nicht bis zu Verteidigungsminister Mau-
rer. Es habe eine Zentralisierung und Bürokra-
tisierung stattgefunden, die effiziente Abläufe 
erschwerten – das Gegenteil dessen, was die 
WEA verspricht.  

Ein Exempel aus der Praxis: Unter dem 
Schlagwort der «Zentralisierung» stehen die 
Schneepflüge heute nicht mehr unter dem 
Einsatz der einzelnen Flugplätze und Trup-
pen, sie müssen von der Logistikbasis angefor-
dert werden. Eine Schneeräumung ausserhalb 
der gewerkschaftlich fixierten Arbeitszeiten 
ist praktisch unmöglich, der Koordinations-
aufwand steigt. Es kam sogar schon vor, dass 
Flugzeuge aufgrund dieser neuen Regelung 
nicht starten konnten. Die Luftwaffe legt sich 
selbst lahm. 

Ein weiteres Beispiel, bei dem organisato
rische Änderungen zu einer Verschlechterung 

der Leistung führten, ist die Auslagerung der 
Flugsicherung an Skyguide. Das sei aus ver-
schiedenen Gründen problematisch, so Insider. 
In der Einsatzzentrale sitzen bereits erste Aus-
länder. Und als während des Weltwirtschafts
forums in Davos ein Skyguide-Angestellter 
krank wurde, musste der Flugplatz Meiringen 
kurzerhand geschlossen werden. Man reibt sich 
die Augen.

«Das Verteidigungssystem der Schweiz ist 
nach und nach ausgehöhlt worden – durch 
Fehlentscheide und fehlende Mittel», bilan-
ziert ein Kenner. Die unangenehme Frage 
drängt sich auf: Ist die Schweizer Armee über-
haupt noch zu retten? Oder müssen wir uns an 
den Gedanken gewöhnen, dass wir im Ernstfall 
nicht mehr wirkungsvoll verteidigt würden? 

Die jüngsten Signale deuten nicht auf einen 
Umschwung hin. Weder in der Politik noch in 
der Armeeführung, noch in Bevölkerung und 
Wirtschaft. Die WEA ist noch immer nicht 
durch das Parlament. Bereits zeichnen sich 
Verzögerungen ab. Wie man aus dem Bundesrat 
hört, drängte dieser trotz der offenkundigen 
Sicherheitslücken auf neue Sparmassnahmen. 
In den Jahren 2017 bis 2019 sollen dem VBS nur 
noch zwischen 4,5 und 4,8 Milliarden Franken 
zur Verfügung stehen (statt 5 Milliarden). Von 
diesen werden allein 4 Milliarden für den Be-
trieb der Armee gebraucht. Für die dringend 
nötigen Investitionen bleibt weniger als eine 
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Wo fliesst heute das Bundesgeld hin?

Anteile der einzelnen Aufgabengebiete am Bundesbudget 2016, in Prozent

Finanzielle Vernachlässigung der Armee

Entwicklung einzelner Ausgabenkategorien von 1990 bis 2014, indexiert (1995 = 100)

Drastischer Bedeutungsverlust

Militärausgaben, in Prozent des Bundeshaushalts

6,6 % %

Weit unten auf der Prioritätenliste.



Milliarde. Doch die Armee sagt nun, es könne 
nur noch dort gespart werden. 

Ein Entscheid mit Folgen: Denn die Investi
tionen sollten eigentlich sicherstellen, dass die 
Waffen und Systeme alle dreissig Jahre ausge-
tauscht und modernisiert werden können. Bei 
einer Halbierung der Investitionen würde die-
ser Erneuerungszyklus theoretisch auf sechzig 
Jahre gestreckt. Die Schweizer Armee im 21. Jahr-
hundert – mit der Ausrüstung der Grosseltern? 

Vom zuständigen Bundesrat Maurer, vom 
VBS und von der Armeespitze würde man 
eigentlich erwarten, dass sie nüchtern und 
schonungslos aufzeigen, dass die Armee ihre 
Verteidigungsaufgaben gemäss Verfassung 
gar nicht mehr erfüllen kann. Der neue Sicher-
heitspolitische Bericht ist zwar verfasst, doch 
immer noch unter Verschluss. Chefstratege 
Christian Catrina liess im kleinen Kreis ver
lauten, der Bericht sei so abzufassen, dass er 
von links bis rechts akzeptiert werde. Das ist 
typisch für das Verhalten der Führung: Die 
Bedrohungslage wird laufend den vermeint
lichen oder tatsächlichen Vorgaben der Politik 
und den Finanzmitteln angepasst und nicht 
umgekehrt. Dabei wäre es doch die Aufgabe 
dieser Führungsorgane, eine realistische Dar-
stellung der Gefahren zu liefern. «Safety first» 
– das gilt für die Schweizer Armee schon längst 
nicht mehr. Auch diese Erkenntnis dämpft die 
Hoffnungen auf einen Umschwung.    

Innerhalb der Armee wird die freie, kritisch-
beflügelnde Debatte nicht gefördert. Im Gegen-
teil: Insider sprechen von einer «Angstkultur» 
und von «Maulkörben». Tatsächlich gibt es ver-
schiedene interne Weisungen, die es den 
Armeeangehörigen untersagen, sich kritisch 
zum Gripen oder zur WEA zu äussern. Dazu 
passt, dass auch das interne Inspektorat abge-
schafft wurde, die formelle Stelle für Selbstkri-
tik innerhalb der Armee. Im Gespräch mit der 
Weltwoche bedauern mehrere ranghohe Offiziere 
diese kupierte Gesprächskultur. Denn in der 
Praxis entscheide sich, was etwas tauge. «Man 
muss mit jenen Leuten diskutieren, die den 
Krieg führen müssen», sagt ein Armeekader.   

Whatsapp statt FIS Heer 

Ein solches Erfahrungsbeispiel lieferte die 
Grossübung «Conex 15», die kürzlich im Raum 
Nordwestschweiz stattfand. Die Armeespitze 
verkündete danach, das Führungsinforma
tionssystem (FIS) Heer habe einwandfrei funk-
tioniert. Fragt man indes beteiligte Soldaten 
und Offiziere, ergibt sich ein anderes Bild: Das 
System habe im Feld versagt. Für die Kom
munikation hätten die Truppen deshalb auf 
das zivile Whatsapp umgestellt. 

In diesem Fall scheinen die positiven Neben-
wirkungen genau umgekehrt geflossen zu sein, 
als es oft geltend gemacht wird: Da hilft der 
Zivilsektor mit seiner Handytechnik der 

Militärwelt. Die traditionelle Argumentation 
geht in die entgegengesetzte Richtung: Militä-
rische Erfahrung, Führungsfertigkeiten, das 
Übernehmen von Verantwortung nützen Wirt-
schaft und Gesellschaft. Jahrzehntelang galt die 
militärische Führungsausbildung als Trumpf 
für die zivile Karriere in Unternehmen, Organi-
sationen und Verwaltung. Noch in den achtzi-
ger Jahren hatte das «Weitermachen» in der mi-
litärischen Ausbildung für viele Junge den Reiz, 
dass sich dadurch ihre beruflichen Chancen 
meist verbesserten – nicht nur wegen der Aus-
bildung, sondern auch wegen des Beziehungs-
netzes. In Geschäftsleitungen grosser Unter-
nehmen kannten sich viele Kaderleute vom 
Militärdienst, auch quer über die Firmen hin-
weg. Manager in Grosskonzernen sahen sich re-
gelmässig bei Generalstabseinsätzen. 

Schlagartig verlor das Netz «Schweizer Ar-
mee» dann aber mit der Internationalisierung 
der Wirtschaft an Wert, heute hört man nur 
noch selten den Satz: «Er war mein Kadi, als ich 
Zugführer war.» In unglaublichem Tempo ver-
lagerten sich die Interessen der grösseren Fir-
men und der KMU in den achtziger und neun-
ziger Jahren vom Inland ins internationale 
Geschäft. Der Nutzen der Armeekontakte und 
der Militärkarriere schrumpfte, und das rückte 
die Kosten der Abwesenheit von der Firma 
plötzlich in den Vordergrund. Einer der Trümp-
fe der Militärkarriere wurde mehr und mehr 

Wir leben in einer von Krieg gezeichneten Welt, in der Menschen schreckliche 
Leiden erdulden müssen. Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 
ist meist die einzige Hoffnung. Wir sind aber vermehrt auf unsere Spenderinnen 
und Spender angewiesen. Wollen Sie uns heute unterstützen? 

•  In Syrien lieferten wir dieses Jahr 
Nahrungsmittelrationen für 5,3 Millionen 
Menschen, die durch 4 Jahren Konflikt 
stark betroffen sind. Viele dieser Menschen 
befinden sich in solch verzweifelten 
Situationen, dass sie ihr Leben riskieren 
um nach Europa zu gelangen. Wasser und 
Lebensmittel sind notwendiger denn je.

•  Der Konflikt in Nordnigeria forderte Tausende 
von Todesopfern und trieb mehr als eine Million 
Menschen in die Flucht. Sie mussten ihr Heim 
verlassen und in Nachbarstaaten Kamerun, 
Tschad und Niger Zuflucht suchen. Das IKRK 
ist vor Ort und stellt Nahrungsmittel sowie 
Gesundheitspflege zur Verfügung, und hilft 
versprengte Familien zu einigen.  

Herzlichen Dank für Ihre Spende auf
icrc.org/hoffnung

GEMEINSAM SETZEN WIR EIN  
ZEICHEN DER HOFFNUNG

Mit Ihrer Hilfe können wir so viel mehr tun. 
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Schweiz

«Die Armee wird sich anpassen müssen»
Militärexperte Bruno Lezzi, Oberst iGst, Lehrbeauftragter  
an der Universität Zürich und ehemaliger NZZ-Redaktor, zur 
Zukunft des Militärs. Von Beat Gygi

Herr Lezzi, können wir angesichts 
der geschrumpften Bestände und 
der vernachlässigten Ausrüstung 
der Armee heute überhaupt noch 
von einer bewaffneten Neutralität 
der Schweiz sprechen?

Wir können von einer bewaffneten 
Neutralität sprechen. Die Antwort 
auf diese Frage ist ja immer abhän-
gig von der internationalen Lage, 
von der Wahrnehmung der Risiken 
und Gefahren, mit denen die 
Schweiz konfrontiert ist. Dieses 
Bild ändert sich natürlich laufend 
– und damit auch die Neutralitäts-
politik. Im Kalten Krieg musste 
man sich auf eine ganz andere Be-
drohungslage ausrichten als heute. 
Damals hatte die Armee einen Effektiv
bestand von weit über 700 000 Soldaten. 
Nun, mit dem Konzept der Weiterent-
wicklung der Armee, sollen es noch rund 
100 000 Soldaten und Soldatinnen sein; 
dieses Modell ist auf eine völlig veränder-
te Bedrohungslage zugeschnitten. 

Aber es sind ja Bedrohungen sichtbar.
Es sind strategische Veränderungen im 
Gang, etwa mit der Annexion der Krim, 
der hybriden Kriegführung in der 
Ukraine oder der wachsenden Bedrohung 
durch den Terrorismus. Da wird sich die 
Armee wieder anpassen müssen. 

Also aufrüsten?
Die Leitlinien für die Weiterentwicklung 
sind gegeben. Die komplette Ausrüstung 
der Einsatzverbände ist vorgesehen, und 
daneben sollte man auch die Luftrüstung 
wieder auf einen vertretbaren Stand 
bringen. Das muss man in den nächsten 
Jahren allerdings umsetzen. Nach dem 
Volksentscheid zum Kauf des Kampfflug-
zeugs Gripen wird dies nicht ganz einfach 
sein. Summarisch lässt sich sagen: Die be-
waffnete Neutralität ist gewährleistet, 
aber man wird sich anstrengen müssen, 
um glaubwürdig zu bleiben. 

Wo muss man überall ansetzen? Man hört 
ja etwa den Spruch, die neue Armee hätte 
in einem grossen Fussballstadion Platz.

Das ist natürlich sehr prononciert ausge-
drückt und an der Armeeorganisation des 
Kalten Krieges orientiert. Aber klar, die 
vollständige Ausrüstung der Verbände mit 
Waffen und Material ist nötig, dies neben 

der Stärkung der Luftwaffe. Da hat man in den 
letzten Jahren etwas zu stark nachgelassen.

Das erfordert politisch mehr Zustimmung.
Ja, und für mich ist das Erstaunliche, dass die 
Diskussion darüber praktisch erstarrt ist. 
Man spricht nur über Finanzbeiträge, die 
einen möchten fünf Milliarden Franken, an-
dere mehr oder weniger. Aber über das, was 
die Armee wirklich soll und wie sie im grösse-
ren Umfeld Europa positioniert ist, wird 
nicht diskutiert. Heute wird über Organisa
tionsstrukturen gesprochen, über eine me-
chanisierte Brigade mehr oder weniger, aber 
nicht über sicherheitspolitische und strategi-
sche Grundsatzfragen. Es ist unerlässlich, 
diese Diskussion in Gang zu bringen, auch 
wenn es schwierig ist. Mit dem neuen Parla-
ment wird dies vielleicht eher möglich sein. 

Erwarten Sie vom neuen Parlament also eine 
intensivere Debatte?

Da das Parlament bürgerlicher geworden ist, 
könnte die Weiterentwicklung der Armee 
allenfalls rascher verabschiedet werden. Aber 
die verschiedenen Lager sind natürlich im-
mer noch klar voneinander abgegrenzt. Mit 
einer gestärkten SVP, die strikt am traditio-
nellen Armeekonzept festhält, wird es nicht 
einfacher sein, eine Lösung zu finden, die 
dann rasch realisiert werden kann. 

Die SVP vertritt immerhin sehr viele Wähler. 
Ja, aber die neuen Parlamentarier müssen 
noch zeigen, welche Richtung sie anpeilen. 

Ist die Armee heute überhaupt noch genü-
gend verankert in der Gesellschaft? 

Das hat sich in den vergangenen Jahrzehnten 
ebenfalls verändert. Im Kalten Krieg war die 

«Nachholbedarf»: Bruno Lezzi.

Verankerung in der Bevölkerung stärker 
als heute. Mit ihrer hohen Zahl an Solda-
ten war die Armee viel präsenter in der Öf-
fentlichkeit und im Volk. Mit der Reduk-
tion der Bestände hat sich das erheblich 
geändert. Zudem haben es die Verände-
rungen in der Arbeitswelt zunehmend er-

schwert, Leute zu finden, die in Wirt-
schaft und Militär gleichzeitig 
Kaderfunktionen wahrnehmen. 
Ist es eher am Parlament oder eher 
an der Armeeführung, die Armee 
zu ändern?

Es ist vor allem Aufgabe des Depar
tements, aufgrund der Gefahren- 
und Risikolagen Veränderungen 
vorzuschlagen. Und dann sollten 
die Gedanken in der Politik aber 
aufgegriffen und diskutiert wer-
den, und zwar in einer Diskussion, 
die diesen Namen auch wirklich 
verdient. Man muss so weit kom-
men, dass man die Armee als Ge-
samtsystem zur Sicherheitsvor-
sorge begreift und sie nicht immer 
nur unter organisatorischen oder 
finanziellen Aspekten diskutiert. 

Aus der Armee selber hört man nicht viel 
dazu. Sollten sich Armeevertreter in der 
Debatte vermehrt zu Wort melden?

Das ist immer die grosse Frage. Früher 
war dies mehr der Fall als heute. Damals 
haben Generalstabschefs – heute wäre das 
der Armeechef – programmatischer in die 
wehrpolitische Diskussion eingegriffen. 
Heute lässt sich die Armeespitze viel we-
niger deutlich vernehmen. Vielleicht ver-
steht man heute die demokratische Kon
trolle über die Streitkräfte rigider als 
früher, das Militär überlässt die Orientie-
rung der Departementsführung und sagt 
öffentlich zu wenig deutlich, wie die Ar-
mee aus militärischer Sicht gestaltet sein 
sollte. Meiner Ansicht nach gibt es da 
Nachholbedarf. Militärvertreter müssten 
die Bedürfnisse der Armee wieder klarer 
in programmatischer Weise zum Aus-
druck bringen.  

Haben Armeevertreter im Ausland mehr 
Möglichkeiten, sich einzubringen?

Auch in Deutschland zeigt sich die Mili-
tärführung heute sehr zurückhaltend. 
Früher haben sich Exponenten wie etwa 
Generalinspekteur Klaus Naumann 
sehr klar in die Diskussion eingebracht, 
heute ist es stiller geworden, die Politik 
behält das Heft in militärischen Fragen 
in der Hand. Etwas anders ist es in 
Grossbritannien, wo die Verteidigungs
stabschefs immer wieder vor dem 
Fachpublikum auftreten und ihre 
Ansichten darlegen. 
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zum Nachteil, viele Personalchefs bewerteten 
die erwartete Abwesenheit als Minuspunkt.   

Diese Sichtweise hat auch die politische Dis-
kussion über die Grösse der Armee geprägt. Was 
ist die Armee wert? Ein nüchterner Ansatz be-
steht darin, Kosten und Nutzen einander ge-
genüberzustellen. Die Kosten werden zum Teil 
im Staatshaushalt ausgewiesen, 2014 mit 3,9 
Milliarden Franken. Hinzu kommen Zusatz-
kosten im Umfang von etwa einer Milliarde 
Franken bei Kantonen, Gemeinden, «Arma
suisse Immobilien» oder Versicherungen sowie 
nochmals etwa eine Milliarde für Erwerbsersatz 
und Lohnfortzahlungen in der Privatwirtschaft. 
Insgesamt kommt die Armee damit auf gut 6 
Milliarden Franken pro Jahr zu stehen. 

Was die Führung jetzt tun sollte 

Hinzu kommt oft das ökonomische Argument, 
die Abwesenheit der Soldaten vom Arbeitsplatz 
sei angemessen zu bewerten. Reiner Eichenber-
ger, Ökonomieprofessor in Freiburg, hat die 
volkswirtschaftlichen Kosten der Armee nach 
dem Übergang zur Armee XXI untersucht und 
ist zum Schluss gekommen, dass die tatsächli-
chen Kosten viel höher sind als die Haushalts-
zahlen, wenn man die eingesetzte Zeit der Sol-
daten mit jenem Wert berücksichtigt, welcher 
der Wirtschaft durch die Militärzeit entzogen 
wird. Für die 6,4 Millionen Diensttage im Jahr 
2008 kam er auf 3,8 Milliarden Franken. Als 

Stundenlohn wurden knapp 70 Franken einge-
setzt. 2014 leistete die Armee noch gut 5,8 Mil
lionen Diensttage, die absorbierte Zeit war also 
etwas geringer als 2008, dafür dürften die Löh-
ne heute etwas höher liegen. 

Nun kann man allerdings auch auf der Nut-
zenseite mit einer erweiterten Perspektive ar-
gumentieren. Was ist der Nutzen der Armee? 
Eine umfangreiche Studie der Milizkommis
sion des VBS kam 2012 zum Schluss, dass der 
messbare Nutzen aus Armeeeinsätzen und 
Dienstleistungen zuhanden Dritter gut eine 
Milliarde Franken pro Jahr ausmachen dürfte. 
Hinzu kommen schwierig messbare Auswir-
kungen durch Lohnzahlungen, Aufträge an 
Schweizer Firmen oder Gegengeschäfte bei 
Beschaffungen im Ausland in Milliardenhöhe. 

Die Hauptleistung aber ist noch schwieriger 
zu ermitteln: Im Prinzip ist die Armee ja eine 
Versicherung gegen zahlreiche Gefahren und 
Bedrohungen. Die Höhe dieser Versicherungs-
prämie hängt wesentlich von der Bedrohungs-
lage und von der Wertschätzung der militäri-
schen Verteidigungsleistungen durch die 
Bürger ab. Die Beurteilung der Bedrohungslage 
ist meist Sache der Profis in Verwaltung und 
Armee, die Wertschätzung dagegen in einer 
Demokratie eher Sache der «normalen Leute». 
In einer Milizarmee sind die Bürger direkt auch 
an der Erstellung von Sicherheitsleistungen be-
teiligt, sie können den Wert der Armee gleich-

zeitig aus politischer und aus handwerklicher 
Sicht beurteilen. Dabei spielt die im Militär-
dienst verbrachte Zeit eine Rolle. Eine solche 
«Investition» dürften sie nicht gerne als nutzlos 
ansehen und werden somit eher zu einer positi-
ven Beurteilung der Armee neigen. Aus dieser 
Sicht ist der langfristige Rückgang des Personal-
bestandes von 700 000 auf 100 000 Soldaten dra-
matisch, damit verliert die Verteidigung einen 
spürbaren Teil ihres Rückhalts im Volk. 

Wieder eine schlagkräftige Armee aufzu-
bauen, ist kein Selbstzweck und auch nicht das 
Steckenpferd irgendwelcher ewiggestriger 
Möchtegern-Rambos. Es geht darum, den Auf-
trag der Verfassung zu erfüllen: «Die Armee 
dient der Kriegsverhinderung und trägt bei 
zur Erhaltung des Friedens; sie verteidigt das 
Land und seine Bevölkerung» (Art. 58 Abs. 2 
BV). Natürlich kann man dabei auf die Weit-
sicht und die Verantwortung einzelner Poli
tiker zählen und darauf hoffen, dass der Reali-
tätsdruck so gross wird, dass Bundesrat und 
Parlament den verfassungsmässigen Schutz
auftrag wieder ernst nehmen. Doch wer, wenn 
nicht die Armee selbst, sollte den ersten Schritt 
tun? Statt sich der «besten Armee der Welt» 
(Ueli Maurer) zu rühmen und die Missstände 
schönzureden, sollte sie der Öffentlichkeit 
endlich reinen Wein einschenken und offensiv 
kommunizieren, was es braucht, damit die 
Schweiz wieder sicher wird. � g
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Gesetzliche Vorgabe
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 Jahr

1989

1993

2000

2001

2008

2011

2013

2014

Ja Nein

35,6 % 64,4 %

42,8 % 57,2 %

37,6 % 62,4 %

21,9 % 78,1 %

31,9 % 68,1 %

43,7 % 56,3 %

26,8 % 73,2 %

46,6 % 53,4 %

Vorlage

Für eine Schweiz ohne Armee und eine umfassende Friedenspolitik

Für eine Schweiz ohne neue Kamp�ugzeuge

Sparen beim Militär und bei der Gesamtverteidigung

Für eine glaubwürdige Sicherheitspolitik

Gegen Kamp¡etlärm in Tourismusgebieten

Wa¢enverbotsinitiative

Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht

Fonds zur Bescha¢ung des Kamp�ugzeugs Gripen

Schwächung in der Luft

Kamp�ugzeuge der Schweizer Luftwa¢e, 1990–2015

Armee und Demokratie

Resultate der armeerelevanten Volksabstimmungen seit 1989

Truppenabbau in Stufen

Tatsächlicher Bestand der Schweizer Armee im Vergleich mit der gesetzlichen Vorgabe

Abbau auf breiter Front.
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Also sprach Horst 
Seehofer letzte 

Woche: Bis Allerheili-
gen müsse die Regie-
rung in Berlin Mass-
nahmen ergreifen, 
um den Zustrom der 
Flüchtlinge wirksam 
einzudämmen. Was 

der CSU-Chef nicht sagte, war: Was er tun wür-
de, falls die Regierung keine geeigneten Mass-
nahmen ergreift. Seehofers «Ultimatum» war 
keines. Es war nicht einmal eine Warnung an 
die Schwesterpartei, die CDU, nur ein takti-
sches Manöver, um ein wenig Zeit zu gewinnen 
und Entschlossenheit vorzutäuschen.

Am Montag, dem Tag nach Allerheiligen, gab 
Seehofer eine Pressekonferenz, bei der er dar-
legte, was bei dem Verhandlungsmarathon am 
Wochenende im Kanzleramt beschlossen wur-
de: ein sechsseitiges «gemeinsames Positions-
papier» der Unionsparteien. Seehofer wörtlich: 
«Jetzt, was die nationale Schiene angeht, zur 
Verstärkung der Grenzkontrollen, auch zur 
Erhöhung ihrer Wirksamkeit, sind diese 
Transitzonen unerlässlich. Es geht ja vor allem 
um einen Personenkreis, der aus sicheren 
Herkunftsstaaten kommt, diese sicheren Her-
kunftsstaaten sollen ja noch erweitert werden, 
auch zum Beispiel um die Türkei und um Per-
sonen, die wieder einreisen, obwohl sie schon 
wegen eines Asyls einmal eingereist sind, die 
eine Wiedereinreisesperre haben, die persön-
lich nicht mitwirken wollen an der Feststellung 
ihrer Identität. Und ich habe heute im Vorstand 
gesagt: Von allen Massnahmen, die diskutiert 
werden, ist dies zeitlich die dringendste.»

Denn es dürfte eine Weile dauern, bis sich 
der Inhalt des «gemeinsamen Positions
papiers» von CDU und CSU bis in die ent
legensten Täler des Hindukusch herumge-
sprochen hat und die Afghanen es sich zweimal 
überlegen werden, ob sie die weite Reise nach 
Deutschland antreten, um am Ziel in einer 
«Transitzone» zu landen.

Was Seehofer nicht einmal erwähnte, war, 
dass die Regierung nicht nur aus CDU und 
CSU besteht. Mit am Tisch sitzt auch die SPD, 
und die lehnt die Einführung von «Transit
zonen» entlang den Grenzen ab. Lieber will sie 
«dezentrale Aufnahmezentren» im Landes
inneren einrichten. 

Die Verhandlungen innerhalb der Koalition 
werden also weitergehen. Der Exodus aus 
Afrika und Asien auch.

Die Schweiz vollzieht eine historische Rück-
kehr zu normalen Verhältnissen im Par

lament und im Bundesrat: Finanzministerin 
Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) hat die 
Chance gepackt: zurückzutreten, solange der 
Anschein von Freiwilligkeit noch einigermas-
sen gewahrt werden kann. Eine klare bürgerli-
che Mehrheit steht im Nationalrat einer etwa 
25-Prozent-Minderheit von gewöhnlichen und 
grünen Linken gegenüber. Eine zusätzliche 
Normalisierung bewirkt das absehbare Ver-
schwinden kleiner Parteien, die sich vor allem 
in der Mitte mit Modethemen einzunisten ver-
suchten. Wer erinnert sich noch an eine Auto-
partei oder einen LdU? GLP und BDP werden 
diesen Weg wohl schneller gehen, als sie sich 
das selber vorstellen. Unklar bleibt die Rolle der 
CVP als vierte grosse Partei. Wo liegen die Her-
ausforderungen für die kommenden vier Jahre?

1 _ Im Mittelpunkt steht unser 
Verhältnis zur EU, bei dem die 
neue bürgerliche Mehrheit noch 
gespalten, aber die Mehrheitspar-
tei gestärkt worden ist. Angesichts 
der offenkundigen Schwächen der 
EU in Sachen Migrations- und 
Währungsfragen sowie der briti-
schen Attacke auf ihre Zentralisie-
rung sollte dieses Problem lösbar 
sein. Nicht zuletzt auch deshalb, 
weil die Migrationswelle die Freizügigkeit 
EU-intern untergraben wird. 

2 _ Eine Abkehr von der Energiewende rückt 
mittelfristig in den Bereich des Möglichen. Am 
meisten verloren hat die GLP, die mit ihrer Ini-
tiative «Energie- statt Mehrwertsteuer» eine 
historische Niederlage eingesteckt hat. Wir 
können jetzt noch ein wenig mit kostendecken-
den Einspeisevergütungssubventionen und 
Wind-und-Solar-Illusionen weiterwursteln. 
Aber hinter den Kulissen wird sich der Zeitgeist 
den realen Erfahrungen und fundierten Analy-
sen anpassen. Das Volk wird spätestens dann 
zuschlagen können, wenn die neuen Energie-
steuern konkret zur Abstimmung vorgelegt 
werden müssen. Vorher passiert ohnehin nicht 
viel bis gar nichts, weil ja auch die grossen und 
neueren AKW noch Jahrzehnte weiterlaufen 
werden und der Ausbau von Solar- und Wind-
strom-Infrastrukturen schon heute stagniert. 

3 _ Die Sozialpolitik muss grundlegend ge
ändert werden. Die wahltaktische Allianz zwi-

schen Bundesrat Berset und der CVP ist geschei-
tert. Das Rentenalter muss flexibel nach oben 
verschoben, die Umverteilung zwischen den 
Generationen in der zweiten Säule gestoppt 
und der schleichende Ausbau der bedarfsab-
hängigen Leistungen im Feld der Ergänzungs-
leistungen, der Sozialhilfe und der Kranken-
kassenprämien zurückgefahren werden. Die 
Volksabstimmung über das bedingungslose 
Grundeinkommen dürfte ähnliche Mehrhei-
ten wie bei der Energiesteuer ergeben und dem 
Parlament die neue Richtung vorgeben.

4 _ Die Aufwertung des Frankens ist eine un-
abänderliche Tatsache. Solange wir unabhän-
gig bleiben wollen, ist eine eigenständige Geld- 
und Fiskalpolitik unabdingbar. Wer eine feste 
Anbindung an den Euro oder gar den Dollar 
verlangt, müsste dem sofortigen Beitritt in die 
EU zustimmen oder sich die Diagnose «grös

senwahnsinnig» gefallen lassen. 
Als ich Anfang der siebziger Jahre 
in den USA forschte, war ein Dollar 
noch Fr. 4.30 wert, vor zehn Jahren 
lag ein Euro noch über Fr. 1.50. Die 
Schweizer Währung hat sich nach-
haltig aufgewertet, weil wir dank 
unserer marktfreundlichen Politik 
laufend grössere Produktivitäts
gewinne erzielten, sei es durch In-
novation oder mehr noch durch 

schnellen Strukturwandel in Richtung höhere 
Wertschöpfung. Die Frankenstärke war bisher 
gewissermassen der Preis, den wir für unsere 
Unabhängigkeit bezahlen mussten, aber auch 
bezahlen konnten, ohne volkswirtschaftlich 
Schaden zu nehmen.

Heute ist das leider anders. Wir unterschei-
den uns bezüglich Staatsquote kaum noch von 
den «fortschrittlichsten» Ländern, wir fahren 
mit der Energiepolitik einen suizidalen Allein-
gang, wir sind daran, unser solides Drei-Säu-
len-System einer Umverteilungsideologie zu 
opfern oder unsere Gesundheits- oder Verkehrs
politik in eine staatliche Planwirtschaft zu 
transformieren, in welcher die Marktpreise 
kaum mehr eine Rolle spielen. Die Frankenstär-
ke ist also nur deshalb ein echtes Problem ge-
worden, weil wir unsere Unabhängigkeit in der 
Politik entweder verlieren oder, mehr noch, die 
Zurückhaltung bei Marktinterventionen auf 
dem Altar von sozialdemokratischen Prinzi
pien wie Umverteilung und Service public oder 
ökologischen Ideologien wie Nachhaltigkeit 
und Autarkie zu verbrennen drohen.

Die Deutschen

Transitzonen
Von Henryk M. Broder _ Der 
Exodus aus Afrika und Asien 
wird weitergehen.

Wirtschaft

Adieu, politische Gespinste
Von Silvio Borner _ Die Wähler haben den Bürgerlichen  
ein eindrückliches Mandat erteilt: Was nun in der Wirtschafts-  
und Sozialpolitik zu tun ist.
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Zum zweiten Mal 
innerhalb von 

nur fünf Monaten 
haben die Türken ge-
wählt und dem Präsi-
denten Recep Tayyip 
Erdogan ein neues 
Mandat zum Regie-
ren gegeben. Dies vor 

dem Hintergrund von Terror, Krieg und Chaos 
in der Region. Auch Erdogan selber hatte die 
Spannungen geschürt, um ein Klima des 
nationalen Notstandes zu erzeugen.

Die Rechnung ging auf, und das Ergebnis ist 
angesichts dieser Lage durchaus verständlich. 
Die konservativ-islamische Partei für Gerech-
tigkeit und Fortschritt (AKP) hatte am 7. Juni 
zum ersten Mal seit zwölf Jahren ihre absolute 
Mehrheit verloren. Damals ging es darum, zu 
verhindern, dass Erdogan eine Mehrheit für 
eine Verfassungsreform erhielt, die ihn zum 
Chef einer «gelenkten Demokratie» à la Putin 
machen würde. Nun machte die AKP deutliche 
Stimmengewinne und eroberte die Mehrheit 
zurück.

Die AKP argumentierte recht überzeugend, 
dass sie auf jeden Fall besser geeignet sei, das 
Land von den Auswüchsen der Kriege und 
Turbulenzen im Nahen Osten zu schützen, als 
eine kaum aktionsfähige Koalition von Oppo-
sitionsparteien. Die CHP, die grösste unter den 
kleinen, bot keine Perspektive. Die Kurden-
partei HDP, die im Juni erstmals ins Parlament 
einzog, konnte sich nicht glaubwürdig von 
den Terroraktivitäten der PKK distanzieren. 
Die nationalistische MHP war vollständig 
kooperationsunwillig. Sie verlor die Hälfte 
ihrer Mandate.

Zur allgemeinen Unsicherheit musste Er-
dogan nur wenig beitragen. Sie war und ist 
mit Händen zu greifen. Der Terroranschlag 
in Ankara forderte mehr als hundert Todes
opfer. In Ostanatolien herrscht eine Art 
Belagerungszustand. Russland, historischer 
Widersacher der Türken seit der Zeit der Os-
manen, kämpft in Syrien und hat die Ukraine 
in der Schwarzmeer-Region attackiert. Ein 
russischer Kampfjet verletzte den türkischen 
Luftraum. Die türkische Politik gegenüber 
den Nachbarstaaten war ein monumentales 
Fiasko.

Natürlich hatte Erdogan die Verhandlungen 
über die Regierungsbildung nach den Juni-
Wahlen manipuliert. Natürlich war sein 
Vorgehen gegen die PKK wahlpolitisch be-

gründet, um eine nationalistische Stimmung 
anzufachen. Natürlich war sein Vorgehen 
gegen die Medien seines Widersachers Fethul-
lah Gülen repressiv. Doch für die Polarisierung 
in der türkischen Politik und Gesellschaft ist er 
nicht allein verantwortlich.

In den Augen der meisten Wähler wog das 
weniger schwer als der Wunsch nach Ruhe und 
Ordnung. Die Überzeugung, dass die Alter
native zu Erdogan schlimmer wäre, war aus-
schlaggebend. Die Türken sind nicht allein. 
Stabilität – daran sind auch jene interessiert, 
die Erdogan autoritäres Gebaren vorwerfen 
und ihn als neuen Diktator am Bosporus 
sehen.

Trotz Erdogans Unterdrückungstaktiken 
im Wahlkampf pilgerte die deutsche Bundes-
kanzlerin zum starken Mann und versuchte, 
ihn zur Mithilfe bei der Bewältigung des 
Flüchtlingschaos zu bewegen. Das wurde fol-
gerichtig als Wahlhilfe für Erdogan ausgelegt. 
Aus Sicht der Türken waren der Bittgang der 
Kanzlerin und ihr Versprechen, bei Koopera
tion in der Flüchtlingsfrage den Visumszwang 
für Reisen in die EU zu lockern, Beweise dafür, 
dass Erdogan der Mann ist, der liefern kann, 
was es braucht.

Was nun folgt, ist weniger klar. Die ersten 
Jahre der Einparteienregierung der AKP waren 
erfolgreich. Doch seit einiger Zeit häufen sich 

die Probleme. Erdogans Mehrfrontenkampf – 
gegen die PKK, gegen den Islamischen Staat, 
gegen den syrischen Machthaber Assad, gegen 
seine europäischen Kritiker – schadet der 
Wirtschaft. Die Flaute ist real, und eine Re
zession zeichnet sich ab. Die politische Front-
stellung gegen die Zentralbank hilft der 
schwächelnden Währung wenig. Die Ausland
investitionen, die das Schwellenland braucht, 
gehen zurück. Und die Unterwerfung des 
Justizapparats unter seine politische Direktive 
ist kontraproduktiv.

Bollwerk der Nato gegen Russland

Ein Präsidialsystem, wie es Erdogan anstrebt, 
ist nicht per se für die Türkei falsch. Die Bei-
spiele USA und Frankreich sind zurzeit zwar 
nicht besonders inspirierend, doch über eine 
längere Zeit betrachtet und in unruhigen Epo-
chen hat die Präsidentendemokratie ihre Vor-
teile. Die Skepsis richtet sich vielmehr gegen 
Erdogan persönlich. Ein Präsidialsystem ist 
keine Autokratie, sondern braucht checks and 
balances, um eine Machtfülle des obersten 
Chefs zu begrenzen und sicherzustellen, dass 
es auch wieder einmal zu einem Machtwechsel 
kommt.

Trotz aller Ungewissheiten ist eines klar: 
dass nämlich die Türkei geopolitisch eine 
nicht unerhebliche Rolle spielt. Jedermann 
«braucht» sie. Im Kalten Krieg war sie ein 
Bollwerk der Nato gegen Russland. Europa ist 
auf sie angewiesen bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise. Das gegenwärtig interven
tionsscheue Amerika benötigt sie für den 
Kampf gegen den Islamischen Staat. Erdogan 
hat Probleme, doch auch Trümpfe, die er 
ausspielen kann. Er hat seine Machtstellung 
gestärkt. Der Westen wird das spüren.

Ausland

Für Erdogan, Ruhe und Ordnung
Von Hansrudolf Kamer _ Die Türken machen eine Kehrtwendung und 
wählen wieder Erdogan. Sie stimmen mit hoher Wahlbeteiligung für 
Stabilität und eine Einparteienregierung. Der Sultan triumphiert.

Der Mann, der liefern kann, was es braucht: AKP-Anhänger mit Erdogan-Bildnis.
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Sein Donnergrollen gehört seit Jahren zur 
politischen Meteorologie der Schweiz. Bere-

chenbar regelmässig vernehmen wir die staats-
philosophischen Einschätzungen von Ex-Bun-
desrat Pascal Couchepin. In der Natur gibt’s vor 
dem Donner einen erhellenden Blitz. Aus Mar-
tigny würde man gerne einen Geistesblitz er-
warten. Doch wir warten vergebens. Couchepin 
preist die überragende Leistung von Eveline 
Widmer-Schlumpf – und seine eigene. Er for-
dert bundesrätliche Kollegialität, um sogleich 
zu sticheln: «Hätten wir den gleichen Erfolg 
gehabt, wenn Christoph Blocher noch im Bun-
desrat gewesen wäre?»

Momentan hadert der Walliser mit den Wah-
len und dem SVP-Anspruch auf zwei Bundes-
ratssitze. Er glaubt, die Volkspartei sei schuld 
an der Machteinbusse seiner FDP. Hätte Cou
chepin in der Privatwirtschaft gearbeitet, wüss-
te er: Es ist sinnlos, erfolgreichere Konkurren-
ten zu verdreckeln. Man sollte die Fehler bei 
sich selber suchen und es besser machen als die 
andern. Doch Couchepin mochte den sportli-
chen Wettlauf noch nie. Seine Disziplin hiess 
Beinstellen. Seine Stärke war die Blutgrätsche. 
Sein Interesse galt der Intrige.

Um der SVP in Tourismuskreisen zu schaden, 
veröffentlichte Pascal Couchepins persönlicher 
Mitarbeiter einen vertraulichen Mitbericht Blo-
chers. Couchepin war exakt vorinformiert, als 
Lucrezia Meier-Schatz (CVP) und Jean-Paul 
Glasson (FDP) mit der Bundesanwaltschaft das 
Komplott gegen Justizminister Blocher anzet-
telten. Im Bundesrat heizte er die absurden Ver-
dächtigungen an mit dem Vorschlag, einen 
Staatsrechtler zur Klärung der Vorwürfe beizu-
ziehen. Als der Putsch misslang, verglich der 
frustrierte Couchepin Blocher mit dem «Duce» 
und mich – als Mitverhinderer – mit Josef Men-
gele. Und er sorgte dafür, dass kein einziger 
freisinniger Romand Blocher wiederwählte.

Haben wir Erbarmen. Der Frust Couchepins 
sitzt nach dem 18. Oktober besonders tief. Schon 
früher hat SVP-Mann Oskar Freysinger die FDP 
aus der Walliser Regierung geworfen. Jetzt 
wurden gleich zwei Walliser SVP-Vertreter in 
den Nationalrat gewählt. Sogar das weltoffene 
Zermatt ist solides SVP-Land. Couchepin aber 
poltert, keiner der SVP-Bundesratskandidaten 
habe «nur annähernd die Qualitäten» von 
Eveline Widmer-Schlumpf. Sicher ist, dass alle 
SVP-Kandidaten Couchepin überragen. Viel-
leicht nicht an Grösse. Aber an Statur.

Neu hat die Rechte in der Schweiz vier von 
sieben Bundesräten. Weil Darbellay, 

Bäumle und Landolt lieber kapitulieren statt 
kooperieren. Der CVP-Machtmensch Martin 
Rosenberg selig, der die Zauberformel im 
Kampf gegen den zu mächtigen Freisinn er-
fand, würde sich im Grabe umdrehen. Wenn es 
nur ein Leben nach dem Tod gäbe. Was tun?

Stefan Petzner war Jörg Haiders junger 
Schatten. Sein Lebensmensch. Jörg Haider raste 
vor sieben Jahren innerorts mit 142 Sachen 
stockbesoffen in einen Laternenmast.

Jetzt hat der Petzer Petzner ein Buch über 
Haider geschrieben. Er kommt von seinem 
Übervater nicht los. Das Buch als versuchter 
Vatermord. Immerhin zeigt Petzner auf, wie 
Rechtspopulismus funktioniert. Man provo-
ziere grenzwertig. Alle andern reagieren. Un-
schuldig stelle man die Frage, ob man denn 
nicht mehr Fragen stellen dürfe. Und jage 
kurz darauf die nächste rechte Sau durchs 
Dorf. Kommt einem irgendwie bekannt vor.

Der Rat des inzwischen halbwegs geläuter-
ten Spindoktors Petzner an die Gegner der 
Rechtspopulisten: Sie sollen warten. Nichts 
mache die Fremdenfeinde nervöser, als wenn 
niemand auf ihre vorerst niedrig dosierten 
Provokationen reagiere. Sie erhöhten in der 
Folge zwanghaft ihre Dosis und begingen frü-
her oder später Grenzüberschreitungen. Und 
dann brauche es den Hammer.

Weiter müsse man von ihnen Lösungen einfor-
dern. Christoph Blocher wollte letzthin in Erit-
rea eine Ortsschau vornehmen. Die Grenzpos-
ten liessen ihn nicht ins Land. Logisch, weil er 
nicht den Honorarkonsul Eritreas in der 
Schweiz gefragt hatte, wie man so etwas organi-
siert. Tele Züri war da cleverer. Der Sender be-
gleitete den aus dem Oberwallis stammenden 
Frauenarzt Toni Locher nach und in Eritrea.

Aufständische müssen misstrauisch sein, 
sonst überleben sie nicht. Erfolgreiche Auf-
ständische neigen nach der Übernahme der 
Macht zu Paranoia. Sie machen aus ihren Län-
dern Gefängnisse. So auch in Eritrea.

Eritrea braucht Geld und junge Männer für 
seine Entwicklung. Die Schweiz schwimmt im 
Geld und leidet angeblich unter zu vielen jun-
gen Männern aus Eritrea. Die neue Mehrheit 
im Bundesrat müsste das Duo Locher und Blo-
cher zum Verhandeln nach Eritrea schicken. 
Begleitet vom Walliser Edi Gnesa, damit alles 
halbwegs völkerrechtskonform abläuft. 

Die Zielvorgaben: Das Rote Kreuz darf die Ge-
fangenen besuchen. Abgewiesene und zurück-
kehrende Asylbewerber bleiben straflos. Die mit 
einem Kapital von 750 Millionen Franken aus-
gestattete Bank Locher & Blocher finanziert im 
Gegenzug den Aufbau des Landes mit. Wer die 
Mehrheit hat, muss liefern statt sabbern.

Mörgeli

Erbarmen mit  
Couchepin
Von Christoph Mörgeli

Bodenmann

Locher und Blocher nach Eritrea 
Von Peter Bodenmann _ Die kaputte Mitte: Kapitulieren statt 
kooperieren.

Eritrea braucht Geld und junge Männer für seine Entwicklung.

Der Autor ist Historiker und SVP-Nationalrat. 
Der Autor ist Hotelier in Brig und ehemaliger Präsident 
der SP Schweiz. 
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Kaum hat man 
zum ersten Mal 

im Herbst die Hei­
zung angeworfen, 
setzt in den Medien 
die jährliche Diskus­
sion um die Grip­
peimpfung ein. Die 
Zahlen aus Spitälern 
und Heimen sind seit 
Jahren verstörend. 70  Prozent des Schweizer 
Pflegepersonals lassen sich nicht impfen, ob­
wohl sie mit Menschen umgehen, deren Im­
munsystem durch Krankheit oder hohes Alter 
geschwächt ist. Dass sie Patienten anstecken 
könnten, scheint ihnen egal. Es macht keiner­
lei Sinn, denn einem gesunden Menschen fügt 
eine Grippeimpfung ausser einem leichten 
Ziehen im Oberarm nicht den geringsten Scha­
den zu. Sie schützt ihn auch nicht zwingend 
vor dem Grippevirus, der in den Wintermona­
ten um sich greifen wird. Denn im Sommer, 
wenn die Zusammensetzung des Impfstoffs 
bestimmt wird, weiss noch kein Mensch, wel­
cher Grippevirus es genau sein wird. Aber der 
Entzündungshemmer in der Impfung mil­
dert, was immer an Fieber, Schniefen und Kno­
chenweh durch Tröpfchen einsickert. 

Warum die sture Abwehr gutinformierter 
Fachpersonen? Weil wir fast alle Wissenschafts­
skeptiker geworden sind. Mammografie? Erst 
dringend empfohlen mit dreissig, jetzt erst ab 
fünfzig sinnvoll. Richtige Ernährung? Ein 
schwindligmachendes Auf und Ab zwischen 
Kohlehydraten, Gemüsen, Fischen und fettar­
mem Fleisch. Kaffee? Ganz schlecht oder viel­
leicht überhaupt nicht schädlich. Frühstück als 
wichtigste Mahlzeit des Tages? Nein, muss 
nicht sein, wenn man morgens keinen Hunger 
hat. Jogging oder gemütliches Gehen? Das 
Wechselbad der wissenschaftlichen Informa­
tionen ist so konstant, dass man entweder 
permanent verwirrt ist oder sich in Ver­
schwörungstheorien zurückzieht, laut denen 
Forschung nur noch die Resultate erzielt, die 
Pharma- und andere Grosskonzerne in Auftrag 
geben. Letzteres war nicht immer ein Hirnge­
spinst. Aber heute legt jede wissenschaftliche 
Studie, die ernst genommen werden will, ihre 
Finanzquellen offen. Dass Wisenschaftler zu 
ständig neuen Erkenntnissen kommen, heisst 
nicht, dass Forschung unseriös ist, sondern 
dass Daten immer schneller neue Ergebnisse 
produzieren. Lassen Sie sich impfen. Nicht ge­
gen Grippe, wenn Sie das nicht wollen. Aber 
gegen den Virus, Wissenschaft zu banalisieren.

Eines muss man Ueli Schmezer vom 
«Kassensturz» lassen. Er macht zumin­

dest kein Geheimnis daraus, dass er eine linke 
Socke ist.

Moderator Schmezer hat soeben einen 
Anpfiff bekommen, wie dies nie zuvor einem 
SRG-Journalisten widerfahren ist. Sogar der 
notorisch nachsichtige TV-Ombudsmann 
Achille Casanova fand seinen Fehltritt «inak­
zeptabel» und «gravierend». Schmezer hatte 
am Bildschirm triefende Wahlwerbung für SP 
und Grüne und gegen die SVP gemacht.

Schmezer, der auch als Musiker gern an 
SP-Anlässen auftritt, ist damit nun eine offizi­
ell beurkundete linke Socke. Doch Schmezer 
ist eine einsame Socke. 

In den Schweizer Medien gibt es eine neue 
und durchschlagende Tendenz. Die Wortfüh­
rer und Taktgeber im heutigen Journalismus 
stehen alle rechts der Mitte.

Begonnen hatte der Rechtstrend mit Welt-
woche-Verleger Roger Köppel, der als Erster 
eine neokonservative Re-Ideologisierung als 
journalistische Chance begriff. Ihm folgte 
Patrik Müller, der staatskritische Chefredak­
tor der Schweiz am Sonntag, der sein Blatt zum 
Meinungsführer machte und sich nicht scheu­
te, für die Masseneinwanderungsinitiative 
einzutreten. Markus Somm, der Chef der 
Basler Zeitung, wurde ebenso zur nationalen 
Figur, weil er sein eher kleines Blatt zu einem 
lauten, nationalkonservativen Organ um­
polte. Markus Gilli, Leiter des wichtigsten TV-
Regionalsenders Tele Züri, wandelte sich in 
den letzten Jahren desgleichen zu einer 
zunehmend hörbaren Stimme der bürgerli­
chen Vernunft. Philipp Landmark, Chef des 
St. Galler Tagblatts, positionierte sich und seine 
Zeitung ebenfalls mit nüchtern-bürgerlichen 
Positionen auf der Agenda der politischen 
Öffentlichkeit. Der neue NZZ-Chefredaktor 
Eric Gujer wiederum setzte von Anbeginn 
derart klare ordoliberale Leitplanken, dass 
ihm der Aufstieg unter die gedruckten 
Opinionleader des Landes in kürzester Zeit 
gelang.

Und auf der Linken? Nix davon.
Als etwa Res Strehle vor sechs Jahren die 

Chefredaktion des Tages-Anzeigers übernahm, 
hofften viele darauf, dass der frühere Links­
aussen eine starke Stimme des roten Lagers 
werden könnte. Er wurde eine glatte Enttäu­
schung und schaffte es nie in die Liga der 
Meinungsmacher. Seit seine Pensionierung 
von Ende 2015 heranrückt, wurden seine 
Statements noch seltener und noch schwam­

miger. Strehles Nachfolger wird Arthur Ru­
tishauser, ein bürgerlicher Wirtschaftsjour­
nalist. Auch andere vormals kritische 
Plattformen brachen ein. Bei der früheren 
linken Rappelkiste Blick etwa, wo vor 2010 der 
sozialistische Chefredaktor Werner De Schep­
per noch bei jedem zweiten SVP-Vorstoss die 
«Staatskrise» ausgerufen hatte, zog unver­
bindliche Belanglosigkeit ein. Auch die Süd-
ostschweiz droht nun ihren Linksdrall zu ver­
lieren, nachdem der SP-nahe Chefredaktor 
David Sieber gegangen ist.

An der Spitze unserer privaten Leitmedien 
gibt es keine Linken mehr. Ich halte das für 
keine erfreuliche Entwicklung. Journalismus 
ist immer noch ein Kampfsport, und der macht 
nur Sinn, wenn argumentativ die Fäuste 
fliegen.

Darum können wir froh sein, dass wir noch 
die SRG haben. Hier überlebt die aussterbende 
Spezies noch. Da ist etwa Mario Poletti, der 
Chef der «Rundschau», der hinter jedem 
Firmenschild einen Fall von Steuerbetrug und 
hinter jedem bürgerlichen Postulat eine Ver­
schwörung wittert. 

Und da ist der rot-grüne «Kassensturz». Er 
sucht derzeit einen neuen Redaktionsleiter, 
weil der bisherige Chef auf März zurücktritt. 

Ich bin für Ueli Schmezer. Ein paar linke 
Socken brauchen wir schon noch in der Bran­
che. Sonst schlafen uns die Füsse ein.

Gesellschaft

Eingeimpft
Von Beatrice Schlag _ Wissenschaft 
und Pflegepersonal. 

Medien

Sag mir, wo die Linken sind
Von Kurt W. Zimmermann _ In den wichtigen Jobs im Journalismus 
gibt es nur noch Bürgerliche und keine Linken mehr. Das ist fad.

Anpfiff: TV-Mann Schmezer.
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Leserbriefe
«Sie war eine Kämpferin, aber nicht für den Wohlstand der Schweiz.» 
Marcus Stoercklé

Vorauseilend gemachte Zugeständnisse
Nr. 44 – «Die Bestatterin»; Christoph Mörgeli 
über Eveline Widmer-Schlumpf

Bereits ihre Wahl zur Bundesrätin hat Eveline 
Widmer-Schlumpf äusserst mysteriös mit
geplant. Es hat sich bewahrheitet, dass es 
richtig war, sie von der SVP auszuschliessen. 
Weshalb nur wurde unser Konkordanzsystem 
so lange einfach ausser Kraft gesetzt? Wer hat 
das Recht 2011 einfach gebeugt und einer 
Fünf-Prozent-Partei (BDP) zugestanden, für 
den Bundesrat zu kandidieren? Frau Widmer-
Schlumpf hat krampfhaft stets immer stärker 
nach links politisiert, nur um ihre Wiederwahl 
zu sichern! Was mich am meisten ärgert: Sie hat 
die Schweiz international lächerlich gemacht 
mit ihren vorauseilend gemachten Zugeständ-
nissen, in Sachen Offenlegung von Bankkun-
dendaten und Angestelltennamen, bei den 
amerikanischen Steuerbehörden sowie bei der 
OECD. Sie hat unseren Bank- und Finanz
instituten enorm geschadet und auch Arbeits-
plätze vernichtet! Sie war eine Kämpferin, aber 
nicht für den Wohlstand der Schweiz, sondern 
für ihre Wiederwahl!
Marcus Stoercklé jun., Basel 

Noch mehr Transparenz
Nr. 44 – «Trans-pa-renz! Trans-pa-renz!»; 
Medienkolumne von Kurt W. Zimmermann

Die aufgeführten 25 (teuersten) Sendungen 
ergeben ein Total von zirka 70 Millionen 
Franken jährlich, davon etwa für die «Tages-
schau, 19.30 Uhr» 11,9 Millionen, «Einstein» 
4,4 Millionen, «Aeschbacher» 2,4 Millionen, 
«Club» 1,3 Millionen etc. Die Gesamtausga-
ben der SRG belaufen sich aber auf über eine 
Milliarde Franken. Frage an die SRG: Wohin 
versickern die restlichen zirka 900 Millionen 
Franken? Sehr viel mehr Transparenz ist 
dringend nötig.
Eduard Braendle, Hittnau

Was alles nicht funktioniert
Zu den Wahlen

Der Grund für den erheblichen Stimmenverlust 
von Mitte-links liegt meines Erachtens im Schei-
tern ihrer wesentlichen politischen Projekte: 
insbesondere in dene Themen soziale 
Gerechtigkeit, Energiewende und Weltfrieden. 
Weder funktioniert die grosse soziale Geld
umverteilung (trotz Null-/Negativzinsen – Ent-
eignung der Vermögenden schon seit 2009), 
noch funktioniert die Wind- und Solar
energiesubventionierung (Kostenflut des Er-
neuerbare-Energie-Gesetz [EEG]) in Deutsch-

land, gleichzeitig Ausbau Kohlekraft), noch 
funktioniert das Menschenrechtprojekt im Na-
hen Osten (Asylflut trifft Europa – ein Jahrzehnt 
Aufbauarbeit in Afghanistan mit hohem Blut-
zoll ist total gescheitert). Indem man die Linke 
abwählt, spart man unendlich viel gutes Geld, 
das die dem schlechten auch in Zukunft hinter-
herwerfen wollen. Deshalb ist es nur zu gut, zu 
verstehen, warum sich die Stimmberechtigten 
nach alternativen Lösungen umsehen.
Michael Schmitz, Zollikerberg 

Weitere Radikalisierung
Nr. 44 – «Wachsende Probleme»; 
Alex Reichmuth über das Asylwesen

Das Zitat von Heinrich Heine «Denk ich an 
Deutschland in der Nacht, bin ich um den 
Schlaf gebracht» ist heutzutage ziemlich infla-
tionär geworden. Trotzdem kommt es mir in 
den letzten Monaten immer häufiger in den 
Sinn. Heine würde heute wohl mit einem sol-
chen Ausspruch in die rechte Szene befördert. 
Das ist das, was mich sehr stört an unserer 
Presse. Alle, die ihre Ängste und Befürchtun-
gen bezüglich der Massenzuwanderung nach 
Europa  äussern, sind Rechtsradikale oder 
Neofaschisten. Aber wohin gehören zum Bei-
spiel die Teilnehmer der Grossdemonstratio-
nen in Prag (wird im deutschen oder Schwei-
zer TV nicht gezeigt), welche mit Transparenten 
wie «Wir sind wieder Protektorat Böhmen 
und Mähren» auf der Strasse stehen? Sind es 
rechtsradikale Neonazis? Es sind meistens äl-

Mysteriös mitgeplant: Landesregierung.
Darf man pensionierten Personen ein schönes 
Wochenende wünschen? Paul Schärli, Ipsach

 
Geht man davon aus, dass das Pensionierten-Da-
sein ein Ritt durch die Hölle ist, weil man sich 
im Unterschied zur arbeitenden Bevölkerung 
tagtäglich langweilt und sich wochentags mit 
seiner Ehefrau darüber streitet, wer mit dem 
Staubsauger die bereits mehrmals gereinigte 
Wohnung noch einmal saubermachen darf, 
dann ist ein «Schönes Wochenende» eher eine 
Zumutung. Dies im Sinne, dass erneut zwei 
langweilige Tage bevorstehen. Unterhält man 
sich jedoch mit sogenannt Pensionierten, stellt 
man fest, dass die meisten ein dermassen char-
giertes Wochenprogramm haben, dass sie sich 
noch viel mehr auf das nächste Wochenende 
freuen, als sie dies während ihrer Zeit als Teil der 
arbeitenden Bevölkerung getan haben. Kinder- 
Hütepflichten als Grosseltern, die neugegrün-
dete Beratungsfirma als Teil des Selbständi-
gen-Status nach 30 Jahren im Angestellten- 
verhältnis, die Nachbarschaftshilfe et cetera sor-
gen neben der Planung der nächsten Kreuzfahr-
ten und der bevorstehenden Wanderung für so 
viel Terminstress, dass ein geruhsames Wochen-
ende sehnlichst herbeigewünscht wird.

Kurt Aeschbacher, 67, Fernsehjournalist und Heraus-
geber des 50 plus-Magazins (50plus-magazin.ch)

Darf man das?

Leser fragen, die Weltwoche 
antwortet
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tere Menschen, die einfach genug erlebt 
hatten, um berechtigte Ängste zu haben. 
Deutschland hat eigenmächtig alle EU-
Abkommen ausser Kraft gesetzt, und jeder, 
der den heutigen Zustand kritisiert oder nur 
Befürchtungen äussert ist ein «Schlecht-
mensch». Aber gerade die heuchlerische «Gut-
mensch»-Haltung der Politiker und der meis-
ten Zeitungen, leider auch in der Schweiz, 
wird zu einer weiteren Radikalisierung in Eu-
ropa führen. Jaromira Kirstein, Kreuzlingen 

Von links-grüner Seite
Nr. 43 – «Staatlich besoldete Krawallmacher»; 
Kurt W. Zimmermann über die Schweiz

«Was sich (als Ja oder Nein) selbst rechtfertigen 
will, das ist eben um deswillen gerichtet»; 
Lieblingssatz des deutschen Literaten und 
Karl-Barth-Bewunderers Martin Walser. Oder 
andersherum: «Rechthaben hat mit Recht
haberei zu tun – nichts, aber auch gar nichts 
mit Rechtfertigung.» Martin Walser fühlt sich 
somit glücklich befreit vom Zwang, ein «bes-
serer Mensch» sein zu müssen, und auch von 
davon unerbittlich abzuleitendem, ideologi-
schem Gesinnungsterror (Sarrazin). Befreit 
von unseliger, moralinsaurer, linksgrün-
populistischer, letztlich antidemokratischer 
Konfrontation um der Ideologie-Rhetorik wil-
len. Deswegen bin ich kein «Bärfüssler», ohne 

deswegen ein blindwütiger «Köpplianer» zu 
sein. Immerhin recherchiert und dokumen-
tiert Köppel, bevor er politisiert! Zu schlechter 
Letzt: Woher kommt der heute rasant zuneh-
mende und wieder salonfähige «politisch kor-
rekte» grassierende Antisemitismus? Richtig: 
ganz genau von Links-Grün (Nazikeule hin 
oder her).
Hanspeter Mohler-Meyer, Liestal

Neuer Marshallplan
Nr. 43 – «Gute alte Machtpolitik»; 
Ausland-Kolumne von Hansrudolf Kamer

Was wir im Mittleren Osten erleben, ist ein 
Trauerspiel erster Güte. Die USA, Russland 
und andere bombardieren, was das Zeug hält, 
und testen dort ihre neuen und entsorgen ihre 
alten Bomben. Visieren irgendwelche Ziele an, 
ohne Rücksicht auf Verluste, namentlich auch 
Zivile. Es ist ein Armutszeugnis, was diese 
Grossmächte von sich geben. Es müsste ihnen 
doch längstens klar sein, dass mit Bomben 
keine Konflikte gelöst werden können.

Wäre es nicht viel klüger, alle Parteien an ei-
nen Tisch zu bringen und letztlich die Karte im 
Mittleren Osten neu zu zeichnen? Die letzte 
Zeichnung datiert aus der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg; eine neue drängt sich auf. Die 
verschiedenen Ethnien, Religionen und andere 
Kreise können nur gemässigt werden, wenn 

man ihnen eine Perspektive in ihrem jeweili-
gen Raum gibt. Ex-Jugoslawien wurde nach 
Tito auch neu gezeichnet – es entstanden neue 
Staaten, die trotz kleineren Störungen doch 
recht gut zusammenleben. Zweitens wäre 
dann ein «Marshallplan» aufzugleisen, um 
den so entstandenen neuen Ländern des Mitt-
leren Ostens wieder zu einem normalen Dasein 
zu verhelfen. Andere Lösungen sind nicht in 
Sicht. Und übrigens: Hat jemand Kenntnis von 
einem Flüchtling, der nach Russland möchte? 
Ist doch seltsam . . .
Jürg Iseli, Otelfingen 

Richtigstellung
Nr. 43 – «Staatlich besoldete Krawallmacher»; 
Kurt W. Zimmermann über Schweizkritiker

Ich lese häufig die oft geistreichen und leben
digen Kolumnen von Kurt W. Zimmermann. In 
der Weltwoche vom 22. Oktober 2015 aber hat 
sich Zimmermann geirrt. Er schreibt, ich kön-
ne mich «Zuwendungen der Obrigkeit kaum 
erwehren». Deshalb sei ich ein «staatlich besol-
deter Krawallmacher». Faktum ist: Ich habe 
zwar im Ausland mehrere Literaturpreise, 
Ehrendoktorate, Orden und andere Auszeich-
nungen erhalten – nie aber in der Schweiz. In 
der Deutschschweiz bin ich eine Unperson. Das 
stört mich nicht.
 Jean Ziegler, Russin GE
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Wenn die Bundesversammlung am Mittwoch, 
9. Dezember, die Landesregierung wählen 
wird, wird alles ein bisschen anders sein als vor 
vier Jahren. Die aktuelle Finanzministerin 
Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) hat vor einer 
Woche, am Ende der Bundesratssitzung mit 
anschliessender europapolitischer Klausur, ih-
ren Rücktritt bekanntgegeben. In der zweiten 
Woche der Parlaments-Dezembersession wird 
wohl ein zweiter SVP-Vertreter als Nachfolger 
der Bündnerin in den Bundesrat gewählt – zu 
eindeutig war das Verdikt der Stimmbürger 
am 18. Oktober.

Die SVP erzielte einen Wähleranteil von fast 
30 Prozent und elf zusätzliche Sitze im Natio-
nalrat. Nach anfänglichem Machtgehabe um 
den Sitz von Widmer-Schlumpf musste CVP- 
Präsident Christophe Darbellay – hinter den 
Kulissen mit SP-Chef Christian Levrat treiben-
de Kraft bei der etwas diffusen Mitte-links- 
Koalition – den Anspruch der SVP auf einen 
zweiten Sitz akzeptieren. Nun schlägt die 
Stunde der Aufräumer aus den Reihen der SVP.

Beziehungskorruption auf allen Ebenen

Die Liste der möglichen SVP-Kandidaten ist 
lang: Nationalrat Heinz Brand (GR), SVP-Prä-
sident Toni Brunner (SG), Unternehmer Peter 
Spuhler, Pilot Thomas Hurter (SH), Fraktions-
chef Adrian Amstutz (BE), der Waadtländer 
Nationalrat Guy Parmelin oder der Walliser 
SVP-Staatsrat Oskar Freysinger und so weiter. 
Wer für die SVP in den Bundesrat will, muss 
erstens streng auf Parteilinie politisieren, das 
hat Präsident Toni Brunner unmissverständ-
lich betont. Zweitens muss er Durchsetzungs-
vermögen und Überzeugungskraft mitbrin-
gen, um den Dampfer Bundesrat auf den 
rechten Kurs zu steuern.

Vieles liegt im Argen, angefangen beim Un-
kraut Beziehungskorruption und Vetterliwirt-
schaft, welches auf allen Ebenen der Verwaltung 
wuchert bis hinauf in höchste Bundesstellen 
und bis in die Verwaltungsräte bundeseigener 
Betriebe. Das letzte Beispiel: Vergangenen 
Mittwoch berief der Bundesrat auf Antrag der 
Chefin des Departementes für Umwelt, Ver-
kehr, Energie und Kommunikation (Uvek), 
Doris Leuthard (CVP), den Freiburger CVP-
Ständerat Urs Schwaller (er ist vor den Wahlen 
zurückgetreten) an die Spitze der Post – als 
Nachfolger für Post-Präsident Peter Hasler, der 
2016 in Pension geht.

Besonders charakteristisch für den gegen-
wärtigen Bundesrat sind aber Überregulierun-

gen und Misswirtschaft. Wirtschaftsminister 
Johann Schneider-Ammann hat vor Monaten 
auf die Regulierungswut hingewiesen. Jährlich 
kämen 7000 A4-Seiten an Bundesrecht hinzu. 
Allerdings produziert er selbst mit seiner Fach
kräfteinitiative bürokratische Leerläufe. Das 
andere Übel: Bei Aufträgen der Bundesverwal-
tung an Privatfirmen gibt es zu wenig Transpa-
renz. Regelmässig flogen in den vergangenen 

Jahren Beschaffungsskandale auf wie jener um 
das Informatikprojekt Insieme der Steuerver-
waltung. Allein bei diesem Flop verbrannte die 
Verwaltung grobfahrlässig gegen hundert Mil-
lionen Franken an Steuergeldern.

Auf Schlendrian stösst man dagegen ausge-
rechnet dort, wo der Bundesrat dringend ein 
Zeichen setzen müsste – bei der Umsetzung 
des neuen Zuwanderungsartikels in der Ver-
fassung. Zuerst kündigte Simonetta Somma-
ruga (SP) die Botschaft auf Ende 2015 an, dann 
wurde auf Januar 2016 vertröstet, jetzt wird 
verwaltungsintern sogar März herumgeboten. 
Zwei Drittel der Umsetzungsfrist sind somit 
vorüber, passiert ist nicht viel, und die Zuwan-
derung geht ungebremst weiter – als gäbe es 
den Zuwanderungsartikel nicht.

Ein Richtungswechsel im Bundesrat wird 
kein Spaziergang. Die aktuelle Mitte-links- 
Mehrheit drückte vielen Geschäften ihren 
Stempel auf wie 2011 bei der Energiewende und 
dem damit einhergehenden Ausstieg aus der 
Atomenergie. Dieser vergoldet alle Akteure des 
Energiemarktes auf Kosten der Stromkonsu-
menten. Der vorauseilende Gehorsam gegen-
über den USA beim Streit um unversteuerte 
Gelder schwächte den Staat und den Finanz-
platz. Mit dem Fatca-Abkommen drückten die 
USA der Schweiz ihre Gesetzgebung aufs Auge. 
Die Personalkosten beim Bund laufen aus dem 
Ruder. Seit 2008 sind sie von 4,5 Milliarden auf 
5,3 Milliarden Franken gestiegen – eine Steige-
rungsrate von beeindruckenden 18 Prozent.

Im Asylbereich lässt man hingegen die Zügel 
schleifen. Die Anzahl Asylgesuche steigt und 
steigt. Kaum je gab der Bund so viel Geld dafür 
aus wie gegenwärtig – gegen 1,5 Milliarden 
Franken. Die Dublin-Regeln lassen sich kaum 
noch durchsetzen. Trotzdem will der Bundes-
rat zusätzliches Geld für die Sicherung der 

Schengen-Aussengrenzen beschliessen. Die 
von Sommaruga fast als ultimatives Reform-
werk präsentierte neue Asylgesetzrevision ist 
teilweise kontraproduktiv, sie bringt bei-
spielsweise Gratisanwälte für Flüchtlinge. Die 
schon vor Jahren versprochenen schnelleren 
Verfahren existieren bis heute eigentlich erst 
auf dem Papier.

Die Ursache vieler dieser Fehlfunktionen: In 
den letzten vier Jahren hat der Bundesrat fast 
zur konfliktfreien Zone mutiert. Die Harmonie 
im Gremium wurde zelebriert wie der Sonn-
tagsgottesdienst. Es kam selten vor, dass man 
einander am Zeug herumflickte wie Anfang 
Oktober, als Sommaruga die Revision des Geld-
spielgesetzes vorlegte. Die Bernerin wollte mit 
ihrer Revision eine weitere Kontrollbehörde 
einführen, ein beratendes Organ im Kampf ge-
gen Spielsucht. Die Begründung, wieso es nebst 
der Eidgenössischen Spielbankenkommission 
und der Interkantonalen Lotterie- und Wett-
kommission noch eine dritte Behörde für Geld-
spiele braucht, leuchtete ihren Kollegen aber 
nicht ein. Sommaruga musste schliesslich auf 
die neue Kommission verzichten. Einer der 
wenigen lichten Momente im Bundesrat.

Tunlichst und kollegial ging der Bundesrat 
vor den Wahlen auch allen politischen Minen-
feldern aus dem Weg. Nach den Wahlen winkte 
die Landesregierung umstrittenste Sach
geschäfte durch, als wolle man vollendete Tat-
sachen schaffen. Kaum zu glauben, aber wahr: 
Gegen die von Eveline Widmer-Schlumpf vor 
einer Woche vorgelegte umstrittene Lenkungs-
abgabe, kurz Ökosteuer, gab es Einwände von 
allen Seiten – Vorbehalte hatten Wirtschafts
minister Schneider-Ammann, Verteidigungs-
minister Ueli Maurer und sogar die SP-Bundes-
räte Simonetta Sommaruga und Alain Berset. 
Doch Widmer-Schlumpf kam auf wundersame 
Art heil über die Runden.

Licht in den Subventionsdschungel

Bei der EU-Klausur, die gleichentags statt-
fand, ging es hauptsächlich um den neuen Zu-
wanderungsartikel in der Verfassung. Unver-
froren verkündet die im Dossier federführende 
Sommaruga ihren Kollegen, sie müsse zuerst 
mit EU-Chefkommissar Jean-Claude Juncker 
telefonieren, bevor sie das weitere Vorgehen 
im Dossier festlegen könne. Aber niemand 
störte es wirklich, dass bei der Umsetzung der 
Masseneinwanderungsinitiative die EU der 
Schweiz den Fahrplan vorgibt. Am institu
tionellen Rahmenabkommen will Aussen

Die Stunde der Aufräumer
Die Mitte-links-Mehrheit drückte vielen Geschäften ihren Stempel auf, vieles liegt im Argen.  
Wie die Reform-Agenda des erstarkten rechten Lagers aussehen könnte.  
Von Hubert Mooser

In den letzten vier Jahren hat  
der Bundesrat fast zur  
konfliktfreien Zone mutiert.
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minister Burkhalter weiterwursteln wie bis-
her, also mit dem EU-Gerichtshof als Streit- 
schlichtungsinstanz. In Tat und Wahrheit ist 
dieses Dossier jedoch seit November 2014 in 
Brüssel blockiert.

Mit einem zweiten SVP-Bundesrat könnten 
in Zukunft härtere Konfrontationen in der 
Landesregierung stattfinden – wie damals, als 
die Alphatiere Christoph Blocher und Pascal 
Couchepin im Bundesrat aufeinandertrafen. 
Was soll sich sonst noch ändern? Aufschluss 
darüber, wie eine Reformagenda des erstark-
ten rechten Lagers ausschauen könnte, gibt 
laut SVP das bekannte Schulterschluss-Papier 
von SVP, FDP und CVP.

Laut diesem Papier hat die rasche Umset-
zung der Unternehmenssteuerreform III 
oberste Priorität – aber ohne Kapitalgewinn-
steuer und zusätzliche Steuerinspektoren. Das 
Ausgabenwachstum beim Bund soll auf dem 
Stand von 2014 eingefroren werden. Die Zahl 
der Vollzeitstellen in der Bundesverwaltung 
für den Zeitraum 2016 bis 2018 soll auf dem 

Niveau von 2014 plafoniert werden. Das Privi-
legiensystem der Bundesangestellten, also 
Orts- oder Funktionszulagen, grosszügige 
Rabatte bei GA und Kinderkrippen, will man 
abschaffen. Der Subventionsdschungel (ge-
meint sind staatliche Beihilfe für Unterneh-
mer) soll gelichtet, die Erhöhung der Schwer-
verkehrsabgabe auf Eis gelegt und der 
Asylmissbrauch vehement bekämpft werden.

Die drei Parteien wehren sich im Papier auch 
gegen einen weiteren Ausbau der flankieren-
den Massnahmen zur Personenfreizügigkeit. 
Stattdessen will man das Inländerpotenzial 
bei den Fachkräften verstärkt fördern. Der da-
für zuständige Wirtschaftsminister hat dies 
schon vor Jahren versprochen, gegenwärtig 
hangelt er sich mit immer neuen Abklärungen 
und Untersuchungen von einer Bundesratssit-
zung zur nächsten.

Eine weitere Massnahme auf der Reform
agenda: die Reduktion des administrativen 
und finanziellen Aufwands von KMU sowie die 
Entlastung der Unternehmen von administra-

tiven Kosten durch eine Vereinheitlichung der 
Baunormen und durch Abbau der Bewilli-
gungsbürokratie im Bau- und Umweltbereich. 
Der Bund soll weitere Freihandelsabkommen 
im Interesse der Schweiz abschliessen und 
Marktzugänge sichern. Die Energiestrategie 
2050 soll 2017 vors Volk.

Einschneidende Veränderungen

Auch Bersets Paradestück, die Reform der 
Altersversicherung, wird die neuen Mehr-
heitsverhältnisse kaum heil überstehen. Vor-
derhand einigten sich die drei bürgerlichen 
Parteien auf die Forderung nach einer Schul-
denbremse in der AHV. Aber der Ausbau der 
Altersvorsorge, wie er vom Ständerat be-
schlossen wurde, wird wohl einschneidende 
Veränderungen erfahren.

Kurzum: Es könnte einiges in Bewegung 
kommen. Aber zuerst muss der neue Bundes-
rat gewählt werden, und seit der Abwahl  
von Christoph Blocher 2007 weiss man, dass 
Überraschungen immer möglich sind. � g

Durchsetzungsvermögen und Überzeugungskraft:  Clint Eastwood in «Dirty Harry», 1971.
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SP-Fraktionschef Andy Tschümperlin (SZ) ist 
bereits abgewählt, jetzt startet die SVP einen 
Grossangriff auf die restlichen Vordenker der 
Sozialisten in Bern. In Freiburg muss Parteichef 
Christian Levrat am 8. November im zweiten 
Wahlgang gegen Bundesratskandidat und Ge-
werbeverbandspräsident Jean-François Rime 
in den zweiten Wahlgang – ein politisch grös
serer Brocken als der etwas hilflos kämpfende 
Emanuel Waeber, der 2011 als Freiburger 
CVP-Präsident zur SVP überlief. Eine Woche 
später muss sich in St. Gallen Gewerkschafts-
bundpräsident Paul Rechsteiner dem SVP-
Herausforderer Thomas Müller stellen.

So viel lässt sich zu den bevorstehenden zwei-
ten Ständeratswahlgängen in Freiburg und 
St. Gallen bereits jetzt sagen: In Freiburg wird 
es Rime schwer haben, Levrat aus dem Amt zu 
drängen. Die SP hat da bei den letzten Par
lamentswahlen zwar 2,5 Prozent Wähleranteil 
eingebüsst. Levrat persönlich erzielte jedoch 
ein gutes Ergebnis, auch wenn er das absolute 
Mehr verpasste. «Er sitzt fest im Sattel», sagen 
seine Freiburger Weggefährten. Der staubtro-
ckene Rechsteiner hat in der Ostschweiz einen 
etwas schwereren Stand, auch wenn er selbst 
fand, er habe im ersten Wahlgang das Optimum 
herausgeholt. «Ein Spaziergang wird das 
trotzdem nicht», warnt eine St. Galler Sozial
demokratin.

Die SVP ist nach ihrem Wahlsieg und dem 
Gewinn von elf Nationalratssitzen wild ent-
schlossen, der SP einen weiteren Schlag zu ver-
setzen. Entsprechend viel investiert sie in 
diese Wahlkämpfe. In Freiburg ist von einem 
SVP-Budget um die 100 000 Franken für den 
zweiten Wahlgang die Rede. Das Nervenflat-
tern bei den Genossen ist entsprechend gross. 
Levrat verschickt in alle Himmelsrichtungen 
Bettelbriefe zur finanziellen Unterstützung.

Die Nichtwiederwahl von zwei führenden 
Köpfen der Sozialdemokratie würde zu einer 
parteiinternen Zerreissprobe führen, davon 
sind in der Fraktion viele überzeugt. Das lässt 
sich bei der Rangelei um die Nachfolge des ab-
gewählten Fraktionschefs Tschümperlin beo
bachten. Der Waadtländer Nationalrat Roger 
Nordmann widersetzte sich der Stallorder und 
will für das Fraktionspräsidium kandidieren – 
obwohl mit Levrat bereits ein Romand in füh-
render Position ist. Levrats Abwahl würde zu 
noch grösseren parteiinternen Spannungen 
führen und die SP lähmen.

Kein Wunder, hinterfragen inzwischen Par-
teileute auch den «linken Sturm» auf den Stän-
derat. Den Wechsel des Parteipräsidenten vom 
National- in den Ständerat werten einzelne 
Mandatsträger als ungeschickten Schachzug. 
Als Ständerat könne Levrat nicht mehr polari-
sieren, weil er den Kanton repräsentieren müsse 

und wiedergewählt werden wolle. Dadurch 
verliere die Partei zusehends an Profil und 
Schlagkraft.

Die SP vergrösserte ihren Einfluss in der Klei-
nen Kammer wie auf Samtpfoten. Anfang der 
neunziger Jahre hatte die SP bloss zwei Vertre-
ter im Stöckli, 1995 bestand die SP-Deputation 
aus fünf Vertretern, zwanzig Jahre später waren 
es bereits elf. Auch 2015 wollte die SP ihre Sitz-
zahl im Ständerat ausbauen, sie überzeugte 
Bisherige wie den Baselbieter Ständerat Claude 
Janiak, wieder anzutreten. Je stärker der SP-Ein-
fluss in der Kleinen Kammer indes wurde, desto 
zahmer schlich der SP-Präsident in Bern her-
um. Levrat ging es um Machterhalt.

Taktischer Schlingerkurs

Das Lamento des SP-Präsidenten: Die Legis
latur 2003–2007 mit Christoph Blocher in der 
Landesregierung sitze ihm und dem Land noch 
in den Knochen; es seien nicht bloss verlorene 
Jahre gewesen, es sei auch viel kaputtgemacht 
worden. Tatsächlich ging es der Schweiz in die-
sen Jahren wirtschaftlich hervorragend. Das 
Wachstum lag bei über 2 Prozent, die Arbeits
losigkeit verringerte sich, die Löhne verzeich-
neten ein kräftiges Wachstum. Und: Die Zahl 
der Asylgesuche ging unter Justizminister Blo-
cher deutlich zurück. Seit die SP mit Simonetta 
Sommaruga das Asyldossier bewirtschaftet, 
schiessen die Asylzahlen wieder in die Höhe.

Levrats taktischer Schlingerkurs vor der Ab-
stimmung über die Masseneinwanderungs
initiative erhöhte seine Glaubwürdigkeit nicht. 
Der SP-Chef drohte mit einem Nein zur Aus-
weitung der Personenfreizügigkeit auf Kroati-
en, falls Mieter und Arbeitnehmer nicht besser 
geschützt würden. Das Ja der Stimmbürger zur 
Begrenzung der Zuwanderung verhöhnt er als 
«Betriebsunfall». Bei der EU-Diskussion fand 
Levrat: «Wir müssen den von Blocher hinge-
worfenen Fehdehandschuh aufnehmen und 
ohne Konzessionen die Debatte für die bilatera-
len Beziehungen mit der EU führen» – und 
ging danach auf Tauchstation.

Spätestens am 18. Oktober war klar, dass 
Levrat mit seiner Strategie gescheitert ist: In 
seinem Heimatkanton Freiburg, in der Waadt, 
im Wallis und im Aargau büsste die SP ein; in 
Schwyz wurde Fraktionschef Tschümperlin 
nicht wiedergewählt; Levrat selbst muss um 
seinen Ständeratssitz zittern; die Mitte-links-
Allianz ist auseinandergebrochen. Und mit 
dem Rücktritt von Widmer-Schlumpf hat 
Levrat sein letztes Pfand verloren.� g

Nervenflattern bei den Genossen
SP-Präsident Christian Levrat und Gewerkschaftsbund-Präsident Paul Rechsteiner müssen sich  
im zweiten Ständeratswahlgang gegen harte SVP-Konkurrenz wehren. 
Von Hubert Mooser

Ungeschickter Schachzug: Levrat (l.), Rechsteiner. 
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Der Unterschied ist augenfällig: Noch im Mai 
hat der Bund 35 Prozent aller Asylgesuche gut-
geheissen. Im September jedoch war die Quote 
auf die Hälfte gesunken: 17 Prozent. Ebenfalls 
halbiert hat sich die Schutzquote, die nebst 
dem Anteil der Asylanerkennungen auch den 
Anteil der vorläufigen Aufnahmen umfasst. 
Bekamen im Mai 70 Prozent aller Asylanten 
ein definitives oder provisorisches Bleiberecht, 
waren es im September nur noch 35 Prozent. 
Der rasante Wandel ist vor allem bezüglich 
Eritrea auszumachen, des wichtigsten Her-
kunftslandes von Asylanten: Im Mai erteilte 
der Bund 90 Prozent der Eritreer ein Bleibe-
recht. Im September waren es noch 32 Prozent.

Nachdem die Asylzahlen vom September 
publik gemacht worden waren, spekulierten 
die Medien, warum die Schutzquote so abge-
sackt ist. «Asylamt packt Eritreer härter an», 
schrieb die Berner Zeitung. Dieser Schluss war 
naheliegend, aber falsch. Die Behörden sind 
keineswegs restriktiver geworden, sondern 
schicken weiterhin keine Eritreer in ihr Hei-
matland zurück.

Einige Tage später hatten Journalisten die 
Statistik genauer angeschaut und erkannt, dass 
diese für den September bei zwei Dritteln aller 
eritreischen Asylgesuche einen sogenannten 
Nichteintretensentscheid (NEE) ausweist, kon-
kret in 772 Fällen. Das ist eine überraschend 
hohe Zahl, waren es doch im Juni erst 24 gewe-
sen. Ein NEE erfolgt meist, weil im Rahmen des 
Dublin-Abkommens ein anderer europäischer 
Staat für das Gesuch zuständig ist. Bei den 
Eritreern ist das fast immer Italien, weil sie dort 
zuerst europäischen Boden betreten haben. Dass 
die Anerkennungs- und Schutzquote viel tiefer 
ist, hat also nur damit zu tun, dass die Behörden 
mehr «Dublin-Fälle» als früher erkennen.

«Die Behörden schieben mehr Asylsuchende 
aus Eritrea nach Italien ab», folgerte die 
Schweiz am Sonntag. Auch das war naheliegend, 
aber wieder falsch. Denn im September wur-
den laut Statistik nur 22 Eritreer effektiv in ei-
nen anderen «Dublin-Staat» zurückgeführt.

Die wahre Ursache hat mit den Regeln des 
Dublin-Abkommens zu tun. Fragt die Schweiz 
einen anderen Dublin-Staat um Rückübernah-
me eines Asylbewerbers an, so erklärt sich die-
ser im besten Fall für zuständig. Die Schweiz 
trifft dann einen Nichteintretensentscheid 
und organisiert den Rücktransport. Lehnt der 
Dublin-Staat die Anfrage hingegen ab, bleibt 
die Schweiz für das Asylgesuch zuständig. Es 
gibt aber noch eine dritte Möglichkeit: Der 

Dublin-Staat reagiert gar nicht auf die Anfra-
ge. Nach zwei Monaten tritt dann eine soge-
nannte Verfristung ein: Der angefragte Dub-
lin-Staat, in den allermeisten Fällen Italien, 
wird trotzdem für das entsprechende Asyl
gesuch zuständig – nach dem Motto: «Keine 
Antwort ist auch eine Antwort.» 

Sofort untergetaucht

Ein NEE der Schweiz erfolgt bei Dublin-Fällen 
unter Asylbewerbern also sowohl, wenn der an-
gefragte Staat der Rückübernahme zustimmt, 
als auch, wenn er auf Tauchstation geht. Und 
offensichtlich ist meist das Zweite der Fall: Im 
September hat Italien nur 49-mal einer Anfrage 
der Schweiz nach Rückübernahme zuge-
stimmt. Aber auf 1079 Anfragen hat das Land 
nicht reagiert, und es trat eine Verfristung ein. 
Bei den meisten dieser Fälle ging es um Eritreer. 
Italien übt sich in den weitaus meisten Dublin-
Fällen also in Arbeitsverweigerung. 

In dieser Situation stellen sich einige Fragen: 
Verhält sich Italien weniger kooperativ als frü-
her? Und was passiert mit Asylbewerbern mit 
einem NEE wegen Verfristung: Können sie 
wirklich nach Italien überstellt werden? Die 
Weltwoche fragte beim Bund nach. Doch beim 
Staatssekretariat für Migration (SEM) ist man 
offensichtlich wenig an Transparenz interes-
siert. «Wenn Sie wissen möchten, was sich in 

Italien verändert hat, bitte ich Sie, die Fragen an 
Italien zu richten», lässt die Sprecherin ausrich-
ten. Man werde «keine Spekulationen abge-
ben». In Fällen, wo ein anderer Staat für ein 
Asylgesuch zuständig sei, heisst es weiter, ord-
ne die Schweiz die Wegweisung des Gesuchstel-
lers in den betreffenden Staat an. «Für den Voll-
zug sind gemäss Gesetz die Kantone zuständig.»

Die sture Wiedergabe von Formalitäten 
durch das SEM ist nachvollziehbar: Die hohe 
Zahl an NEE wegen Dublin-Fällen ist alles an-
dere als ein Hinweis, dass das Dublin-Abkom-
men gut funktioniert. Dabei hat der Bund im-
mer betont, welch ein Segen das Abkommen 
für die Schweiz sei. Aber wie erwähnt finden 
praktisch keine Rückführungen von Eritreern 
nach Italien statt. Auch insgesamt sieht es düs-
ter aus: Im dritten Quartal 2015 standen 6423 
Dublin-Anfragen der Schweiz an andere Staa-
ten um Rückübernahme gerade mal 501 effek-
tive Überstellungen gegenüber. Hört man sich 
unter Insidern um, liegt das vor allem daran, 
dass die meisten Asylbewerber, die überstellt 
werden sollten, sofort untertauchen. Der An-
teil der Untergetauchten soll mittlerweile 
achtzig Prozent betragen. Sie leben fortan als 
Illegale in der Schweiz oder reisen in irgendein 
anderes Land weiter, um dort erneut ein Asyl-
gesuch zu stellen. Welches Land formell für sie 
zuständig wäre, ist da ziemlich egal.                      g

Italiens Arbeitsverweigerung
Der Bund weist plötzlich einen viel tieferen Anteil an Asylbewerbern aus, die in der Schweiz bleiben 
dürfen. Bei deutlich mehr Gesuchen sei ein anderer Staat zuständig, sagen die Behörden. Funktioniert 
das Dublin-Abkommen also doch? Leider nicht. Von Alex Reichmuth

Rückführungen von Eritreern nach Italien finden praktisch keine statt.
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Kurz vor seiner Auflösung und der Bestellung 
in neuer Zusammensetzung hat der Bundes­
rat jüngst noch rasch mehrere politische Vor­
haben vorangetrieben und einige Leitplan­
ken zu fixieren versucht. Besonders eifrig war 
die abtretende Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf, die in Finanzmarktregulierung, 
Steuerfragen und Finanzpolitik einen grossen 
Überwachungs- und Kommandoapparat im 
Rohbau erstellt, aber noch nicht fertiggestellt. 
Vorletzte Woche hat der Bundesrat in der Ban­
kenregulierung neue Eckwerte für die Eigenka­
pitalausstattung von systemrelevanten Banken 
festgelegt. Damit will der Bund die Vorkehrun­
gen gegen die Gefahr des too big to fail (TBTF) 
verbessern – also gegen die Gefahr, dass Banken 
im Fall des Scheiterns ein so grosses Risiko dar­
stellen, dass eine staatliche Rettung unum­
gänglich ist. Erarbeitet wurden die Vorgaben 
durch eine Arbeitsgruppe aus Finanzdeparte­
ment, Finanzmarktaufsicht und Nationalbank.  

Die neuen TBTF-Vorgaben sind strenger als 
die bisherigen und verlangen von den beiden 
Grossbanken Credit Suisse und UBS 5 Prozent 
Eigenkapital, bezogen auf alle Bilanz- und Aus­
serbilanzposten, und 14,3 Prozent, bezogen auf 
das mit den jeweiligen Risiken gewichtete Ver­
mögen. Die bisherigen Anforderungen lagen 
bei 3,1 und 13 Prozent. Zusätzlich müssen die 
Banken im Fall eines Untergangs finanzielle 
Mittel mobilisieren können, die ungewichtet 
nochmals fünf Prozent und risikogewichtet 
14,3 Prozent der Bilanzsumme ausmachen. 
Dies soll eine geordnete Abwicklung ermög­
lichen. Hinzu kommen frühere Vorgaben zur 
Struktur international tätiger Banken; diese 
sollen so organisiert sein, dass sie im Notfall die 
wichtigen Funktionen weiterführen und be­
drohte Teile abspalten oder abwickeln können. 
Credit Suisse wie UBS haben einen Umbau 
ihrer Konzerne in diese Richtung eingeleitet.

Nebenwirkungen übersehen

Nationalbank und Finma loben den bundesrät­
lichen Vorschlag, der nächstes Jahr in eine Ver­
ordnung münden kann, als vorbildlich. Mit 
den Kapitalanforderungen und vor allem den 
Vorschriften für den Fall des Scheiterns über­
nehme die Schweiz in der Regulierung wieder 
international eine führende Rolle. Allerdings 
ist im Auge zu behalten, dass der Bund bereits 
vor drei Jahren als Musterschüler vorangerannt 
war und nun die damalige Regelung zurück­
nimmt, weil niemand ihr folgte. Nun schwenkt 
die Schweiz etwa auf den Weg ein, auf dem die 

USA und Grossbritannien unterwegs sind. Das 
von den G-20 errichtete Financial Stability 
Board (FSB) will ähnliche Ansätze international 
koordinieren. Dahinter steht die Auffassung, 
die richtigen Leitplanken könnten dafür sor­
gen, dass sich künftig Kosten aus Waghalsigkei­
ten und Zusammenbrüchen vermeiden lassen.

Gratis ist das freilich nicht zu haben, und ein­
mal mehr zeigt sich bei dieser ganzen Gesetzes­
produktion, dass Verwaltung und Politiker 
jeweils nicht besonders gründlich schauen, 
welche Nachteile neue Vorschriften haben kön­
nen. Den meisten ist zwar klar, dass die höheren 
Kapitalanforderungen bei den betroffenen 
Banken zu höheren Kapitalkosten führen. 
Wenn eine UBS gegen fünfzehn Milliarden 
neues Kapital aufnehmen muss, wird dies in 

Franken sichtbar. Schwieriger zu sehen sind 
jedoch die Folgewirkungen, die zu steigenden 
Kosten bei der Kreditvergabe führen können. 
Und wenn sich eine Bank aus bestimmten 
Geschäften zurückzieht, weil die Eigenmittel­
unterlegung zu teuer wird, ist dies von der 
Politik möglicherweise erwünscht, es kann aber 
auch sein, dass Politiker diese Nebenwirkung 
übersehen und nicht daran gedacht haben, dass 
sie mit ihrem Tun Geschäftsgelegenheiten und 
Arbeitsplätze zunichtemachen.

Besonders gravierend sind aber jene Kosten, 
die man meistens überhaupt nicht sieht. Das 
ganze Bemühen, dem TBTF-Problem mit mög­
lichst treffsicheren und wirksamen Regeln bei­
zukommen, kann leicht zu einer Verengung, ja 
Trübung des Blicks führen und bei Politikern 
und Überwachern die Illusion erzeugen, man 
habe all die Gefahren nun einigermassen unter 
Kontrolle. Dass die Fachleute praktisch aller 
Zentralbanken heute zu ähnlichen Rezepten 
neigen und internationale Institutionen wie 
FSB, EU, Währungsfonds oder OECD für eine 
weltweite Koordination der Meinungen sor­
gen, erhöht erst recht das Risiko, dass man sich 
kollektiv eine Wirklichkeit vormacht, die es 
nicht gibt. Neue Gesetze, die das System besser 
machen sollen, beziehen sich ja immer auf die 
in der zurückliegenden Krise erlebten Fehler. 
Man reguliert also quasi immer die Vergangen­
heit und lässt sich davon so stark ablenken, dass 
man sich rasch einmal in falscher Sicherheit 

wiegt, sich auf vermeintlich sichere Rezepte 
verlässt und neue Missstände nicht sieht.

Kürzlich haben Gerard Hertig (ETH Zürich), 
Eric Nowak (Universität Lugano) und Ettore 
Croci (Università Cattolica del Sacro Cuore) in 
einer Untersuchung der amerikanischen Ban­
kenkrise dargelegt, dass es in den USA günsti­
ger gekommen wäre, mehr Banken mit Staats­
geld zu retten, als dies tatsächlich der Fall war. 
Die Befunde der Studie deuten darauf hin, dass 
man sich zu stark an bestimmten Kapitalkenn­
zahlen orientiert und die Abwicklungskosten 

Die Bürokratie lebt
Die abtretende Finanzministerin hinterlässt mehrere politische Grossbaustellen. In den letzten Wochen  
ihrer Amtszeit versucht sie, noch möglichst viel zu fixieren. Was bedeutet Eveline Widmer-Schlumpfs Hektik 
für den Finanzplatz? Von Beat Gygi, Florian Schwab und Jonas Baumann (Illustration)

Nicht nur bei too big to fail hat 
Widmer-Schlumpf in den letzten 
Jahren einen Galopp hingelegt.

Das Paket bleibt ein Bürokratiemonster.
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unterschätzt hat. Es kann sein, dass man in der 
heutigen TBTF-Gesetzgebung in einigen Jah­
ren auf ähnliche Weise Irrtümer entdeckt. 

Nicht nur bei too big to fail hat Widmer-
Schlumpf in den letzten Jahren einen Galopp 
hingelegt, der durch ihren angekündigten 
Rücktritt aus dem Takt geraten könnte.  
Eigentlich sind Bundesräte ab dem Zeitpunkt 
ihrer Rücktrittsankündigung sogenannte 
lahme Enten (lame ducks). Da die Opportunis­
ten in Politik und Verwaltung versuchen, mit 
feiner Nase die künftige Marschrichtung zu 
erspüren, läuft dies normalerweise auf einen 
rapiden Schwund des politischen Kapitals des 
abtretenden Chefs hinaus. 

Widmer-Schlumpf möchte diese politische 
Gesetzmässigkeit offenbar brechen, indem sie 
in der verbleibenden Zeit das Tempo der Geset­
zesmaschine sogar noch etwas erhöht. Es soll 
ein Wust von Regulierungen und Gesetzen ins 
Parlament geschickt werden, die erkennbar die 

wesentlichen Züge ihrer Finanzmarktpolitik 
tragen: Untergrabung der Privatsphäre, Stär­
kung der Fangarme des Steuerstaats, hem­
mungsloses Staatswachstum im Finanzsektor 
und Entmündigung des Bankkunden. 

Dieser Tage will die abtretende Bundesrätin 
die Botschaften für das Finanzdienstleistungs­
gesetz (Fidleg) und für das Finanzinstituts­
gesetz (Finig) durch die Landesregierung 
peitschen und ans Parlament überweisen. Ins­
besondere das Finanzdienstleistungsgesetz 
kommt in der Branche schlecht an. Unter dem 
Titel «Kundenschutz» sollen damit die Bestim­
mungen aus der entsprechenden EU-Verord­
nung Mifid II ins Schweizer Gesetz geschrieben 
werden. Und dazu noch vieles mehr, was in 
Widmer-Schlumpfs stillem Kämmerlein erson­
nen wurde: Ein Prozesskostenfonds sollte es 
den Kunden ermöglichen, unentgeltlich gegen 
die Banken zu prozessieren. Dieser Idee im Fid­
leg hat der Bundesrat nach der vernichtenden 

Kritik in der Vernehmlassung bereits vor Mona­
ten eine Absage erteilt. Gleichwohl bleibt die 
Vorlage überfrachtet. Wie man aus dem Finanz­
departement hört, will Widmer-Schlumpf nach 
wie vor das ganze Programm durchziehen.

Willkommener Vorwand

Das Paket bleibt also ein Bürokratiemonster: 
Weitreichende Protokollierungs- und Doku­
mentierungspflichten sollen bis ins Detail 
regeln, wie die Banken ihre Kunden beraten. 
Das Beratungsgespräch droht zu einem juris­
tischen Spiessrutenlaufen zu werden. Klein­
kunden werden so – wie es Deutschland vor­
gemacht hat – eventuell gar nicht mehr beraten, 
weil die Risiken für die Banken zu gross sind. 
Die Finanzmarktaufsicht Finma soll noch mehr 
Kompetenzen bekommen. Sinnvolle Aspekte 
der Reform wie Gebührentransparenz und die 
Pflicht zur Offenlegung von Kickbacks und 
Retrozessionen könnten «ebenso gut ins Ban­

Das Paket bleibt ein Bürokratiemonster.
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kengesetz geschrieben werden», findet Bankier 
und SVP-Nationalrat Thomas Matter. Das Finig 
wird von manchen bürgerlichen Parlamenta­
riern als «schlicht unnötig» klassifiziert, so von 
Thomas Aeschi (SVP, ZG) und Hans-Peter Port­
mann (FDP, ZH).

Wunschkandidat Thomas Aeschi

Auch beim automatischen Informationsaus­
tausch (AIA) von Bankkundendaten will Wid­
mer-Schlumpf offenbar vor ihrem Rücktritt 
Nägel mit Köpfen machen, indem sie die Ab­
kommen mit Liechtenstein, Norwegen und mit 
der Europäischen Union noch im Dezember in 
trockene Tücher bringt. Bei der OECD hat sich 
die Schweiz unter ihrer Ägide verpflichtet, mit 
anderen OECD-Mitgliedsstaaten Abkommen 
über den AIA abzuschliessen. Künftig muss die 
Eidgenössische Steuerverwaltung bei den Ban­
ken Angaben über deren Kunden einholen und 
diese mit fremden Steuerämtern am jeweiligen 
Wohnsitz des Bankkunden teilen. Es kann zwar 
sein, dass das Parlament das AIA-Abkommen 
mit der EU auf Eis legt, um Verhandlungsmasse 
für die übrigen strittigen Themen in den bilate­
ralen Beziehungen zu schaffen. Am Grundsatz 
dürfte dies indes nichts mehr ändern: Die 
Schweiz wird reihenweise AIA-Abkommen ab­
schliessen und damit das Bankgeheimnis für 
viele ausländische Kunden beerdigen. Schlecht 
sieht es für Widmer-Schlumpfs über den AIA 
hinausgehende «Weissgeldstrategie» aus, die 
sie dem Parlament dreimal in unterschied­
lichem Form vorgelegt hat, momentan als Revi­
sion des Geldwäschereigesetzes (GwG): Für 
Kunden aus Staaten, mit denen die Schweiz 
kein AIA-Abkommen abschliesst, wollte die 
scheidende Finanzministerin die Banken zu 
steuerlichen Abklärungen verpflichten.

Allgemein erhofft man sich auf bürgerlicher 
Seite im neugewählten Parlament, dass das 
Finanzdepartement in Zukunft etwas kriti­
scher nachfragt, wenn von aussen finanz- und 
steuerpolitische Erwartungen an die Schweiz 
herangetragen werden. Unter Widmer-
Schlumpf hatte man eher den Eindruck, als sei 
der internationale Druck gar ein willkomme­
ner Vorwand gewesen, um die Kompetenzen 
der Steuerbehörden unaufhörlich auszubauen. 
Der Lackmustest für den Amtsnachfolger wird 
das Thema Beps bei den Unternehmenssteuern 
sein. Dieser Aktionsplan aus der Werkstatt der 
OECD soll es international operierenden 
Firmen erschweren, sich Unterschiede in den 

nationalen Steuergesetzen zunutze zu machen. 
Anliegen aus dem Aktionsplan der OECD, die 
über die derzeit im Parlament verhandelte 
Unternehmenssteuerreform III hinausgehen, 
werden es in Zukunft wohl schwerer haben.

Die zunehmenden Belastungen durch den 
Wegfall des Bankkundengeheimnisses, Eigen­
kapitalvorschriften, Fidleg, Finig, Geldwäsche­
rei-Regeln und Sorgfaltspflichten, Beps etc. 
kommen insofern zur Unzeit, als viele Schwei­
zer Banken bereits über die letzten sechs Jahre 
empfindlich unter Druck gekommen sind und 
momentan hauptsächlich dank einer freundli­
chen Börsenentwicklung schwarze Zahlen 
schreiben. Die Beratungsgesellschaft Zeb hat 
die Geschäftsberichte von zwanzig Privatban­
ken aller Grössen und Klassen unter die Lupe 
genommen und dabei eine seit 2009 stetig sin­

kende Bruttomarge (Bruttogewinn in Prozent 
des verwalteten Vermögens) festgestellt. Dies 
bedeutet bei gleichbleibender Kostenmarge 
(Kosten in Prozent des verwalteten Vermögens), 
dass die Ergebnismarge als Differenz zwischen 
Bruttomarge und Kostenmarge um ein Drittel 
eingebrochen ist (s. Grafik, links oben).

Banken und bürgerliche Politiker hoffen auf 
einen Kurswechsel unter neuer Führung. Der 
Zürcher FDP-Nationalrat und Privatbankier 
Hans-Peter Portmann mahnt einen «Marsch­
halt» in der Finanzmarktregulierung an, damit 
ein neuer Finanzdepartementsvorsteher «all 
die anstehenden Geschäfte nochmals politisch 
abwägt». Mit Matter weist er auf die neue Zu­
sammensetzung der Kommission für Wirt­
schaft und Abgaben (WAK) hin, in der FDP und 
SVP wohl in der Mehrheit sein werden. Doch 
die Ausgangslage für die Bundesratswahlen ist 
nicht so eindeutig, wie es wirtschaftsliberale 
Parlamentarier wie Portmann, Matter oder 
Aeschi gern hätten. SP-Präsident Christian 
Levrat verbreitet sozialdemokratische Ambi­
tionen auf das Dossier und bringt den Namen 
von Justizministerin Sommaruga als Wid­
mer-Schlumpf-Nachfolgerin ins Spiel. Damit 
wäre aus bürgerlicher Sicht wenig gewonnen.

Thomas Matter hofft, dass der neugewählte 
zweite SVP-Bundesrat – sein Wunschkandidat 
ist der Zuger Thomas Aeschi – von Widmer-
Schlumpf die Finanzen übernimmt. Doch 
Aeschi steht nicht auf der Liste der Findungs­
kommission, und allgemein hat man den Ein­
druck, als sehe die Partei im Justizdeparte­
ment die grösseren Fehlentwicklungen als im 
Finanzdepartement. Einen linken EFD-Vor­
steher, das will man dann aber doch nicht. «Im 
Notfall», so Matter, «muss Ueli Maurer in die 
Hosen steigen.»� g

«Im Notfall», so Thomas Matter,  
«muss Ueli Maurer in die Hosen 
steigen.»

Brutto-, Kosten- und Ergebnismarge

Gemessen am verwalteten Vermögen, in Basispunkten (bps = Basispunkt = 0,01 Prozent)

Bruttomarge in bps

Kostenmarge in bps

Ergebnismarge in bps
(Brutto- minus Kostenmarge)

QUELLE: ZEB – SZENARIEN FÜR DAS SCHWEIZER PRIVATE BANKING 2020, ANALYSE GESCHÄFTSBERICHTE VON 20 PRIVATBANKEN
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Hektik auf dem Gebiet des Finanzmarktrechts

Übersicht über die Entwicklung der einschlägigen Gesetzesvorhaben

Finfrag

Finig
Fidleg

AIA/
GwG

Too big
to fail

QUELLEN: BÄR & KARRER, EIGENE ERHEBUNGEN

2014 2015 2016 2017 2018

3. 9. 2014
Botschaft
zum Finfrag

18. bis 20. 3. 2015
Behandlung im NR
—> Annahme Behandlung im SR. Parlamentarischer

Prozess und Referendumsfrist

(Finanzmarkt-
infrastruktur-
gesetz)

(Finanzinstituts-
gesetz, Finanzdienst-
leistungsgesetz)

(Automatischer
Informations-
austausch, Geld-
wäschereigesetz)

Oktober 2014
Ende Vernehm-
lassung

13. 12. 2013
Botschaft zur
Umsetzung der rev.
Gafi-Empfehlungen

18. 2. 2015
Evaluationsbericht des Bundes-
rates zu «Too big to fail»

21. 10. 2015
Bundesrat legt neue Eckwerte für
Kapitalausstattung fest

14. 1. 2015
Vernehmlassung
AIA

Ende 2015
Botschaft
AIA

Parlamentarischer Prozess 
und Referendumsfrist AIA

13. 3. 2015
Vernehmlassungs-
ergebnisse

Ende 2015
Botschaft
und Entwurf

Parlamentarischer Prozess
und Referendumsfrist

H2 2017/2018 (?)
Inkrafttreten

2016 (?)
Inkrafttreten

Privatbanken erlitten einen herben Gewinneinbruch. Räderwerk der Regulierung.
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Seit Anfang Jahr sind die Frankenpreise der 
Exporte deutlich weniger stark gefallen als 

diejenigen der Importe. Somit hat die Schweiz 
gesamthaft von einer unvollständigen Über-
wälzung von Wechselkursveränderungen pro-
fitiert. Gelungen ist dies global führenden An-
bietern von Nischenprodukten, die über eine 
gewisse Preissetzungsmacht verfügen. Des-
halb konnten sie Preiserhöhungen in Fremd-
währungen durchsetzen, ohne substanziell an 
Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren. Dies zeigt 
sich beispielsweise bei den Ausfuhren der 
Pharma- und der Uhrenindustrie, die nur we-
nig auf Wechselkursveränderungen reagieren.

Neben diesen Unternehmen gehören vor 
allem die Konsumenten zu den Profiteuren 
einer starken Währung. Vergleicht man Preise 
und Löhne in verschiedenen Ländern, erlaubt 
dies Rückschlüsse auf die Kaufkraft. Gemes-
sen an einem repräsentativen Warenkorb, gibt 
die Kaufkraft an, welche Gütermenge mit 
einem Arbeitseinkommen erworben werden 
kann. Die von der UBS herausgegebene «Prei-
se und Löhne»-Studie in Relation, dass sich die 
Kaufkraft in der Schweiz relativ zu einer Ver-
gleichsgruppe über die letzten Jahrzehnte klar 
verbessert hat. In der gleichen Periode nahm 
der reale Aussenwert des Frankens gegenüber 
dieser Vergleichsgruppe deutlich zu.  

Gleichzeitig verschlechterte sich die Posi
tion Italiens, das seit Jahrzehnten eine reale 
Abwertung erfahren hat. Dieses Ergebnis legt 
den Schluss nahe, dass eine Abwertungspoli-
tik, wie sie Italien über Jahrzehnte verfolgte, 
zwar den Exportsektor unterstützt hat, dies 
jedoch auf Kosten der Binnenkaufkraft der 
italienischen Konsumenten erfolgt ist. Im 
Gegensatz dazu stellt in der Schweiz die Fran-
kenstärke zwar kurzfristig eine grosse 
Herausforderung für die Exportindustrie dar, 
doch profitieren die Konsumenten dafür von 
einer höheren Kaufkraft.

Die Kehrseite der Frankenaufwertung ist, 
dass sie in der kurzen Frist die Wettbewerbs
fähigkeit der Schweizer Exportindustrie ge-
fährdet. Die Ende Oktober veröffentlichten 
Warenexportzahlen haben klar aufgezeigt, 
dass der starke Franken deutliche Spuren bei 
den Schweizer Ausfuhren hinterlässt. Insge-
samt fiel die exportierte Warenmenge in den 
ersten drei Quartalen im Vorjahresvergleich um 
gut 3  Prozent, wobei die Ausfuhren in die 

Euro-Zone mit einem Rückgang um knapp 
5  Prozent überdurchschnittlich stark unter 
Druck gekommen sind. Angesichts dieser Ent-
wicklung erstaunt nicht, dass eine wachsende 
Zahl von Firmen wie Rieter, Daetwyler Indust-
ries und Von Roll Stellen abbauen und ins Aus-
land verlagern.

Erholung bei den Ausfuhren

Dass sich darunter viele Unternehmen der 
Maschinenbranche befinden, ist kein Zufall. 
So hatten die stark preiselastischen Exporte 

der Maschinenindustrie unter den Ausfuhren 
in die Euro-Zone mengenmässig den deut-
lichsten Rückgang seit Anfang 2015 zu ver-
zeichnen. Ist ein Exportgut preiselastisch, re-
agiert die Nachfrage deutlich negativ auf eine 
Preiserhöhung, weshalb die Frankenauf
wertung hier drastische Konsequenzen hat: 
Gemäss einer Umfrage des Branchenverbands 
Swissmem würde rund ein Drittel der Maschi-
nen-, Elektro- und Metallunternehmen 
(MEM) im Jahr 2015 bei einem Euro-Fran-
ken-Wechselkurs von 1.05 auf operativer Stufe 
in der Verlustzone operieren. Zwar hat sich der 
Wechselkurs jüngst etwas erholt, aber die Lage 

Wirtschaft

Zeichen der Hoffnung
Auf kurze Sicht kann eine starke Währung für manche Zweige  
der Exportwirtschaft bedrohlich werden. Langfristig bringt  
sie aber gewichtige Vorteile. Neueste Zahlen deuten darauf hin, 
dass die Talsohle durchschritten ist. 
Von Dominik Studer

ist nach wie vor angespannt. Gleichzeitig blie-
ben die exportierten Warenmengen der Me-
tall-, der Uhren- (inkl. Präzisionsinstrumente 
und Bijouterie) sowie der chemischen Indust-
rie praktisch unverändert, während die ein-
kommens-, aber weniger preiselastischen Aus-
fuhren der Pharmaindustrie sogar zunahmen. 

Zieht man bei der Analyse die Wertverände-
rung hinzu, lässt sich auf die Preisveränderun-
gen bei den einzelnen Warenarten schliessen. 
Es fällt auf, dass in den ersten drei Quartalen 
die Preise bei den Ausfuhren der Pharma
industrie am stärksten gefallen sind. Das ist 
darauf zurückzuführen, dass diese stark regu-
liert sind und die Absatzpreise in Euro somit 
nicht flexibel angehoben werden konnten. 
Während auch die Preise der Maschinen- und 
Metallausfuhren etwas unter Druck gekom-
men sind, blieben jene der Uhrenindustrie 
praktisch unverändert. Dass die chemische In-
dustrie nur zu leicht tieferen Preisen nahezu 
konstante Mengen in die Euro-Zone ausfüh-
ren konnte, erstaunt, gelten diese Exporte 
doch als eher preiselastisch. Dies ist wohl auf 
Verträge mit Kosten-plus-Charakter bei Che-
mikalien zurückzuführen, die es ermöglichen, 
höhere Absatzpreise durchzusetzen.

Die im Vergleich zum Vormonat deutlich hö-
heren Exporte im September sind jedoch ein 
positives Zeichen. Die Erholung fiel stärker aus, 
als es das saisonale Muster erwarten lässt, was 
vor allem einer Erholung der Ausfuhren in die 
Euro-Zone zu verdanken ist. Dies lässt auf eine 
Trendwende hoffen, unterstützt durch die soli-
de konjunkturelle Entwicklung in wichtigen 
europäischen Destinationsländern. Gleich
zeitig deutet die Preisentwicklung bei den Ex-
porten in die Euro-Zone seit August erneut auf 
steigende Exportpreise hin, nachdem diese seit 
Anfang 2015 deutlich unter Druck gekommen 
waren, bedingt durch den zuletzt wieder etwas 
schwächeren Franken. Das dürfte die Margen
erosion zumindest teilweise rückgängig ma-
chen, die viele exportorientierte Firmen erlit-
ten haben. Kommt es jedoch nicht bald zu einer 
Trendwende, dürfte die starke Währung die be-
reits seit längerer Zeit beobachtete Tendenz in 
Richtung Deindustrialisierung in der Schweiz 
weiter vorantreiben.

Trendwende: Stadler Rail in Bussnang TG.

Dominik Studer ist Ökonom und Schweiz-Analyst im 
Chief Investment Office Wealth Management der UBS.
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Wo liegt die Grenze zwischen ethisch noch 
vertretbaren und fragwürdigen Finanzan­
lagen? Für den einen hört der Spass bereits 
beim Terminhandel mit Karotten und Getrei­
de auf («Spekulation mit Nahrungsmitteln»), 
während der andere dies als besonders attrak­
tive Investition betrachtet. Während ein Akti­
onär bereit ist, über einen gewissen Anteil an 
Kinderarbeit in der Wertschöpfungskette 
eines Unternehmens hinwegzusehen, fällt 
für den anderen hier das moralische Beil.

Allgemeingültige Richtlinien will nun ein 
Schweizer Verein für verantwortungs­
bewusste Kapitalanlagen vorgeben, der sich 
momentan in Gründung befindet. Die Grün­
dungsmitglieder sind samt und sonders Vor­
sorgeeinrichtungen der öffentlichen Hand: 
die Pensionskasse des Bundes, Publica, dazu 
jene von Post und SBB, die Suva und der 
AHV-Ausgleichsfonds Compenswiss. «Das 
Ziel des Vereins ist es, das Anlageuniversum 
seiner Mitglieder zu prüfen.» Dabei sollen 
«problematische Aspekte in Bezug auf die Be­
reiche ‹Umwelt, Soziales und Unternehmens­
führung›» aufgedeckt werden. Filetstück des 
Vereinskonzepts ist eine schwarze Liste von 
«Ausschlusskandidaten», also Firmen, die 
auf den Index kommen und deren Aktien zu 
vermeiden sind.

Langgehegter Wunsch der Gewerkschaften

Nebst diesem offiziellen Zweck wird in inter­
nen Konzeptpapieren der Organisation eine 
zweite Stossrichtung sichtbar: Es geht den 
staatlichen Vermögensverwaltern um «Ein­
flussnahme» auf die Privatwirtschaft. Mit 
dem kombinierten Anlagevermögen von 
mehr als 100 Milliarden Franken – rund ein 
Siebtel des Schweizer Vorsorgegeldes in der 
zweiten Säule – seien die «Voraussetzungen 
der Einflussnahme und Signalwirkung auf 
Unternehmen wesentlich besser als für jede 
einzelne Partei getrennt». Weiter will man 
von Seiten des mächtigen Vereins ein «attrak­
tiver Partner» werden für «grosse auslän­
dische Investoren wie beispielsweise den nor­
wegischen Staatsfonds». 

Dass die Verwalter von öffentlich-rechtlichen 
Geldtöpfen sich zur Anstandsdame auf den 
Kapitalmärkten aufschwingen wollen, kommt 
nicht überall gut an. In einem Brief an alle 
Gründungsmitglieder warnte etwa der Schwei­
zerische Gewerbeverband, dass sich «Institute 
der öffentlichen Hand» anschickten, ihre 
«Macht im Markt» zu bündeln und dadurch 

Getarnte Verstaatlichung
Keine Streumunition, keine Kinderarbeit, kein Tabak: Der Staat will seine Pensionskassen in den  
Dienst der gutgemeinten Sache stellen. Was sympathisch scheint, läuft auf ein politisches Kommando 
über das Riesenkapital der zweiten Säule hinaus. Von Florian Schwab
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durch die Hintertüre neue Regulierungen zu 
schaffen – «unter Ausschluss der demokrati­
schen Mitsprache». Man überlege sich zudem, 
das Anliegen auf politischem Weg zu stoppen, 
so Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler. Auch 
der emeritierte Zürcher Finanzprofessor Mar­
tin Janssen sieht das Vorhaben mit Unbehagen. 
Er befürchtet dabei, dass regulierungsfreundli­
che Kreise über den Hebel der Pensionskassen 
ihre politischen Vorgaben in die Privatwirt­
schaft hineintragen können – ein langgehegter 
Wunsch der Gewerkschaften.

Abweichungen kosten Rendite

Ungeachtet solcher Einwände votierten die 
entsprechenden Gremien im AHV-Fonds für 
die Vereinsgründung. Eher knapp fiel der Ent­
scheid der Suva zugunsten des Vereinsbeitritts 
aus. Der SBB-Verwaltungsrat stimmte ein­
stimmig dafür, ebenso die Kassenkommission 
der Bundes-Pensionskasse. Dieser gehört alt 
Gewerkschafter Serge Gaillard (SP) an, der als 
Direktor der Eidgenössischen Finanzverwal­
tung in der Publica eigentlich die Steuerzah­
lerinteressen vertreten sollte.

Auf Anfrage sagt Gaillard, er trete für eine 
«sehr zurückhaltende Politik in dieser Sache» 
ein, weil er der Ansicht sei, «dass wir in erster 
Linie die Anlageziele kostengünstig errei­
chen sollten». Eine Vorbildfunktion beab­
sichtige zumindest die Publica nicht.

 c
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Kann man als Pensionskassenverwalter über­
haupt zwei unterschiedlichen Prinzipien ge­
horchen – hier den eigenen Versicherten und 
dort dem allgemeinen Guten, Schönen und 
Wahren? Der Grat zwischen der schwarzen 
Liste unerwünschter Firmen und der Nutz­
barmachung  öffentlicher Gelder für politisch 

erwünschte Projekte wie die teure Energie­
wende ist zudem ein schmaler. Von der ele­
gant getarnten Verstaatlichung der Pensions­
kassen-Anlagepolitik könnte manch ein 
Herrscher wie Hugo Chávez oder Viktor Or­
bán noch etwas dazulernen. Diese sind da­
durch aufgefallen, dass sie das Vorsorge­
system vergleichsweise brachial enteignet 
haben.

Janssen hält fest, dass Anlageentscheide 
aufgrund von politischen Werturteilen 
zwangsweise zu einer Abweichung vom fi­
nanzmathematischen Optimum führen. Mit 
anderen Worten: Sie kosten Rendite. Der Stif­
tungsrat einer Pensionskasse ist plötzlich 
nicht mehr einfach der treuhänderische Ver­
walter des ihm anvertrauten Vorsorgekapi­
tals. Erfahrungen aus anderen Ländern zei­

gen, dass sich dies zu einer beliebten 
Spielwiese für spezialisierte Beratungsunter­
nehmen in Sachen «nachhaltige Finanzanla­
gen» entwickelt. Mit der doppelten Verant­
wortung nimmt also die Rendite ab, die 
Kosten und Beratungshonorare nehmen zu. 
Dass man bei dem neuen Verein gedenkt, 
grosszügig externe Aufträge für «Screening, 
Monitoring und Dialog mit Ausschlusskan­
didaten» zu verteilen, geht ebenfalls aus in­
ternen Dokumenten hervor. Bis zu 700 000 
Franken soll die Verwaltung des Vereins jedes 
Jahr kosten. Für den Geschäftsführer sind be­
reits Reisespesen in der Höhe von 25 000 
Franken budgetiert.

Angesichts von verwalteten Anlagegeldern 
in der Höhe von gemeinsam 100 Milliarden 
Franken mögen solche Extravaganzen ein 
Klacks sein. Die volkswirtschaftlichen Kosten 
liegen allerdings bedeutend höher: Wie die 
Vergangenheit gezeigt hat, muss der Steuer­
zahler regelmässig Geld nachschiessen, wenn 
Vorsorgeeinrichtungen der öffentlichen Hand 
in Schieflage geraten. In Anbetracht der de­
mografischen Entwicklung wird beispiels­
weise der AHV-Fonds sein Kapital von jetzt  
34 Milliarden in den nächsten fünfzehn Jah­
ren aufzehren.

Der Staat hat eben seine ganz eigene Auf­
fassung von einer «verantwortungsbewuss­
ten Kapitalanlage».� g

Manch ein Herrscher wie Hugo 
Chávez oder Viktor Orbán könnte 
noch etwas dazulernen.
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Der Anruf aus dem Innenministerium kam für 
Alejandro Giammattei völlig unerwartet. Es 
war Ende Oktober 2005. Giammattei ahnte, 
dass es etwas mit der Flucht von neunzehn 
Verbrechern aus dem Hochsicherheitsgefäng-
nis El Infiernito zu tun haben könnte. Durch 
den Skandal geriet Innenminister Carlos Viel-
mann in Zugzwang. Dass ihn Vielmann gleich 
zum höchsten Gefängnischef von Guatemala 
machen wollte, überraschte den Arzt Giam-
mattei allerdings. Er habe doch keine Ahnung 
vom Strafvollzug, wandte er ein. Genau das sei 
nun gefragt, erwiderte der Minister, einer, der 
von aussen komme, um das durch und durch 
korrupte System aufzumischen.

Giammattei verlangte eine Woche Bedenk-
zeit. Alle Freunde und Angehörigen rieten 
ihm dringend ab. Der Strafvollzug in Guate-
mala befand sich in einem erbärmlichen Zu-
stand. Dieses System in Ordnung zu bringen, 
so warnte man ihn, sei eine übermenschliche 
Aufgabe, an der sich ein anständiger Mensch 
nur die Finger verbrennen könne. Bevor er 
einen Entscheid fällte, wollte Giammattei die 
vier wichtigsten Gefängnisse von innen sehen. 
Vielmann erfüllte ihm den Wunsch.

Wie Sklaven

Was Giammattei in der Folge bei seiner ausge-
dehnten Erkundungstour durch die guate-
maltekischen Gefängnisse erfuhr und erlebte, 
übertraf die schlimmsten Befürchtungen und 
ist in einem Buch* nachzulesen, das er später 
verfasste. Crack-Leichen, Prostitution, Waffen, 
Gewalt und sexuelle Übergriffe bestimmten 
den Alltag in den Gefängnissen. Das Vollzugs-
personal hatte längst resigniert und versuchte 
gar nicht erst, etwas dagegen zu unternehmen.

In der Granja Modelo de Rehabilitación Pe
nal el Pavón waren die Missstände besonders 
krass. Der Arzt entdeckte ein System, das an 
die Sklaverei gemahnt. Das Gefängnis befand 
sich unter der Kontrolle von Gangsterbanden. 
Wer in einem Bett schlafen wollte, musste be-
zahlen – und wer nicht zahlen konnte, den 
Gangstern zudienen. Neue Häftlinge wurden 
an Auktionen an die Knastbosse versteigert. 
Wer nicht gehorchte, musste mit brutalen 
Strafen oder gar mit dem Tod rechnen.

El Pavón war in den 1970er Jahren als Vorzei-
gemodell mit eigenem Gutsbetrieb und Werk-
stätten gebaut worden. Über das Komitee für 
Ordnung und Disziplin (COD) hatten die In-
sassen eine gewisse Autonomie. Doch das COD 
hatte längst die Kontrolle über den Knast 

übernommen und die Wärter aus dem Areal 
verbannt. Der Zugang zum Gelände war nicht 
etwa von aussen, sondern von innen verriegelt. 
Das Gefängnispersonal arbeitete faktisch im 
Sold von Drogenbaronen, die ihnen ungleich 
höhere «Saläre» bezahlten als der Staat.

Aus dem Mitsprachemodell war ein hölli-
sches Experiment geworden, das seinesglei-
chen sucht. Giammattei stellte zwar fest, dass 
das streng hierarchische Knastregime erstaun-
lich geordnet funktionierte. Es gab sogar eine 
Art Grundbuchamt. Wer es sich leisten konn-
te, der lebte im eigenen Chalet mit allem, was 
dazugehört: Jacuzzi, abhörsichere Telefone, 
Dienstpersonal und Bodyguards. Effizient 
organisiert waren aber auch die Fälscherwerk-
stätten, Drogenlabors und Garagen, in denen 
gestohlene Autos umgebaut wurden. Entfüh-
rer-, Drogen- und Räuberbanden operierten 
ungeniert und ungestraft von El Pavón aus. Es 
gab Fälle von Entführten, die hier versteckt 
wurden. Die Polizei fand Hinweise darauf, 
dass in El Pavón sogar sadistische Gewalt- und 
Kinderpornos hergestellt wurden. 2003 star-
ben zwei Polizisten beim Versuch, Delinquen-
ten ins Gefängnis hinein zu verfolgen.

«Wer als Krimineller hier reinkommt», kon-
statierte Giammattei, «kommt als Soziopath 
wieder raus.» Am Ende war es aber eine zufäl-
lige Beobachtung, die den Arzt zur Zusage be-

wegte: Er stellte fest, dass an Besucherinnen 
Intimkontrollen ohne hygienischen Schutz 
vorgenommen wurden. Wer sich bei der Lei-
besvisitation keine Geschlechtskrankheit zu-
zog, konnte von Glück reden. Der Arzt war er-
schüttert – und sagte zu. Bereits am Tag der 
Amtsübergabe erlebte er seine Feuertaufe: 
eine Meuterei im Frauengefängnis Santa Tere-
sa. Die Insassinnen verlangten eine Lockerung 
des Regimes bei Männerbesuchen. Dank 
einem persönlichen Einsatz vor Ort konnte 
Giammattei den Aufstand friedlich beilegen.

Der Fatalismus im Verwaltungsapparat war 
betäubend. In einem ersten Schritt versuchte 
Giammattei die Führungscrew zu ersetzen. 

Ein hoffnungsloses Unterfangen. 58 Freunden 
und Vertrauten bot er Schlüsselstellen an, alle 
wünschten ihm viel Erfolg, kein einziger sagte 
zu. Giammattei ermunterte den Sonderstaats-
anwalt für Menschenrechte, Sergio Morales, in 
El Pavón eine Filiale zu eröffnen. Morales wies 
das Angebot schroff zurück. Das Interesse des 
mediengewandten Menschenrechtsanwaltes 
für die namenlosen Opfer der alltäglichen Ge-
walt hielt sich offenbar in Grenzen. Er sollte 
später zu seinem ärgsten Widersacher werden.  

Ein wichtiges Anliegen war die elektroni-
sche Erfassung der Insassen. Niemand wusste, 
wie viele es genau waren. Offenbar gab es Häft-
linge, die ihre Strafe längst verbüsst hatten 
und deren Karteikarte im Apparat verloren
gegangen war. Mittelfristig setzte sich Giam-
mattei das Ziel, die Gefängnisse wieder unter 
die Kontrolle des Staates zu bringen.

Der Anfang sollte in El Pavón mit seinen 1800 
Insassen gemacht werden. Und weil dies eine 
militärische Operation war, beauftragte Giam-
mattei einen Mann vom militärischen Nach-
richtendienst mit der Planung: Luis Linares Pé-
rez. Der Geheimdienstler erhielt zudem den 
Auftrag, El Pavón mit Informanten zu infiltrie-
ren und eine Liste der wichtigsten Anführer zu 
erstellen, die man auf andere Gefängnisse ver-
teilen wollte. Später wird man behaupten, es sei 
in Wirklichkeit eine Todesliste gewesen.

Am 18. Juli 2006 spitzt sich die Lage in El Pa-
vón zu. Luis Zepeda, der ungekrönte Knast
könig, stellt ein Ultimatum: 57 Häftlinge, die 
offenbar zu wenig Gewinn abwerfen, sollten 

Ein höllisches Experiment
Die Genfer Justiz will Erwin Sperisen lebenslänglich einsperren, weil er bei Exekutionen in Guatemala 
mitgewirkt haben soll. Doch das Dossier ist gespickt mit Ungereimtheiten. Klar ist: Der politische Druck, 
Sperisen trotz zahlloser Widersprüche zu verurteilen, war übermächtig. Von Alex Baur

Crack-Leichen, Prostitution, 
Waffen, Gewalt und sexuelle 
Übergriffe bestimmten den Alltag.

Ohnmacht: Gefängnisdirektor Giammattei.
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das Gefängnis sofort verlassen, ansonsten er für 
nichts garantieren könne. Im Klartext: Die 
Männer würden umgebracht. Giammattei lässt 
sich nicht auf die Erpressung ein. Am 11. Sep-
tember wird der erste der verstossenen Häftlin-
ge, José Hernández, ermordet. Die Zeit drängt.

Sturm auf El Pavón

Am 25. September 2006 ist es so weit: In den 
frühen Morgenstunden kreist ein Aufgebot 
von 2500 Einsatzkräften – Armee, Polizei, 
Sonderkommandos, Vollzugspersonal – nach 
dem Plan von Linares Pérez das weitläufige 
Gelände von El Pavón ein. Um 5 Uhr werden 
die Insassen per Lautsprecher aufgerufen, die 
Gebäude zu verlassen und sich auf den Sport-
plätzen zu versammeln. Alejandro Giammat-
tei verfolgt den Einsatz an der Seite von Poli-
zeichef Erwin Sperisen im Kommandoraum, 
der sich beim Haupteingang befindet, auf der 
Nordseite. Um sechs Uhr wird die Stromzu-
fuhr gekappt. Eine halbe Stunde später be-
ginnt der Sturm auf El Pavón.

Auf der Südseite des weitläufigen Geländes 
sprengen Einsatztruppen zwei Breschen in die 
Zäune und stürmen das Gefängnis von zwei 
Flanken her. Beim Chalet des kolumbiani-
schen Drogenbarons Jorge Batres kommt es 
gegen 7 Uhr zu einer wilden Schiesserei, die 

rund 20 Minuten dauert. Sperisen befindet 
sich in diesem Zeitraum mit seinem Tross auf 
der gegenüberliegenden Nordseite beim 
Haupteingang. Erst um 7 Uhr 40 begibt er sich 
zur Südostseite, wie Videoaufnahmen bele-
gen. Spätestens hier erfährt er, dass im Chalet 
von Batres sieben erschossene Häftlinge lie-
gen. Der Drogenbaron selber sowie Knastkö-
nig Luis Zepeda befinden sich unter den Toten.

Gegen 8 Uhr betritt Innenminister Viel-
mann das Gelände, in seinem Tross befinden 
sich mehrere Journalisten und Staatsanwälte. 
Gegen 10 Uhr beginnen mehrere Equipen der 
Staatsanwaltschaft mit der Spurensicherung 
und der Bergung der Toten im Chalet von Ba
tres. Gegen 11 Uhr informieren die involvier-
ten Behörden an einer Pressekonferenz über 
die «Aktion Pavo Real». Die guatemalteki-
schen Medien feiern die Razzia unisono als Er-
folg, obwohl schnell der Verdacht aufkommt, 
dass zumindest einzelne der sieben Toten exe-
kutiert worden sein könnten. 

Einige Indizien sprechen dafür. Kein einzi-
ger Polizist wurde bei der Schiesserei verletzt, 
die sieben Häftlinge dagegen waren sofort tot. 
Soweit man der rudimentären und schlampi-
gen Spurensicherung der Staatsanwaltschaft 
trauen darf, passen viele der Schussverletzun-
gen an den Leichen schlecht zu einem Feuer

gefecht. Bei zwei Leichen finden sich Hinweise 
auf Druckspuren an den Handgelenken, die 
auf eine Fesselung zurückzuführen sein könn-
ten. Die Namen von mehreren Toten sollen 
sich auch auf der Liste der einflussreichsten 
Häftlinge befinden, die der Geheimdienstler 
Linares Pérez erstellt haben will. Beweisen 
lässt sich das freilich nicht, die ominöse Liste 
wurde nie sichergestellt.

Bei der Schiesserei war Polizeichef Sperisen 
nicht vor Ort, wie Videoaufnahmen belegen, 
wohl aber sein Stellvertreter Javier Figueroa. 
Die Bilder zeigen zudem, dass vermummte 
Sonderkommandos ohne Rangabzeichen den 
Sturm auf Batres’ Chalet ausführten. Es dürfte 
sich dabei um die sogenannten Riveritas ge-
handelt haben, eine nach ihrem Chef Victor 
Rivera benannte Sondereinheit, welcher 
direkt dem Innenministerium unterstellt 
war. Leider kann Rivera nichts mehr dazu 
sagen, er wurde 2008 ermordet. Die Aussagen 
anderer Mitglieder des Kommandos wurden 
trotz Anfragen nie nach Genf übermittelt. 

Theoretisch war die Aktion Pavo Real hochge-
heim, tatsächlich wurde sie am Vortag von einer 
Zeitung bis ins Detail angekündigt. Die Häftlin-
ge wussten also, was sie erwartete. Der Sturm 
auf El Pavón wurde von zahlreichen Journalis-
ten verfolgt. Unter den Augen Hunderter Zeu-

Rund zwanzigminütige Schiesserei: Die Polizei bringt das El-Pavón-Gefängnis unter ihre Kontrolle, 25. September 2006.
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«und die Exekutoren exekutieren!» Unter die-
sem Motto lässt sich auch das Urteil zusam-
menfassen. Was Sperisen genau getan haben 
soll, liessen die Richter offen. Sie konnten sich 
einfach nicht vorstellen, dass die mutmassli-
chen Morde ohne Mitwissen des politischen 
Chefs geplant und vollstreckt worden waren.

Der abstruse Vorwurf, Sperisen habe Häftlin-
ge eigenhändig erschossen, wurde in zweiter 
Instanz zwar fallengelassen. Während das Kri-
minalgericht dem Polizeichef noch eine aktive 
Teilnahme an den mutmasslichen Exekutio-
nen unterstellte, warf ihm das Appellationsge-
richt das Gegenteil vor: Sperisens Passivität sei 
verräterisch gewesen, er habe sich weder für die 

Namen der Toten interessiert, noch habe er eine 
Untersuchung des Falles angeordnet.

Nun liegt bei den Gerichtsakten ein ganzer 
Strauss von Zeugnissen, der so bunt, verwir-
rend und undurchdringlich anmutet wie der 
guatemaltekische Dschungel. Viele Aussagen 
widersprechen sich. Nicht einmal Staatsan-
walt Yves Bertossa mochte sich auf eine kon-
krete Version festlegen. Wann und wo Erwin 
Sperisen wem welche Befehle erteilt haben 
soll, geht weder aus der Anklage hervor, noch 
erfahren wir das aus dem Urteil. Irgendwie 
und irgendwann soll er sich mit Giammattei 
und Figueroa verschworen haben, um irgend-
wo irgendwem den Mordauftrag zu erteilen.

Das Perfide an Bertossas Anklage ist: Gegen ei-
nen Vorwurf, den man nicht genau kennt, kann 
man sich schlecht verteidigen. Die Verteidiger 

gen unbemerkt sieben Menschen zu exekutie-
ren, war doch ziemlich schwierig. Doch es ist 
denkbar, dass die Riveritas das Chaos der 
Schiesserei um das Chalet von Batres für gezielte 
Exekutionen nutzten. Geht man von dieser 
These aus, stellt sich eine ungleich schwierigere 
Frage: Wer gab den Auftrag? Von rivalisieren-
den Gangstern über die Geheimdienste und das 
Militär bis zur Regierung kommen alle in Frage 
– und nichts ist beweisbar.

Als die internationale Cicig-Kommission 
und der bereits erwähnte Menschenrechtsan-
walt Sergio Morales nach dem Regierungs-
wechsel von 2008 die Ermittlungen aufnah-
men, konzentrierten sie sich auf die politisch 
Verantwortlichen: Innenminister Vielmann, 
Vollzugschef Giammattei, Polizeichef Speri-
sen und dessen Stellvertreter Figueroa. Die in-
volvierten Staatsanwälte, Sonderkommandos 
und Militärs wurden dagegen verschont. In ei-
nem Kraftakt wollten die internationale Orga-
nisation Cicig und Morales offenkundig ein 
politisches Zeichen setzen. Doch Justiz und 
Politik vertragen sich schlecht.

Reine Staffage

Eine politische Verantwortung begründet noch 
lange keine strafrechtliche Schuld. Das Buch 
von Giammattei illustriert die Ohnmacht der 
politischen Amtsträger eindrücklich. Der Arzt 
wurde 2012 in Guatemala nach einem Jahr Un-
tersuchungshaft denn auch von Schuld und 
Strafe freigesprochen, ebenso mehrere Polizis-
ten. 2013 folgte der Freispruch von Figueroa, üb-
rigens auch er ein Arzt, in Österreich. Das Ver-
fahren gegen Innenminister Vielmann liegt in 
Spanien auf Eis. Getroffen hat es am Ende einzig 
Polizeichef Sperisen. Das Genfer Appellations-
gericht verurteilte ihn im letzten Mai wegen 
mehrfachen Mordes zu lebenslänglich (Weltwo-
che Nr. 43/15 – «Die Genfer Konfusion»).

Erwin Sperisen schloss nie aus, dass es beim 
Sturm auf El Pavón Exekutionen gegeben ha-
ben könnte. Er bestreitet nur, dass er damit et-
was zu tun hatte. Der Polizeieinsatz wurde 
vom zuständigen Kommandanten geplant 
und geleitet, als politischer Chef der Polizei 
hatte Sperisen keinen direkten Einfluss auf die 
Operation. Sein martialischer Auftritt – Speri-
sen liess sich vor Ort in Uniform und mit 
schwerer Bewaffnung ablichten – sei reine 
Staffage gewesen. Er habe damit ein politi-
sches Zeichen setzen wollen: eine symbolische 
Kriegserklärung an das organisierte Verbre-
chen. In die Untersuchung der Todesfälle habe 
er sich nie eingemischt, weil ihm dies schlicht 
untersagt war. Das war die Aufgabe der Staats-
anwaltschaft, die von Anfang an vor Ort war. 

Doch die Anklage lautet nicht auf Prahlerei, 
sondern auf mehrfachen Mord. Im fernen Genf 
stiessen Sperisens Erklärungen auf taube Oh-
ren. «Auf dem Schlachtfeld befehlen die Chefs», 
rief Staatsanwalt Yves Bertossa anlässlich der 
Berufungsverhandlung in den Gerichtssaal, 

Florian Baier und Giorgio Campá legten sich 
zwar mächtig ins Zeug und deckten eine Unge-
reimtheit nach der anderen auf. Doch aus dem 
riesigen Berg von Berichten und Zeugnissen aus 
dem fernen Guatemala, deren Glaubwürdigkeit 
man nicht überprüfen kann, lässt sich alles 
Mögliche und Unmögliche konstruieren. Baier 
und Campá fanden auch Hinweise darauf, dass 
die guatemaltekischen Ermittler den Genfer 
Kollegen entlastende Elemente verheimlichten.

Sicher ist: Die internationale Organisation 
Cicig, welche 2008 die Ermittlungen vor Ort 
zusammen mit guatemaltekischen Staats
anwälten aufnahm, stand unter einem ge
waltigen Erfolgsdruck. Ihr einziges Ziel, der 
«Kampf gegen die Straflosigkeit», verlangte 
nach einem schnellen Erfolg, zumal das Man-
dat der Cicig vorweg auf zwei Jahre beschränkt 
wurde. In der Not bediente man sich deshalb 
einer Methode, die in den USA üblich, in der 
Schweiz ebenso wie in Guatemala aber schlicht 
illegal ist: des Kronzeugendeals.

Wer gegenüber der Cicig einen Vorgesetzten 
anschwärzte, kam nicht nur in ein grosszügiges 
Zeugenschutzprogramm, er wurde auch mit 
Straffreiheit belohnt. Die Schuld wird bei die-
sem System in einer Kaskade von unten nach 
oben weitergereicht: Um den eigenen Kopf zu 
retten, schwärzt ein jeder den Nächsthöheren 
in der Hierarchie an. Vom kleinen Mitläufer ar-
beiten sich die Ermittler so hoch bis zum Big 
Boss, der am Ende für alle büssen soll. Was auf 
den ersten Blick bestechend erscheinen mag, ist 
in Wahrheit schlechterdings korrupt. Zu gross 
ist die Gefahr, dass ein Verdächtiger sein eigenes 
Verschulden verschleiert, indem er wider besse-
res Wissen einen Unschuldigen anschwärzt.

Im Fall von El Pavón ist die Gefahr von 
Falschanschuldigungen besonders virulent, 

Als politischer Chef der Polizei 
hatte Sperisen keinen direkten 
Einfluss auf die Operation. 

Ungereimtheiten: Verteidiger Campá.Abstruser Vorwurf: Angeklagter Sperisen.



da mangels zuverlässiger Sachbeweise die 
Zeugenaussagen ein übermässiges Gewicht er-
halten. Kommt dazu, dass ein Polizist, der we-
gen der Ermordung von Häftlingen verurteilt 
wird, in einem guatemaltekischen Gefängnis 
eine geringe Lebenserwartung hat. Es ist wie 
bei der Folter: Die Todesangst beflügelt die 
Fantasie im gleichen Masse, wie die Hemm-
schwelle einer Falschanschuldigung sinkt. Er-
zwungene oder gekaufte Geständnisse und 
Anschuldigungen sind deshalb das Papier 
nicht wert, auf dem sie geschrieben wurden.

Kronzeugendeal

Wie aus dem Prozess in Österreich hervorging, 
offerierte Cicig-Ermittlerin Gisela Rivera dem 
Arzt und Sperisen-Stellvertreter Javier Fi-
gueroa einen grosszügigen Straferlass, wenn 
er gemäss ihrer Vorstellung aussagen würde. 
Sein «Geständnis» hatte sie gemäss der Zeit-
schrift Profil bereits verfasst, doch Figueroa 
weigerte sich, seine Unterschrift darunter zu 
setzen. 2009 setzt sich die Cicig-Ermittlerin 
überstürzt nach Costa Rica ab, ihrem Heimat-
land. Wegen Amtsgeheimnisverletzung, Nöti-
gung und Begünstigung hat Guatemala Er-
mittlerin Rivera international zur Verhaftung 
ausgeschrieben. Doch das Verfahren gegen die 
angeblichen Pavón-Verschwörer war längst 
aufgegleist, die erpressten Anschuldigungen 
waren nicht mehr rückgängig zu machen.

Auch Alejandro Giammattei bekam einen 
Kronzeugendeal angeboten: eine Strafe von 
lediglich fünf Jahren Gefängnis, die nie würde 
vollzogen werden, gegen ein «Geständnis», 
das Innenminister Vielmann einbeziehen soll-
te. Er lehnte ab und nahm dafür ein Jahr Un-
tersuchungshaft in Kauf. Leider weigerte sich 
das Genfer Gericht, Giammattei als Zeugen zu 
befragen. Er hätte das Verurteilen erschwert.

Extra nach Genf eingeflogen wurde dagegen 
der erwähnte Nachrichtendienstler Luis Lina-

res Pérez, der den Sturm auf El Pavón geplant 
und die ominöse Liste der einflussreichsten 
Häftlinge erstellt hatte. Linares Pérez belastete 
hauptsächlich seinen Auftraggeber Giammat-
tei sowie Figueroa, Sperisen kommt in seinen 
Aussagen nur am Rande vor. Selber will er mit 
der Verschwörung nichts zu tun haben, die er 
erst im Nachhinein entdeckt habe. Seltsamer-
weise war der angeblich unwissende Linares 
Pérez bei der Schiesserei vor dem Chalet von 
Drogenbaron Batres zugegen. Gemäss seiner 
Version gab er aber nur drei Schüsse ab. Da-
nach hätten ihn die eigenen Leute zu Boden 
geworfen und entwaffnet.

Wie die Verteidiger Baier und Campá im Ver-
lauf des Verfahrens zufällig entdeckten, war 
auch die Aussage von Linares Pérez durch ei-
nen Kronzeugendeal erkauft. Er lebt heute in 
Kanada. So fragwürdig die Aussagen des 
Geheimdienstlers sind – auf sie stützt sich der 
Vorwurf einer kriminellen Verschwörung 
zwischen Giammattei, Figueroa und Speri-
sen. Weil Sperisen nach dieser Version aber 
eine eher untergeordnete Rolle spielte, befand 
die Genfer Justiz die bereits rechtskräftig 
freigesprochenen Ärzte kurzerhand für 
schuldig. Anders konnte man Sperisen nicht 
verurteilen.

Am 26. März 2015, kurz vor der Berufungs-
verhandlung im Fall Sperisen, ehrte der Genfer 
Bürgermeister Sami Kanaan die linksalterna-
tive Organisation Trial wegen ihrer Verdienste 
bei der weltweiten Verfolgung politischer Kri-
minalität mit der Ehrenmedaille («Genève re-
connaissante»). Als Teil eines internationalen 
NGO-Netzwerkes hatte die Organisation Trial 
das Verfahren gegen Sperisen in der Schweiz 
losgetreten und propagandistisch vorange-
trieben. Als Erwin Sperisen vor die Schranken 
trat, stand sein Urteil längst fest. Das Bedürf-
nis nach einem Exempel war übermächtig.

Die erpressten Anschuldigungen 
waren nicht mehr rückgängig zu 
machen.

*Alejandro Giammattei Falla: Caso Giammattei.  
Relato de una injusticia. Kindle. 468 S.  
ISBN 978-9929-40-280-5.
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Über die Chefredaktoren des Blicks gibt es viele 
gute Geschichten. Besonders gute Geschichten 
gibt es darüber, wie und warum die Chefredak-
toren des Blicks gehen mussten.

Dass es viele gute Geschichten gibt, wie und 
warum die Chefredaktoren des Blicks gehen 
mussten, hat auch arithmetische Gründe. In 
den letzten zwanzig Jahren flogen elf 
Blick-Chefredaktoren aus dem Job. Das ist 
Weltrekord im Zeitungsgewerbe. 

Der effizienteste Abgang war jener von Bern-
hard Weissberg im Jahr 2009. Um 11.00 Uhr 
wurde er ins Büro seines Vorgesetzten Marc 
Walder gebeten. Weissberg hatte sich noch gar 
nicht richtig gesetzt, da war er um 11.01 Uhr 
das Amt bereits los. Weissberg hatte mit dem 
Blatt vom bisherigen Zeitungsformat erfolg-
los ins Halbformat gewechselt. Als der Blick 
nun zum grossen Format zurückkehrte, war 
auch Weissbergs Zeit blitzartig vorbei.

Der unvermeidlichste Abgang war jener von 
Jürg Lehmann im Jahr 2002. Verleger Michael 
Ringier entschuldigte sich damals öffentlich bei 
Ex-Botschafter Thomas Borer und überwies ihm 
ein paar Millionen aufs Konto. Unter Chefredak-
tor Jürg Lehmann hatte der Blick den Botschafter 
monatelang als verlogenen Sexmolch darge-
stellt. Wenig später bot Lehmann dem Verleger 
im kleinen Kreis den Rücktritt an. «Die Erleich-
terung war spürbar», sagt einer, der dabei war.

Ende einer Epoche

Der spontanste Abgang war jener von Werner De 
Schepper im Jahr 2007. Chefredaktor De Schep-
per hatte ein Neukonzept für den Blick ent
wickelt, eine Art linkslastiges Magazin auf Zei-
tungspapier. In der Chefetage stiess die Idee auf 
laue Begeisterung. Der frustrierte De Schepper 
fragte seinen damaligen Mentor Nicolas Hayek, 
was zu tun sei. «Schlafen Sie zweimal, dann wis-
sen Sie es», sagte Hayek. Nach zwei Nächten 
warf De Schepper alles hin und räumte sein Pult. 
Der umstrittenste Abgang war jener von Ralph 
Grosse-Bley im Jahr 2013. Der talentierte deut-
sche Boulevardier hatte den Blick in alte Zeiten 
zurückpositioniert, als ruppiges Blatt mit einer 
heftigen Dosis an Sex and Crime. Grosse-Bley 
bremste damit den Auflagenschwund, stiess 
beim kultivierten Verleger Michael Ringier aber 
zunehmend auf Naserümpfen. Ringiers CEO 
Marc Walder setzte den allzu unzivilisierten 
Journalisten in seinem Büro kurzerhand ab.

Nun stellt sich natürlich die Frage, warum 
letzte Woche, nach knapp zwei Jahren im Job, 
wiederum ein Blick-Chefredaktor gehen 

musste. Diesmal traf es René Lüchinger. Der 
frühere Bilanz-Chef war der erste Wirtschafts-
journalist an der Spitze der Zeitung.

Zur Erklärung so viel vorweg: Dass die Auf
lage unter Lüchinger auf den historischen Tief-
punkt von 150 000 Stück abtauchte, kann nicht 
der Grund für sein Ende gewesen sein. Alle sei-
ne Vorgänger seit dreissig Jahren – damals ver-
kaufte das Blatt noch bis zu 390 000 Stück – fuh-
ren die Auflage desgleichen in den Keller. Einige 
waren allerdings so kurzfristig im Amt, dass der 
Niedergang fast nicht messbar war. Lüchingers 
Abgang hat einen andern Hintergrund. Es ist 
das Ende einer Epoche. Letzte Woche wurde der 
Blick de facto als Zeitung eingestellt. Es ist nur 
noch ein Zombie des Blattes, das nun untot in 
den Briefkästen und Kiosken herumgeistert.

Um zu verstehen, was aktuell im Medien-
haus Ringier und beim Blick abläuft, muss 
zuerst eine kurze Beschreibung von Ringiers 
Unternehmenskultur eingeschoben werden. 

Ringier ist kein nüchtern organisiertes Un-
ternehmen im US-Stil wie Credit Suisse oder 
ABB. Nüchternheit hiesse, dass Konflikte er-
kannt, offen ausgefochten, via Prozesse in Lö-
sungen und Entscheide verwandelt und dann 
abgehakt werden. Ringier ist eher ein soziolo-
gisches Netzwerk als ein durchstrukturiertes 
Organigramm. Wichtig ist oft, was ausserhalb 
der Traktandenordnung geschieht. Viele Lö-

sungen entstehen nach dem Prinzip der Kabi-
nettspolitik, vorweg abgesprochen in internen 
Seilschaften und Zweckgemeinschaften.

Bei Ringier muss man nicht primär wissen, 
was auf dem Tisch liegt. Bei Ringier muss man 
primär wissen, was in der Luft liegt.

Was in der Luft liegt, ventilierten in der jün-
geren Ringier-Geschichte vor allem drei Per-
sönlichkeiten. Zuerst ist das Verleger Michael 
Ringier, ein souveräner und offener Typus, so 
offen, dass er manchmal gar zu sehr auf andere 
hört. Daneben steht Frank A. Meyer, der beste 
Publizist, den das Haus je hervorbrachte, ein 
Mann mit einem Flair für personelle Winkel-
züge, aber doch nicht jener Rasputin, als den 
ihn seine Gegner gerne sehen. Marc Walder, 
der Dritte im Bund, wurde zum ersten opera-
tiven Chef des Hauses, dem die Familie und 
der Verwaltungsrat strategisch bedingungslos 

vertrauen. Nun lag zuletzt immer spürbarer in 
der Luft, dass der gedruckte Blick nur noch ein 
Memorial der Firmengeschichte ist. Die ent-
scheidende Ringier-Seilschaft hat sich emotio-
nell vom Blick losgesagt. Das einst famose 
Blatt, 1959 gegründet, hat heute intern noch 
den Stellenwert eines Koma-Patienten.

Deutlich wurde dies, als Ringier im Sommer 
2015 den deutschen Journalisten Wolfgang 
Büchner zum Geschäftsführer der gesamten 
Blick-Gruppe machte. Büchner war zuvor als 
Chefredaktor beim Spiegel in Hamburg gran-
dios gescheitert, weil er die Online-Redaktion 
deutlich aufwerten, die Print-Redaktion aber 
ebenso klar abwerten wollte. Die selbstbe-
wussten schreibenden Journalisten schickten 
ihn zum Teufel.

Beim Blick traf Büchner auf keine selbstbe-
wussten schreibenden Journalisten mehr. Er 
konnte darum zügig umsetzen, was ihm in 
Deutschland misslungen war. Er brach die alte 
Tradition des Blatts. Er machte aus der kanti-
gen Zeitungsmarke Blick in kurzer Zeit ein 
verwechselbares Fastfood-Produkt.

Die Zeitungsredaktion des Blicks besteht 
heute noch aus zehn eigenen Journalisten. In 
Zukunft werden es noch etwas weniger sein. 

Statt auf der eigenen Redaktion werden der 
Blick, der Blick am Abend und der Auftritt von 
Blick online nun gemeinsam am sogenannten 
Newsdesk im sogenannten Newsroom gefer-
tigt. Der Newsdesk ist der interne Fleischwolf 
der Informationsverwurstung. Man nennt 
diese Kommandozentrale den «Balken».

Knapp einhundert Journalisten arbeiten für 
den Balken. Ihre vorrangige Aufgabe ist es, den 
Newsfluss für Blick online täglich und fortlau-
fend am Sprudeln zu halten. Abfallprodukte 
dieses digitalen Informationsstroms, mit etwas 
Zusatzelementen angereichert, fliessen dann als 
Artikel in den gedruckten Blick. Der Balken ist 
nicht daran interessiert, dass der Blick eine pro-
filierte Zeitung ist, wie dies jahrzehntelang die 
DNA der Redaktion ausmachte. Eine Zeitung 
mit Charakter zu machen, würde Kreativität 
und gedankliche Anstrengung erfordern. Die 
Journalisten müssten inhaltlich diskutieren, 
was für ihr Blatt prioritär, sekundär, relevant 
und irrelevant ist. Für solch intellektuellen Auf-
wand aber ist eine industrielle Wurstmaschine 
wie der Newsdesk der Blick-Gruppe nicht ge-
dacht. Er hat auch nicht die Zeit dafür.

Der Blick ist darum in den letzten Monaten 
ein ebenso zufälliges wie seelenloses Artefakt 
geworden. Wir können das kurz und gut an 

Sterbende Fischstäbchen
Der Blick war 56 Jahre lang der lebendigste Akteur der Schweizer Zeitungsszene. Nun erleidet das Blatt, 
führungs- und seelenlos, den schleichenden Tod eines Koma-Patienten. 
Von Kurt W. Zimmermann

Es ist schade, dass es künftig 
keinen Blick-Chefredaktor  
mehr geben wird. 
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den Aufmachern der letzten Woche doku-
mentieren.

Am letzten Samstag hiess die Schlagzeile auf 
Seite eins des Blicks: «Fischstäbli sterben». Am 
Freitag hiess die Schlagzeile auf Seite eins: 
«Kampfzone Beiz». Zuvor hiessen die Schlagzei-
len auf Seite eins: «Janka-Schock» und «Ex-Re-
ga-Pilot verhaftet» und «Deutsche erklären uns 
Max Frisch». Zwischen den Fischstäbchen, Ski-
fahrern und den Literaturkritikern trat Eveline 
Widmer-Schlumpf zurück. «Sie ging, bevor sie 
gehen musste», titelte der Blick auf der Front. 
Das war wiederum ungefähr so kreativ wie die 
Zahlen des Mittwochslottos gleichentags.

Solche Momentaufnahmen sagen oft alles 
über eine Zeitungsstrategie. Der Blick hat kei-
ne Strategie mehr. Er wird am Balken täglich 
neu geschüttelt und gerührt, lieblos gewürzt, 
mit allerlei zufälligen und belanglosen Storys 
vom Band. Der Blick hat keine Seele mehr.

Im Boulevardjournalismus aber ist Seelen
losigkeit tödlich. Denn Boulevard ist Konzept-
kunst. Er ist nur dann erfolgreich, wenn er sich 
auf wenige Themen konzentriert, auf die Ängste 
und Hoffnungen, die im Publikum brodeln. 
Rund um Flüchtlingskrise, Einwanderung, In-

tegration und der daraus folgenden Gefährdung 
des Sozialstaates würden solch echte Boulevard-
themen derzeit nur so auf der Strasse liegen.

Doch Ringier will keinen originellen Blick 
mehr. Sterbende haben nicht originell zu sein.

Es wurde darum intern schnell klar, dass der 
Blick gar keinen Chefredaktor mehr braucht. 
Eine Zeitung, die man auf das Totenbett legt 
und deren Marke man nur noch digital weiter 
beatmet, braucht keinen Chef. Der Mann stört 
sonst nur mit unnötiger Kreativität die indus-
triellen Textmanagement-Prozesse.

Eine Handvoll Inhaltsingenieure

Der langweiligste Abgang eines Blick-Chefs war 
darum jener von René Lüchinger im Jahr 2015. 
Es musste ihm gar nicht richtig gekündigt wer-
den. Er selber musste auch nicht richtig kündi-
gen. Es brauchte ihn eines Tages einfach nicht 
mehr. Mit Verleger Ringier, CEO Walder und 
Geschäftsführer Büchner sass Lüchinger also 
zusammen, alle wirkten etwas ratlos und ka-
men dann überein, den Posten des Schriftleiters 
ersatzlos zu streichen. Lüchinger darf als Trost-
preis nun als «Chefpublizist» der Blick-Familie 
zwischen den Fischstäbchen kommentierend 

wirken.  An Lüchingers Stelle tritt nun der 
anonyme Balken. Dort entscheidet künftig eine 
Handvoll Inhaltsingenieure darüber, was pri-
mär ins Internet und sekundär dann ins Blatt 
gelangt. Die Namen der Balken-Vorsitzenden 
muss man sich nicht merken. Sie werden in 
absehbarer Zeit ohnehin umgetopft.

Es ist schade, dass es künftig keinen 
Blick-Chefredaktor mehr gibt. Es war immer die 
schwierigste Aufgabe im Schweizer Journalis-
mus. An der Spitze musste ein Steuermann ste-
hen, der die Segelroute vorgab. Er konnte sich 
nicht, anders als die Chefs von Regionalblät-
tern, als blasser Redaktionsfunktionär über die 
Zeit retten. Es brauchte kreative, sture, manch-
mal verrückte Köpfe. Und jeder wusste, es war 
ein Mandat auf Zeit. Gegangen wurde jeder 
Blick-Chef früher oder später sowieso.

Es ist ebenso schade, dass es bald einmal 
keine verkaufte Boulevardzeitung mehr geben 
wird. Der Blick wird nicht mehr allzu lange ra-
scheln. Das Verlagshaus Ringier hat den Titel 
innerlich aufgegeben.

Aber wir sollten nicht trauern. Es war eine 
schöne Zeit mit dem Blick. Es war schön, und 
jede Zeit geht vorbei.� g

Was liegt in der Luft? CEO Walder im Ringier-Newsroom.
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Welche Religion findet Andreas Thiel wohl die 
humorloseste? Die Antwort findet sich im neu-
en Buch des Satirikers auf Seite 156. Nein, es ist 
nicht der Islam. Auch nicht das Christentum. 
Schon gar nicht der von Thiel verehrte Buddhis-
mus. Es ist: der Atheismus. Thiel findet vor al-
lem, Atheisten seien langweilig, was man von 
Muslimen nicht unbedingt sagen könne. «Die 
Inhaltslosigkeit des Atheismus ist unter den 
Religionen einzigartig», schreibt er und meint 
dies durchaus ernst. Oder doch nicht? «Hu-
mor», so Thiel, «ist die Einsicht, dass nichts so 
ernst ist, wie es scheint.»

Diese eigentlich banale Weisheit birgt bei 
Thiel einiges an Sprengkraft. War seine Streit-
schrift über den Koran, die die Schweiz wochen-
lang beschäftigte, etwa auch nicht ernst ge-
meint? Natürlich war sie das. Mit seinem 
umstrittenen Weltwoche-Artikel hatte der Komi-
ker furios ins ernste Fach gewechselt – schwie-
riger erwies sich der Wechsel zurück. Nach der 
Streitschrift folgte der Auftritt in der Talkshow 
von Roger Schawinski, die völlig aus den Fugen 
geriet, dann richteten Islamisten in Paris beim 
Satiremagazin Charlie Hebdo ein Blutbad an, als 
wollten sie Thiels Thesen einer gewaltfördern-
den Religion bestätigen.

Humorkillers Intoleranz

Der Komiker konnte nur noch unter Poli-
zeischutz auftreten, die Angelegenheit nahm 
ihn emotional enorm mit, seine Weltwoche-
Kolumnen, die Gespräche mit ihm, fast alles 
drehte sich bei ihm nur noch um ihn selbst, um 
seinen Kampf für die Meinungsfreiheit, um 
den Islam. Manchmal wirkte er auf seiner 
Mission auch verbissen – das Schlimmste, was 
einem Komiker passieren kann. Insofern kann 
man sein Buch, in dem er sich intensiv mit der 

Der Islam bleibt lustig
Nach seiner Koran-Kritik meldet sich Satiriker Andreas Thiel mit einem neuen Buch und  
einem neuen Bühnenprogramm zurück. Seine Aufführungen finden noch immer unter Polizeischutz 
statt. Der Humor ist bei ihm weiterhin eine ernsthafte Angelegenheit. Von Rico Bandle

Wenn Ajatollahs trinken: Thiels Comic «Wie steinigt man eine Frau?».

Theorie des Humors beschäftigt, als Reinigung 
verstehen. «Humor vereint Vernunft und Ge-
lassenheit», heisst es darin oder: «Das Lachen 
ist eine Deeskalationsfunktion unseres Gefühl-
baukastens.»

Thiel, dessen Irokesenkamm sich mittlerweile 
in Regenbogenfarben präsentiert, bestätigt den 
Befund. «Nach dieser aufreibenden Zeit war es 
für mich wichtig, mich mit der grundlegenden 
Frage zu beschäftigen: Was ist Humor?» Viele 

«Das Lachen ist eine Deeskalationsfunktion unseres Gefühlbaukastens»: Tabubrecher Thiel, 2014.
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Leidet ein Tabubrecher wie Thiel darunter, in 
einer Gesellschaft zu leben, in der es kaum 
mehr Tabus gibt? Er denkt lange nach, sagt 
dann, dass es in einer freien Welt tatsächlich 
ausreichen würde, wenn ein Komiker die Leute 
einfach nur zum Lachen bringe. «Scharfe Satire 
ist nicht unbedingt nötig.» Das Thema Islam 
sei eine Ausnahme: «Hier steht die Meinungs-
äusserungsfreiheit auf wackligen Füssen.» Er 
erwähnt eine Podiumsveranstaltung in der 
Nationalbibliothek in Bern über die Grenzen 
der Satire, die das Bundesamt für Kultur ver
boten hat, weil angeblich zu gefährlich. 

Bissig wie eh und je

Auch sei er ein paarmal von muslimischen 
Jugendlichen auf der Strasse beschimpft wor-
den, allerdings klingt das bei ihm eher anek-
dotisch als bedrohlich. Manchmal, so sagt er, 
beneide er aber tatsächlich Komiker wie Peach 
Weber, die keine Botschaft verbreiten wollen. 
«Die Leute einfach so zum Lachen zu bringen, 
ist das Edelste überhaupt. Leider kann ich das 
nicht.» Interessanterweise sagten ihm die 
Spasskomiker umgekehrt dasselbe: «Viele 
wären gerne etwas politischer. Man möchte 
immer das, was man nicht hat.»

Wer nun befürchtet, Thiel sei zahm gewor-
den – auch durch seine kürzliche, erstmalige 
Vaterschaft –, den kann man beruhigen: Sein 
neues Programm, so verspricht er, sei bissig 
wie eh und je. «Nur die Passage über Wid-
mer-Schlumpf musste ich nach dem Rücktritt 
nun leider rauswerfen.»

Bleibt noch die Frage offen, wo der grosse 
Islam-Kritiker Thiel nun den Humor im Islam 
sehe, der ja stärker ausgeprägt sei als bei den 
Atheisten: «Die Idee, man könne sich auf einem 
Markt in die Luft sprengen und erhalte dafür 
Einlass ins Paradies und 72  Jungfrauen – da 
kann man im Grunde genommen schon von 
einer humoristischen Betrachtung sprechen.»

Andreas Thiel: Humor – Das Lächeln des Henkers. 
Werd. 172 S., Fr. 39.– 
Mit dem gleichnamigen neuen Bühnenprogramm  
gastiert Andreas Thiel vom 10. November bis zum 
20. Dezember im Zürcher Theater am Hechtplatz.«Das Lachen ist eine Deeskalationsfunktion unseres Gefühlbaukastens»: Tabubrecher Thiel, 2014.

Fallbeispiele, zum Teil auch in Comicform, ma-
chen die Theorielektion zum Vergnügen. So 
schreibt der überzeugte Vegetarier Thiel über 
die Überwindung des Humorkillers Intole-
ranz: «Der bekannte Schweizer Komiker Peach 
Weber ist ein bekennender Fleischesser. Auf die 
aufkommende Modeströmung des Vegetaris-
mus angesprochen, antwortete er in einem 
Interview: ‹Wenn man Tiere nicht essen soll, 
warum sind sie dann aus Fleisch?› Das ist die 
Antwort eines Menschen mit Humor. Vegeta
rier können sich ein Stück davon abschneiden.» 

Thiel seziert das Wesen des Humors mit 
grosser Akribie. Wenn er über die verschiede-

nen Humorfaktoren wie Peinlichkeit, Schaden-
freude, Überforderung oder Skurrilität sin-
niert, so geht es ihm eigentlich um das Leben an 
sich. Denn ein Leben ohne Humor ist eine triste 
Angelegenheit.

Humor bedinge emotionale Distanz, stellt 
Thiel fest – und hier sind wir wieder mitten in 
seiner Koran-Streitschrift. Die Distanz zu wah-
ren, ist nicht ganz einfach, wenn man sich in ein 
Minenfeld wie die Deutung des Islam hinein
begibt. Noch immer fällt es ihm schwer, gelas-
sen über das Thema zu sprechen. So sagt er auf 
die Frage, was für ihn die wichtigste Erkenntnis 
aus der ganzen Debatte sei: «Ich hatte gedacht, 
wir lebten in einer freien Welt, in der man alles 
sagen dürfe. Dem ist aber nicht so, der Islam ist 
noch immer ein grosses Tabu.» 

Wenn ein Künstler sich hierzulande als Dis-
sident aufspielt, ist immer eine gewisse Skep-
sis angebracht. Kabarettist Franz Hohler lebt 
heute noch davon, dass ihn das Schweizer 
Fernsehen vor dreissig Jahren einmal wegen 
einer harmlosen Pointe zensiert hat, Schrift-
steller Max Frisch äusserte sich fast enttäuscht 
darüber, dass seine Fichen nur Banalitäten 
enthielten, wie seine kürzlich veröffentlichten 
Aufzeichnungen zeigen. Mit angeblich unter-
drückten Meinungen kommt man hierzu
lande in der Regel nicht ins Gefängnis, son-
dern in die Medien.

Auch bei Thiel war das nicht anders: Ob-
schon seine Streitschrift im Gegensatz zu 
vielen anderen angeblich mutigen Texten 
tatsächlich Mut erforderte und man die Dro-
hungen gegen ihn gerade nach dem Charlie-
Hebdo-Attentat durchaus ernst nehmen muss-
te, die medialen Plattformen kamen ihm nie 
abhanden. Im Gegenteil. Gleich nach der 
Publikation seines Texts wurde er in die 
SRF-Comedy-Show «Giacobbo/Müller» ein-
geladen, auch sonst blieb der staatskritische 
Satiriker auf dem Gebührensender SRF sehr 
präsent. Zwar gab es ein oder zwei Provinz
theater, die seine Gastspiele absagten, und ein 
deutscher Komiker wollte nicht mehr mit ihm 
auftreten, im Grossen und Ganzen waren die 
Sanktionen aber minimal, was eigentlich ein 
positives Zeichen ist. 
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Es ist Erntezeit, und die meisten Bäume im Oli-
venhain sind schon abgeerntet. Sonnenstrah-
len fallen schräg durch das Geäst. Wir sitzen im 
Schatten, der Schmuggler telefoniert. Sein Kol-
lege am Ende der Leitung sitzt in Syrien, nur ein 
paar hundert Meter entfernt, und beobachtet 
die türkischen Grenzsoldaten, deren Wach-
turm zwischen den Olivenbäumen durch-
schimmert. «Die Soldaten sind soeben vom 
Turm gestiegen. Die Luft ist rein, los geht’s», 
sagt der Schmuggler und erhebt sich. Wir 
packen unsere Rucksäcke und nähern uns im 
Laufschritt der Grenze. Nach den Olivenbäu-
men kommt ein zerschlissener Zaun und dann 
eine Schotterpiste, auf der türkische Schützen-
panzer gelegentlich Patrouille fahren. 

Doch im Moment ist alles ruhig, man hört 
nur Vogelzwitschern und die Düsen eines 
Kampfjets irgendwo oben am Himmel. Gleich 
hinter der Strasse liegt ein tiefer Graben, wir 

springen hinein und helfen uns gegenseitig 
beim Herausklettern. Alles muss jetzt schnell 
gehen. Auf der anderen Seite ein Acker, wir be-
finden uns schon in Syrien. Wir rennen, denn 
die Grenzsoldaten könnten jederzeit zurück-
kommen und das Feuer eröffnen, wie sie das 
manchmal tun, wenn syrische Flüchtlinge ille-
gal die Grenze überqueren.

Wer kein Geld hat, bleibt hängen

Hinter dem gerodeten Feld stossen wir wieder 
auf Olivenbäume. Ein paar Buben gucken uns 
mit grossen Augen an. Plötzlich stehen wir vor 
einem Flüchtlingslager, Zelt an Zelt, gestiftet 
vom Königreich Saudi-Arabien. Dazwischen 
Morast und von Reifenspuren zerfurchte Wege. 
Das grösste Zelt dient als Moschee, und in 
einem kleineren verrichtet ein Friseur seine 
Arbeit. Er hat sogar einen Coiffeursessel. Dann 
kommt wie verabredet das Auto der Rebellen, 

das uns nach Asas bringen soll, in die nächste 
Stadt. Sie scheint vor lauter Flüchtlingen und 
Geschäftigkeit aus allen Nähten zu platzen. 

Wie ein mächtiger Riegel verhindern die tür-
kischen Grenzbefestigungen und Minenfelder, 
dass sich der jüngste Flüchtlingsstrom von 
Syrien direkt via Türkei nach Europa ergiesst. 
Wer kein Geld für die Schlepper besitzt, bleibt 
hier hängen – auf der syrischen Seite der 
Grenze. Immerhin stammt der Lärm der 
Kampfflugzeuge oben am Himmel nicht von 
russischen oder syrischen Maschinen. Es sind 
Flugzeuge der westlichen Koalition, die den 
selbsternannten Islamischen Staat (IS) weiter 
im Landesinnern bombardieren. Dass so nahe 
an der Grenze Bomben fallen, kommt nur 
höchst selten vor. Zumindest davor sind die 
Menschen hier also einigermassen sicher. 

Die Uno schätzt, dass seit Beginn der mit 
russischer Luftunterstützung und iranischer 

Flüchtlinge und Streubomben
Die jüngsten Offensiven des syrischen Regimes und die russischen Luftangriffe haben bereits  
mehr als 120 000 Menschen in die Flucht getrieben. Trotz heftiger Bombardements und Schützenhilfe  
aus dem Iran kommen die Regierungstruppen nur zögerlich vom Fleck. Von Kurt Pelda

Viele Blindgänger: Syrische Rebellen begutachten zusammen mit Autor Pelda (M.) über Hreitan abgeworfenes Bombenmaterial.
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Schützenhilfe gestarteten Offensiven des 
Assad-Regimes mehr als 120 000 Syrer aus den 
Provinzen Aleppo, Hama und Idlib vertrieben 
worden sind. Diese Leute lebten jahrelang un-
ter den Rebellen und zum Teil sogar unter der 
Fuchtel der Nusra-Front, der syrischen Al-
Qaida-Filiale, doch nun mussten sie vor den 
russischen Bomben und der syrischen Armee 
flüchten.

In Kafr Hamra, einem Vorort von Aleppo, 
treffen fast im Minutentakt Pick-ups und Klein-
laster ein, deren Ladeflächen vollgepackt sind 
mit Matratzen, Möbeln, Kochtöpfen und Plas-
tikkanistern. Oben auf dem Berg aus Hausrat 
sitzen Frauen mit Kopftüchern und Kinder. Der 
wichtigste Verkehrskreisel des Vororts wird von 
der Nusra-Front kontrolliert. An einer Fahnen-
stange hängt die schwarze Flagge mit dem 
muslimischen Glaubensbekenntnis und der 
Aufschrift «Nusra-Front – Al-Qaida-Bewegung 
in Grosssyrien». Die Qaida-Kämpfer mit ihren 
Fusselbärten winken die Flüchtlinge durch. 
Die meisten biegen nach Norden in Richtung 
türkische Grenze ab. Andere fahren dagegen 
weiter nach Aleppo, in die fast von den Regie-
rungstruppen umzingelte Stadt. Eine einzige 
Strasse führt noch in die von den Rebellen 
kontrollierten, inzwischen zu einem grossen 
Teil ausgebombten Viertel. Der Vorteil für die 
Flüchtlinge: In der ehemaligen Wirtschafts
metropole gibt es viel leerstehenden Wohn-
raum, weil die meisten Bewohner aus Angst vor 
Assads Fassbomben das Weite gesucht haben.

Intensivere Luftangriffe

Die meisten Flüchtlinge und Rebellen können 
nicht zwischen Maschinen der russischen und 
der syrischen Luftwaffe unterscheiden, zumal 
die Suchoi-24 (Su-24), ein Schwenkflügelbom-
ber, sowohl von russischen als auch syrischen 
Piloten geflogen wird. Es ist also oft unmöglich 
festzustellen, wer für bestimmte Luftangriffe 
die Verantwortung trägt. Allerdings werden 
das Erdkampfflugzeug Su-25 und der moderne 
Jagdbomber Su-34 in Syrien nur von der russi-
schen Luftwaffe verwendet. Wenn diese Ma-
schinen Bomben abwerfen, steht die Urheber-
schaft somit fest. Neu für alle Beteiligten, die 
Bombardierungen erlebt haben, ist allerdings 
die Intensität der Angriffe, seit die Russen am 
Himmel aufgetaucht sind. Ausserdem sagen 
die Leute den russischen Piloten eine grössere 
Präzision nach als deren syrischen Kampf
gefährten.

Auf einem Schrotthaufen der sogenannten 
zivilen Verteidigungskräfte – Helfer, die ver-
schüttete Opfer von Luftangriffen retten – zeigt 
ein junger Mann auf verbogene Bleche, die ver-
rosteten Überreste einer Fassbombe, wie sie 
Assads Piloten aus Helikoptern abwerfen. «Das 
ist die Qualität der syrischen Luftwaffe», erklärt 
er und zeigt dann auf einen Behälter und das 
Heckstück einer Bombe sowie einen Haufen 
Fallschirme. «Und so sieht russische Wertarbeit 

aus.» Es handelt sich um eine russische Streu-
bombe vom Typ RBK-500, die man mit ver-
schiedenen Submunitionstypen beladen kann. 
In einem Mutterbehälter finden zum Beispiel 
mehr als hundert etwa 2,5 Kilogramm schwere 
Splitterbomben Platz. Nach dem Abwurf öffnet 
sich der Behälter in einer bestimmten Höhe 
und verstreut die Tochterbomben über eine 

grosse Fläche. Beim Einschlag am Boden pral-
len die fast ballgrossen Sprengkörper zuerst ab 
und explodieren dann in geringer Höhe, um so 
die Splitterwirkung zu verstärken. 

Der Zündmechanismus funktioniert aber 
häufig nicht, vor allem wenn die Bomben auf 
weichem Boden aufprallen. Die Zahl der 
Blindgänger ist dementsprechend hoch. Die 
RBK-500-Behälter kann man aber auch mit 
Anti-Tank-Geschossen laden. Diese sind 
wesentlich grösser als die Splitterbomben und 
sehen mit ihren Flügeln ein bisschen wie kleine 
Satelliten aus. Sie gleiten an Fallschirmen zu 
Boden, suchen sich ihr Ziel selbst und können 
dicke Panzerungen durchschlagen. Auch diese 
Submunition befindet sich auf dem Schrott-
haufen der zivilen Verteidigungskräfte in 
Hreitan, einem anderen Vorort von Aleppo. 
Wegen der hohen Zahl von Blindgängern und 
der davon ausgehenden Gefahren für Zivilisten 
sind Streubomben international geächtet. 
Russland, Syrien und die USA gehören jedoch 
zu denjenigen Staaten, die die entsprechende 
internationale Verbotskonvention nicht unter-
zeichnet haben.

Von Hreitan fahren wir mit dem Auto an die 
Front südlich von Aleppo. Dort hat die syrische 
Armee, verstärkt durch irakische Söldner unter 
iranischem Kommando, vor etwas mehr als 
zwei Wochen eine Offensive gestartet. Trotz 
russischer Luftunterstützung rücken die Söld-
ner und Milizionäre nur langsam vor. Erobert 
haben sie bisher ein Gebiet von schätzungs
weise 200 Quadratkilometern. 

Auf besonders starken Widerstand stösst das 
Assad-Regime bei Khan Tuman, etwa sieben 
Kilometer südwestlich von Aleppo. Das liegt 
vor allem an der Nusra-Front, die dort unter 
anderem einen Teil der ehemaligen Muni
tionsdepots der syrischen Armee kontrolliert. 
Ich muss mich im Auto verstecken, damit mich 
die Nusra-Kämpfer nicht sehen – eine Entfüh-
rung wäre sonst programmiert. Beschützt 
werde ich von Milizionären der Freien Syri-
schen Armee (FSA), die zwar mit der Nusra-
Front militärisch kooperieren, deren radikal
islamische Ideologie aber nicht teilen. 

Auf einem Hügel hat eine FSA-Einheit eine 
Stellung, von der man einen guten Überblick 
hat. Unten in der Ebene feuern Nusra-Kämpfer 
mit selbstgebauten Minenwerfern auf die 
Assad-Truppen und die irakischen Reisläufer. 
Eine russische Aufklärungsmaschine taucht am 
Himmel auf. Abu al-Hassan, der lokale FSA-
Kommandant, meint, dass es nun wohl nicht 
mehr lange dauern werde, bis russische Kampf-
jets auftauchten, um die Artilleriestellungen zu 
bombardieren. Etwa eine halbe Stunde später 
dreht eine Su-34 eine Runde über dem Hügel 
und geht dann zum Zielanflug über. Durch das 
Zoomobjektiv meiner Videokamera sehe ich, 
wie sich eine Bombe unter dem Flügel löst. 
Während die Maschine über uns hinwegdon-
nert, faucht die Bombe über ein Wäldchen und 
explodiert dahinter mit einem Knall. Diesem 
folgen in kurzen Abständen weitere Detonatio-
nen – es sind die Tochtersprengkörper der 
Streubombe. Auf dem Rückweg durch das von 
Zivilisten weitgehend verlassene Städtchen 
Khan Tuman sehen wir eine weitere RBK-500 
mitten im Teer der Hauptstrasse stecken. Das 
Heckstück mit den Leitwerken fehlt, so dass 
man in die Bombenhülle hineinsehen kann. 
Darin liegen noch ein gutes Dutzend Splitter-
bomben.� g

Durch das Zoomobjektiv meiner 
Videokamera sehe ich, wie sich eine 
Bombe unter dem Flügel löst.

Grössere Präzision: russische Bomben auf Aleppo.
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Ein Fotograf drückte goldrichtig ab und hielt 
Kanadas emotionale Kernschmelze in fulmi-
nanten Bildern fest. Der frischgewählte Premier 
Justin Trudeau hatte sich eben federnd zum Po-
dium heraufgeschwungen. Plötzlich hielt er 
inne und steuerte auf eine vor Freude wallende 
reife Schönheit. Sekunden später schwelgen die 
beiden in inniger Umschlungenheit, als bilde-
ten sie eine Szene aus «Vom Winde verweht», als 
wäre Rhett Butler auferstanden, der seine Scar-
lett O’Hara in den Armen zerfliessen lässt. Bloss 
dass sich in diesem Moment des kanadischen 
Triumphs nicht zwei Liebende, sondern Mutter 
und Sohn in den Armen liegen. 

Es ist die Mutter, der diese Szene gehört. In 
wenigen Augenblicken sieht Margaret Trudeau 
ihr ganzes Leben vorbeiziehen. Die glücklichen 

Stunden mit dem Frischgeborenen, die roten 
Teppiche rund um die Welt, die einsamen Tage 
und Wochen hinter verschlossenen Türen, Gla-
mour, Partys, Verzweiflung, die Abgründe einer 
schillernden Familie: der Kennedys von Kana-
da. Und nun also ist ihr Ältester auf dem Sprung 
zurück nach 24 Sussex Drive, Ottawa, in jene 
Residenz, in der ihre Familie einst zerbrochen 
ist. Ein Kreis schliesst sich. 

Die Trudeau-Saga beginnt 1968, im Jahr der 
Liebe und des Protests. Scheinbar aus dem 
Nichts bricht ein Mann in das Leben der Kana-
dier ein. Pierre Trudeau, ein unkonventionel-
ler Junggeselle, kegelt bei den Präsident-
schaftswahlen die verstaubten Politiker aus 
dem Weg. Dieser Solitär teilt die Qualität aller 
Charismatiker: absolute Sicherheit und stäh-

Die Kennedys von Kanada
Der Smarte und das Blumenkind. Pierre und Margaret Trudeau katapultierten Kanada in den 1970er 
Jahren in die Welt des Glamours. Während er das Land vor der Spaltung bewahrte, brannte Maggie mit den 
Rolling Stones durch. Nun kehren die Trudeaus mit Sohn Justin zurück an die Macht. Von Urs Gehriger

«Beste Umarmungen»: frischgewählter Premierminister Justin Trudeau, Mutter Margaret, 19. Oktober 2015.

lernes Selbstbewusstsein. Er scheint zu allem 
bereit. «Er war ein sehr attraktiver und mög
licherweise gefährlicher Mann», sagt Iona 
Campagnolo, ehemalige Präsidentin der 
liberalen Partei, in einer Trudeau-Dok-Sen-
dung auf CTV Television Network, Kanadas 
grösstem Privatsender. «Die meisten Frauen 
mögen solche Männer. Er war sehr sexy.» 

Die Nation ist überrascht

Trudeau ist der erste Premier, der Groupies 
hat. Sein Lächeln mit geschlossenen Zähnen, 
sein leicht ironischer Tonfall, den er mit einem 
Augenzwinkern akzentuiert, machen Frauen 
schwach und Männer zu Vasallen. Ganz 
Kanada scheint sich in den Mann verliebt zu 
haben. «Trudeaumania» – ein neues Wort 
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schwirrt durch die Medien. Stark, witzig, char-
mant ist er. Und frech. Beim königlichen Emp-
fang im Buckingham Palace dreht Trudeau 
Pirouetten hinter dem Rücken der Queen. 
John Lennon und Yoko Ono machen ihm die 
Aufwartung. «Wenn alle Politiker wie Herr 
Trudeau wären, würde Frieden herrschen auf 
der Welt», meint der Chef-Beatle. 

Aber es gibt keinen Frieden in Kanada. Hass 
statt Liebe holt Trudeau ein, ausgerechnet in 
seiner Heimatstadt Québec. Frankofone Sepa-
ratisten reklamieren Unabhängigkeit. Auf den 
Schwarzen September im Nahen Osten folgte 
der kanadische schwarze Oktober 1970. Ein 
britischer Diplomat wird gekidnappt, der Ar-
beitsminister der Provinz Québec ermordet. 
Trudeau holt den Knüppel raus und befiehlt 
Recht und Ordnung. «Wie weit werden sie ge-
hen mit Law and Order?», fragt ein Reporter 
im Strassenschlachtenlärm. «Just watch me!», 
antwortet Trudeau. 

Alle Augen sind auf Trudeau gerichtet. Und 
der überrascht die ganze Nation. Mit seiner Ent-
schlossenheit, mit welcher er das Land zusam-
menhält. Mit seiner Wahl der Damen. «Die meis-
ten Politiker sind Schauspieler, aber Trudeau 

war exzellent», sagt sein ehemaliger Berater Jim 
Coutts im Interview mit CTV. Fliegend wechselt 
Trudeau, der Kämpfer, zu Trudeau, dem Lieb
haber. Die Frauen an seiner Seite laufen Stafette, 
eine ist hübscher als die andere, Hollywood-
Celebrities wie Barbra Streisand gehören dazu. 
Und immer wartet Trudeau in seinem privaten 
Drehbuch mit neuen Überraschungen auf. 

1971 taucht er plötzlich mit einer Ehefrau auf. 
Margaret Sinclair, ein Blumenkind aus Vancou-
ver und Tochter eines ehemaligen Ministers, ist 

die Glückliche, fast dreissig Jahre jünger als er. 
In den Ferien auf Tahiti hatte er sie kennenge-
lernt. Die Hochzeit war geheim, und sie nähte 
ihr Kleid selbst. Sechs Jahre später wird die Ehe 
mit Getöse in aller Öffentlichkeit zerbrechen. 

Zuvor aber geben die beiden ein glamourö-
ses Paar ab. Freidenker Pierre und Freigeist 
Maggie. Drei Kinder schenkt sie ihm, zwei am 
Weihnachtstag. Doch zwischen Herr und Frau 

Trudeau liegen eine ganze Generation und ein 
intellektuelles Universum. Die zwei sind ein 
bisschen wie Sinatra und Mia Farrow. Und wie 
Monroe und Arthur Miller. Die Flitterwochen 
verfliegen rasch. In Québec entflammt der 
Konflikt mit den Sezessionisten von neuem. 
Die Wirtschaft gerät ins Schlittern. Und Mar-
garet ist die Rolle als Ehefrau des Premiers 
rasch satt. Öffentliche Auftritte, besonders in 
Europa, empfindet sie häufig als Tortur. «Die 
Franzosen waren schrecklich hochnäsig», sagt 
sie 1979 in einem Interview mit Bill Boggs. «Sie 
behandelten mich wie ein kleines Kind.» 

«Castro war sehr galant»

Einen der wenigen glücklichen Momente er-
lebt sie ausgerechnet beim Staatsbesuch in 
Kuba. Margaret hat eben ihren dritten Sohn 
Michel geboren und nimmt ihn mit nach 
Havanna, wo Castro vehement insistiert, dass 
der Junge überall auf die Empfänge mitkommt. 
Er trägt ihn sogar selbst auf den Armen und 
stört sich auch nicht daran, dass dieser ihm, für 
alle Öffentlichkeit sichtbar, über seinen Militär-
kittel sabbert. «Castro war sehr galant», erin-
nert sich Margaret, «selbst in politischen Dis-

Die zwei sind ein bisschen wie 
Sinatra und Mia Farrow. Und  
wie Monroe und Arthur Miller.

Ausbruch: Margaret Trudeau beim Film, 1978.

Vereinte Eigenschaften: Familie Trudeau, um 2014.

 «Darauf setze ich!»: Justin Trudeau mit Gattin Sophie, 2013.
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kussionen fragte er mich nach meiner Meinung 
über Freiheit in einer unfreien Welt.» 

Pierre Trudeau zeigt Verständnis für die 
Leiden seiner freiheitsliebenden Frau, die ihr 
Leben einzig in den Privatgemächern entfal-
ten darf. Das Mitgefühl hilft nichts. Margaret 
gleicht einem Vulkan. 

Am sechsten Hochzeitstag bricht er aus. Wäh-
rend Pierre zu Hause die drei Buben hütet, lässt 
sie es mit den Rolling Stones krachen. Die Presse 
bläst zur Jagdsaison. Nach dem Konzert in 
Toronto wird Maggie, wie der Volksmund sie 
nennt, vor den Zimmern der Stones gesichtet, 
wie sie im Morgenrock durch den Flur huscht. 
Gerüchte kursieren, dass sie Trudeau verlassen 
habe. Und genau danach sieht es aus. Sie hat sich 
in der Suite neben Ronnie Woods einquartiert 
– und bald darauf in seinem Bett. Ronnie drückt 
es in seinen Memoiren so aus: «Wir teilten etwas 
sehr Spezielles in diesem Moment.» Auch mit 

Mick Jagger scheint sie etwas am Laufen zu ha-
ben (was dieser später dementieren wird). Als 
nach dem Konzert beide nach New York fliegen, 
brodelt die Gerüchteküche. 

Maggie wird in Klubs fotografiert, mit stän-
dig wechselnder Begleitung. Im legendären 
New Yorker «Studio 54» nimmt Andy Warhol 
sie in seinen Zirkel auf, Balletttänzer Michail 
Baryschnikow verzaubert sie; die Sinne durch 
allerlei Toxika erweitert, wirbelt sie über die 
Tanzfläche, bewundert von Fotografenlegen
de Richard Avedon und Prinzessin Yasmin Aga 
Khan. Und König Hussein von Jordanien, 

völlig hin ob dem entfesselten Späthippie, 
schenkt ihr eine komplette Nikon-Ausrüs-
tung. Vor dem Journalistenschwarm beteuert 
sie, sie wolle an ihrer Ehe mit Pierre festhalten, 
aber die Pflichten einer First Lady abgeben. 
Künstlerin wolle sie werden. Fotografin. 

Sie klingt vage, durch den Wind. «Du kannst 
nicht allen gefallen. Also gefällst du dir am 
besten selber.» 

Letzte Geheimnisse

Viele fühlen mit der Frau, die aus ihrem Kor-
sett ausbricht. Einige ihrer Vasallen hingegen 
finden die ausflippende First Lady überhaupt 
nicht cool. Keith Richards schreibt in seiner 
Biografie «Life»: «Sie war ein Groupie, das ist 
alles, was sie war, ganz einfach und simpel. 
Nichts dagegen einzuwenden. Aber du solltest 
nicht die Frau des Premierministers sein, 
wenn du ein Groupie sein willst.»

Maggie ist ausser Kontrolle, und Pierre muss 
sich die Zunge abbeissen, um die Contenance 
zu wahren. «No comment», heisst es im Präsi-
dentenbüro. Doch es wird noch schlimmer. 
Maggie haut ab nach Frankreich, spielt in 

einem zweitklassigen Film mit. Es ist genug. 
Die Trudeaus trennen sich. Er behält die Kin-
der. Sie bekommt die Freiheit. Und die Welt er-
hält bald eine neue Ladung schmutziger Tru-
deau-Wäsche, in Form zweier Bücher. «Jenseits 
der Vernunft», heisst das erste. «Conse
quences» das zweite, und es handelt von wil-
den Nächten und heissen Drogenexzessen. 

Beide werden selbstredend Kassenschlager. 
In den mit heisser Feder geschriebenen Me-
moiren begegnet man einer mit einem Leder-
minirock beschürzten Maggie, wie sie die 
Gartenmauer von Hollywoodstar Ryan O’Neal 
besteigt. Oder Jack Nicholson, der mit der 
damaligen Premier-Gattin auf der Herrentoi
lette kopuliert. Überhaupt ist «mad» Jack of-
fenbar eine Horizonterweiterung in Maggies 
Liebesleben. So entdeckt sie mit dem «Easy 
Rider»-Star, «wie viel Platz auf dem Rücksitz 
eines Daimlers ist». Einzig die Gerüchte über 
eine Liebschaft mit US-Senator Ted Kennedy 
belässt sie in einer Nebelschwade. «Dieses 
Geheimnis werde ich nicht enthüllen.» 

Mitten im Skandalgewitter zählt Maggie auf 
loyale Stimmen. Auf jene von Prinz Charles 
zum Beispiel. «Er ist mein Kumpel», sagt sie vor 
laufender Kamera. «Er versteht, was ich getan 
habe, und er hat versprochen, er werde an allen 
Fronten meinen Namen verteidigen. Was kann 
sich eine Frau mehr wünschen als einen feinen 
Prinzen, der ihre Ehre verteidigt?» 

Bald wird der Öffentlichkeit eine Erklärung 
nachgereicht für das auffällige Verhalten von 
Kanadas First Lady. Maggie leide an einer bipo-
laren Störung: Extreme Stimmungsschwan-
kungen, Hoch und Tief wechseln im Stunden-
takt, Maggie fährt emotional Achterbahn. Sie 
beginnt offen über ihre Krankheit zu sprechen. 
Sie wird es jahrzehntelang tun, und sie tut es 

«Trudeaumania»: Pierre Trudeau, Bardot, 1973. Pirouetten hinter dem Rücken der Queen: Pierre Trudeau im Buckingham Palace, 1977.

Im Zirkel: Warhol, Trudeau, 1978, «Studio 54».

«Was kann sich eine Frau mehr 
wünschen als einen feinen Prinzen, 
der ihre Ehre verteidigt?» 
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«Etwas sehr Spezielles»: mit Ronnie Woods, 1977.

noch heute. Die Nation vergibt ihr. Ihr Mann 
auch. Aber sie finden nie mehr zusammen. 

Pierre Trudeau bleibt bis 1984 Premierminis-
ter, mit ein paar Monaten Unterbruch. Noch 
einmal steigen die Frankofonen auf die Barri-
kaden, aufgestachelt von Rädelsführer René Lé-
vesque. Trudeau bändigt sie. Ihm ist es zu ver-
danken, dass Kanada nicht zerbrochen ist. In 
seinen letzten Jahren löst er mit dem Canada 
Act die letzte verfassungsmässige Anbindung 
an Grossbritannien auf. Dann tritt er ab und 
widmet sich seinen Teenager-Boys. «Kämpfe 
nicht, wenn du nicht musst. Aber wenn du 
musst, dann tu es richtig», bläut er ihnen ein.

Justin, der Älteste, bedarf besonderer Zunei-
gung. Er hat die turbulente Trennung am di-
rektesten mitbekommen. Die Welt ist durch 

seine Tür getreten, als er auf allen vieren kroch. 
Rasch lernte Justin den Planeten vom Hochsitz 
der Macht aus kennen. Und früh brach er mit 
dem Protokoll. Auf seinem Fahrrad trickste er 
die Security aus und entwischte zu seiner Mut-
ter, die in der Nachbarschaft eine Wohnung be-
zogen hatte. Mit dreizehn Jahren, als der Vater 
aus der Politik ausschied, tauchte er ab, fristete 
ein Leben in der Menge. Die Blitzlichter sind 
allerdings nie weit. Justin wird Model, Dress-
man, Schauspieler, Türsteher und Bungee-Jum-
ping-Trainer, Charity-Stripper und Wohltätig-
keitsboxer mit Tarzan-Mähne. 

«Unheimlich sexy, aber nicht smart» lautet 
das Verdikt der Kritiker. Ein Leichtgewicht mit 
Hipster-Schnauz, von dem nichts Substanziel-
les zu erwarten sei. Doch dann stirbt im Jahr 
2000 Vater Pierre. Der 29-jährige Justin hält 
die Grabesrede, und die Nation, welche am TV 
live zuschaut, hält den Atem an. Da spricht 
jemand mit fester Stimme, mit ruhigem Blick. 
Mehr noch: Es spricht ein junger Mann mit 
Feuer, das er vom Vater geerbt hat. Erste Mut-
massungen werden laut, von dem jungen Tru-
deau werde man noch hören. 

Stetig nähert sich Justin dem Tatort, den der 
Vater so elegant bespielt hatte. «Er kreiste um 
die Politik, er suchte nach einer Alternative, 
aber fand nichts, was er besser mochte», sagt 
Biografin Susan Delacourt auf TV Ontario. 
Doch er tut es auf seine Weise, indem er Eigen-
schaften von Vater und Mutter zu einer eigenen 
Persönlichkeit vereint. «Er ist kein Buchintel-
lektueller wie Pierre», erklärt Delacourt, «er hat 
eine emotionale Intelligenz, die sein Vater nicht 
hatte.» Und er lernt aus dem Bruch der elterli-
chen Ehe. Seine Frau Sophie Grégoire, eine Ju-
gendliebe, ist eine starke Persönlichkeit, beruf-
lich und finanziell unabhängig. 

2013 übernimmt er die Liberale Partei, die im 
Umfragetief dümpelt, und macht sie wieder 
populär. Nach fast fünfzig Jahren wird Kanada 

wieder von einer Trudeaumania erfasst. In den 
sozialen Medien träumt man vom «hottest 
and hippest» Weltleader. Bilder des tätowier-
ten Kandidaten (indianischer Gaunervogel auf 
dem Oberarm) erreichen eine Rekordzahl an 
Klicks im Internet. 

Die Politik kommt morgen

Fast scheint es, als seien Trudeaus politische 
Inhalte sekundär: sein Versprechen, die Mit-
telklasse zu stärken. Sein Bekenntnis zu einer 
schlagkräftigen Armee. Seine Ablehnung des 
Tschador-Verbots. Seine Ankündigung, gegen 
den Islamischen Staat eine harte Linie zu 
fahren, aber ohne kanadische Jets. Seine Hal-
tung zu Pot: «Legalize it!» Sein Wille, 25 000 
syrische Flüchtlinge aufzunehmen. Seine 
Kampfansage an den Klimawandel. Und seine 
Ankündigung, die Politik von den Gebärmüt-
tern der Kanadierinnen fernzuhalten. 

Es ist sein Ton, sein Charisma, seine positive 
Ausstrahlung, die ihm die Türen öffnen. 
«Kanada hat genug von Zynismus, Negativität 
und Spaltung», sagte Trudeau im Wahlkampf. 
Er weigere sich, die Dreckschleuder gegen 
seine Kontrahenten einzusetzen. «Glauben 
Sie, die Leute kaufen Ihnen das ab?», wurde er 
von Reportern gefragt. «Darauf setze ich!» 
Trudeau setzte richtig.

«Im Namen von 35 Millionen Kanadiern: 
Wir sind zurück», verkündete er nach seinem 
Wahlsieg Mitte Oktober. Justin Trudeau 
scheint die richtige Figur mit der richtigen 
Ausstrahlung, dem richtigen Namen zur rich-
tigen Zeit zu sein. «Justin ist einer jener wun-
derbaren Menschen, die andere Menschen 
ernsthaft lieben und ernsthaft daran interes-
siert sind, wie es ihnen geht», sagt Mutter 
Maggie nach dem Sieg. Und: «Er gibt die 
besten Umarmungen in der Welt.»

Alles andere ist Politik. Aber die kommt erst 
morgen. � g
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Margaret Thatcher hat sich – wie alle zielstre­
bigen Menschen – stets auf das jeweils nächste 
Problem konzentriert. Heute ehren wir sie 
und ihr Vermächtnis am besten, indem wir mit 
der gleichen Entschlossenheit die Probleme 
unserer Zeit angehen. Parlamentarische Demo­
kratie und Rechtsstaat, «Freiheit, die sich von 
Anlass zu Anlass allmählich erweitert», Kultur 
als gemeinsame Aufgabe von Lebenden, Toten 
und künftigen Generationen – das war das 
Erbe, das zu bewahren und zu stärken sie an­
getreten war. Wäre sie heute noch unter uns, 
würde ihr Augenmerk den drängendsten Pro­
blemen gelten – dem Flüchtlingsstrom, der 
Europa politisch und kulturell verändern 
wird, dem Konflikt in Syrien und im Irak, der 
wesentlich dazu beiträgt, und der Verteidi­
gung der westlichen Kultur, die von einem 
militanten Islam herausgefordert wird.

Die Sicherheit und der Wohlstand, die den 
Westen charakterisieren, sind ein unwidersteh­
licher Magnet. Diese Errungenschaften sind 
kein historischer Zufall, sondern das Ergebnis 
von Werten und Praktiken, die im Laufe der 
Jahrhunderte entwickelt, kultiviert und ausge­
baut wurden. Das moralische Gebot: «Liebe 
deinen Nächsten wie dich selbst» ist der Kern 
unserer westlichen Gesellschaften. Es findet 
seinen Niederschlag im Arbeitsrecht, in den so­
zialen Sicherheitsnetzen und in der Bereit­
schaft zur Aufnahme von Flüchtlingen. Ihm ist 
es zu verdanken, dass unsere Gesellschaften 
nicht nur wohlhabend, sondern auch human 
sind. Aber momentan hat dieser moralische 
Impuls weite Teile Europas auf einen 
katastrophalen Irrweg geführt.

Falsch verstandener Altruismus

Jedes Land, das nach dem Motto: «Jeder, der es 
zu uns schafft, kann bleiben», verfährt, ist an­
gesichts des massenhaften Flüchtlingsstroms 
gefährdet. Millionen, die in Armut und Gefahr 
leben, sind entschlossen, sich auf den Weg zu 
uns zu machen. Wer könnte es ihnen auch ver­
denken? Aber kein Land, kein Kontinent kann 
seine Grenzen für jedermann öffnen, ohne 
sich selbst zu schwächen. Das ist die Gefahr, 
die den Europäern mit ihrem falsch verstande­
nen Altruismus nun droht.

Australien war, wenn auch in geringerem 
Ausmass, mit dem gleichen Problem konfron­
tiert und hat es gemeistert. 2001, auf dem Höhe­
punkt der ersten Welle von illegalen Einwande­
rern, waren es jährlich 4000 Personen, bevor die 
Regierung Howard den Ansturm stoppte: Die 

Bootsflüchtlinge wurden schon auf See kon­
trolliert, sie bekamen keine Aufenthaltserlaub­
nis, und in einigen Fällen wurden Schiffe nach 
Indonesien zurückgeschickt.Bei der zweiten 
Welle waren es 50 000 pro Jahr, Tendenz stei­
gend, als die Regierung Rudd im Juli 2013 end­
lich ihren Widerstand gegen das Stoppen der 
Boote auf See aufgab. Meine Regierung begann 
schliesslich, die Bootsflüchtlinge zurückzu­
schicken, sogar in orangefarbenen Rettungs­
booten, als die Menschenschmuggler ihre 
Schiffe absichtlich kentern liessen.

Seit anderthalb Jahren hat es kein einziges 
illegales Flüchtlingsboot mehr nach Australien 

geschafft. Die Internierungslager sind faktisch 
geschlossen, die Kosten, die mit bis zu vier 
Milliarden Dollar jährlich zu Buche schlugen, 
entfallen, und vor allem sind keine Toten mehr 
auf See zu beklagen. Darum ist es das einzig 
wahrhaft Humane, die Flüchtlingsboote zu 
stoppen und die Grenzen zu kontrollieren.

Weil Australien wieder sichere Grenzen hat 
und nicht die Schleuser, sondern wir selbst ent­
scheiden, wen wir als Flüchtling aufnehmen, 
stiess der Beschluss meiner Regierung im letz­
ten Monat, 12 000 Angehörige verfolgter syri­
scher Minderheiten aufzunehmen, auf breite 
Unterstützung der Öffentlichkeit – es war, pro 
Kopf der Bevölkerung, der grösste Beitrag zur 
Aufnahme von Flüchtlingen weltweit.
Als Premierminister habe ich darauf verzichtet, 
Ländern, die sich in einer anderen Lage 
befinden, Empfehlungen zu geben. Weil das 
Schleuserproblem aber ein globales ist und 
Australien als einziges Land erfolgreich da­
gegen vorgegangen ist – zweimal, jeweils unter 

konservativen Regierungen –, sollten unsere 
Erfahrungen geprüft werden.

Asylsuchende, ob in Europa oder in Austra­
lien, haben nicht eine, sondern bereits mehrere 
Grenzen überquert. Sie fliehen nicht mehr vor 
Bedrohung, sondern haben sich hoffnungsvoll 
Schleusern anvertraut. Wie verzweifelt auch 
immer, sie sind geradezu definitionsgemäss 
Wirtschaftsflüchtlinge, weil sie der Verfolgung 
schon entgangen waren, als sie sich abermals 
auf den Weg machten. Wir haben die morali­
sche Pflicht, Menschen aufzunehmen, die in 
Gefahr sind, nicht aber all jene, die lieber in 
einem wohlhabenden westlichen als in ihrem 
eigenen Land leben wollen. Darum müssen die 
europäischen Länder zwar die syrischen Nach­
barstaaten unterstützen, aber sie haben sehr 
wohl das Recht, ihre Grenzen zu kontrollieren 
und diejenigen zurückzuweisen, die nicht 
mehr vor einem Krieg fliehen, sondern ein bes­
seres Leben suchen. Das bedeutet, dass Flücht­
lingsboote zurückgeschickt werden, dass ille­
galen Ankömmlingen die Einreise verwehrt 
wird und dass Lager für all jene errichtet wer­
den, die keine Bleibe haben.

Das geht nicht ohne Zwang. Es erfordert 
massive Logistik und kostet viel Geld. Wir wer­
den Gewissensbisse haben, aber es ist die ein­
zige Möglichkeit, eine Menschenflut abzu­
wehren, die Europa vielleicht für immer 
verändern wird. Wir müssen feststellen, dass 
Gerechtigkeit, gemildert durch Mitgefühl, ein 
hehres Ideal ist, da zu viel Mitgefühl für einige 
zwangsläufig den Rechtsstaat untergräbt.

Schurken gegen Schurken

Die australische Erfahrung beweist, dass Men­
schen in der Ferne nur dann davon abgehalten 
werden, sich auf den Weg zu uns zu machen, 
wenn klar ist, dass man sie nicht ins Land lässt. 
Die Zusammenarbeit mit anderen Ländern und 
internationalen Organisationen ist wichtig. 
Aber illegale Einwanderung können wir nur 
verhindern, wenn wir die Leute entschieden 
und unmissverständlich zurückschicken – weil 
wir die moralische Pflicht haben, die eigene 
Bevölkerung zu schützen und den Schleusern 
das Handwerk zu legen. Darum ist es gut, dass 
europäische Marineschiffe im Mittelmeer pa­
trouillieren, um die Schleuserboote abzufan­
gen. Solange die Passagiere aber an Bord ge­
nommen statt zurückgeschickt werden, hat 
diese Politik eher ermunternde Wirkung.

Vor einigen Jahren, bevor der Syrien-Konflikt 
eskalierte, auf den Irak übergriff und unregier­

Die australische Erfahrung
Australien schickt Bootsflüchtlinge konsequent zurück nach Indonesien. Seit anderthalb Jahren hat  
es kein einziges illegales Schiff mehr zu uns geschafft. Anders als Europa haben wir damit eines  
der grossen Probleme der Migrationskrise gelöst: Wir haben unsere Grenzen gesichert. Von Tony Abbott

«Moralisches Gebot»: Ex-Premier Abbott.
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Tony Abbott war 2013–2015 Premierminister  
Australiens. Er hielt diese Rede bei der traditionsreichen 
Margaret-Thatcher-Lecture in London, 27. Oktober 2015.

Aus dem Englischen von Matthias Fienbork

bare Regionen von Libyen, dem Jemen, Nigeria 
und Afghanistan erfasste, bekam ich Ärger, weil 
ich davor warnte, sich in einen Konflikt hinein­
ziehen zu lassen, in dem Schurken gegen Schur­
ken kämpfen. Mit 250 000 Toten, sieben Millio­
nen Binnenflüchtlingen und vier Millionen, die 
bereit sind, nach Europa zu gehen, ist der Syri­
en-Konflikt zu gross und zu folgenreich, als 
dass er nicht jeden von uns etwas anginge.

Mit dem Aufstieg des Islamischen Staats ist 
aus dem Konflikt ein Kampf zwischen Üblem 
und noch Schlimmerem geworden. Das brutale 
Assad-Regime fungiert als wichtigster Rekru­
tierer für den Islamischen Staat, der seine apo­
kalyptische Version des Islam in die ganze Welt 
exportieren will. Angesichts des Ausmasses der 
Gewalt in Syrien, im Irak und überall dort, wo 
der IS Fuss fasst – mit Enthauptungen, Kreuzi­
gungen, Massenhinrichtungen, Hinunterstos­
sen von hohen Türmen und sexueller Sklaverei 
–, und des perversen Echos, das diese Terroris­
ten weltweit finden, ist es schon erstaunlich, 
wie wenig bislang getan wurde, um das Prob­
lem an der Wurzel zu packen.

Die Vereinigten Staaten und ihre Verbünde­
ten fliegen Luftangriffe. Auch mit australischer 
Hilfe konnte der Vormarsch des IS im Irak auf­
gehalten werden, aber der IS ist nicht besiegt, 
weil er ohne Einsatz von Bodentruppen nicht 
geschlagen werden kann. Wir sollten eine Eska­
lation der Luftangriffe vermeiden, sollten eher 
mit Spezialeinheiten und Ausbildnern in die­
sem Teil der Welt präsent sein, der so brand­

gefährlich und komplex ist und wo noch nie 
etwas einen guten Ausgang gefunden hat. Aber 
wie Margaret Thatcher im Fall der Falkland­
inseln so klar gesehen hat: Wer nicht entschlos­
sen und machtvoll auftritt, wird sich dem Dik­
tat jener beugen müssen, die genau das tun.

Natürlich sollten Eltern in Amerika, Gross­
britannien oder Australien niemanden in 
einem fernen Kampf verlieren müssen. Aber 
was ist die Alternative? Schon die Vorstellung, 
irgendeine Region, selbst Syrien, der kollek­
tiven Entschlossenheit von Russland, des Iran 
und des IS zu überlassen, ist viel zu schrecklich, 
als dass wir sie ernsthaft in Betracht ziehen 
dürften. Deshalb ist es bedauerlich, dass auf der 
letzten Uno-Generalversammlung nur darüber 
diskutiert wurde, wie dem gewaltsamen Extre­
mismus zu begegnen ist – alle waren sich einig, 
dass dazu die Zusammenarbeit mit muslimi­
schen Gemeinden gehört –, und nicht darüber, 
wie der IS, der seine wichtigste Inspirations­
quelle ist, wirksamer bekämpft werden kann.

Genozid verhindern

Der militante Islam verlangt natürlich mehr als 
nur eine militärische Lösung. Aber ein 
potenzieller Genozid muss unbedingt ver­
hindert werden. Natürlich kann man sozialen 
Frieden nicht durch Verhaftungen erreichen, 
aber der einheimische Terrorismus verlangt 
eine resolute Antwort der Sicherheitsbehörden. 
Natürlich sind die meisten Muslime keine 
Befürworter von Terrorismus, aber viele sind 

weiterhin der Ansicht, dass Gotteslästerung 
mit dem Tod zu bestrafen ist. Natürlich müssen 
die Muslime selbst entscheiden, wie der wahre 
Islam aussieht, aber wir haben die Pflicht, all die 
anständigen Muslime zu fördern und schüt­
zen, die sich zu kultureller Vielfalt bekennen.

Wenn wir uns in der Welt umschauen, müs­
sen wir feststellen, dass es schon lange nicht 
mehr so massive Probleme gegeben hat, deren 
Lösung so unklar ist. Je ernster die Lage, desto 
weniger dürfen wir die Dinge auf die lange Bank 
schieben. Mehr denn je müssen wir im Westen 
selbstbewusst für uns und die universalen Wer­
te von Anstand und Menschlichkeit eintreten, 
damit alles nicht noch schlimmer wird. Wie in 
Europa wird auch in Australien diskutiert, wie 
mit dem lokalen, vom IS inspirierten Terroris­
mus umzugehen ist. Wie Sie in Europa versu­
chen wir, den IS mit Luftangriffen zu schwä­
chen, solange eine Lösung des Syrien-Konflikts 
nicht in Sicht ist. Aber anders als Sie haben wir 
zumindest eines der grossen Probleme gelöst: 
Wir haben unsere Grenzen gesichert.

Wir sollten über das Beispiel nachdenken, 
das Margaret Thatcher uns gegeben hat. 
Vernünftige Werte, eine klare Analyse und ein 
praktikabler Plan – das sind auch heute die 
wesentlichen Elemente jener starken Füh­
rung, die die Welt braucht.

Kein Land, kein Kontinent kann seine Grenzen für jedermann öffnen, ohne sich selbst zu schwächen: australische Patrouille fängt Flüchtlingsschiff ab.
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Als Nikolai Lewtschenko zum ersten Mal für 
ein politisches Amt kandidierte, da waren eini­
ge seiner Landsleute mit den Einzelheiten de­
mokratischer Wahlen noch nicht so recht ver­
traut. Man schrieb das Jahr 1997, Lewtschenko 
war gerade achtzehn Jahre alt und studierte an 
der Universität seiner ostukrainischen Hei­
matstadt Donezk Geschichte. Gemeinsam mit 
Freunden hatte er überall Wahlplakate ange­
bracht, als ihn der Dekan der Hochschule drin­
gend sprechen wollte. «Was hast du denn jetzt 
schon wieder angestellt?», fragte der Akade­
miker händeringend. «Die Polizei sucht dich. 
Überall hängt dein Steckbrief.»

Inzwischen sind Wahlen in der Ukraine zum 
Normalfall geworden. Niemand würde mehr 
Wahlplakate mit Fahndungsfotos verwech­
seln. Der Student Lewtschenko wurde denn 
auch damals als Mitglied der Partei der Regio­
nen des späteren Staatspräsidenten Wiktor 
Janukowitsch ins Stadtparlament gewählt. 
Später stieg er zum Vorsitzenden des Stadt­
rates der Grossstadt auf, bis er 2012 in das 
nationale Parlament, die Werchowna Rada, in 
Kiew gewählt wurde.

Feind Europäische Union

Heute kandidiert der 36-Jährige nirgendwo 
mehr in der Ukraine. Er lebt im selbstgewähl­
ten Exil in Moskau, von wo aus er die Vorgänge 
in seiner Heimat mit einer Mischung aus Ent­
setzen, Verzweiflung und Zorn verfolgt. Zu­
rückkehren kann er bis auf weiteres nicht – 
weder nach Kiew noch nach Donezk. Denn in 
der Hauptstadt würde ihn die Regierung un­
ter Präsident Petro Poroschenko und Premier­
minister Arseni Jazenjuk verhaften und vor 
Gericht stellen. Daheim in Donezk hätten die 
prorussischen Separatisten ein womöglich 
noch schlimmeres Schicksal für Lewtschenko 
geplant.

Sucht man nach Gründen, wie es dem ehr­
geizigen und erfolgreichen Jungpolitiker ge­
lungen ist, sich gleich alle ukrainischen Kon­
fliktparteien zum Feind zu machen, fällt die 
Antwort darauf sehr kurz aus: Lewtschenko ist 
schlicht zu vernünftig. Denn der junge Mann 
lehnt den alleinigen Machtanspruch Kiews 
auf das ganze Land ebenso ab wie die Forde­
rungen der Separatisten nach einer eigenen 
Republik. «Ich will alles tun, dass der Osten 
wieder an die Ukraine angegliedert wird», be­
tont er. «Aber das muss eine andere Ukraine 
sein, als man sie sich in Kiew oder Washington 
vorstellt.»

«Unser Modell muss die Schweiz sein»
Der ukrainische Politiker Nikolai Lewtschenko hat eine ebenso einfache wie kühne Lösung  
für den Konflikt in seiner Heimat: Föderalismus und Neutralität. Derzeit sitzt er im Moskauer Exil,  
doch seine Ansichten finden zunehmend Gehör. Von Wolfgang Koydl und Salvatore Vinci (Bild)

«Totalitäre Strukturen – hier wie dort»: Exil-Politiker Lewtschenko.
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«Ich will meinen Landsleuten  
zeigen, dass ich weiter für sie 
kämpfe.»

Seine Lösung ist so einfach, dass sie in Kiew 
und Donezk, aber vermutlich auch in 
Washington und Moskau weltfremd klingt: 
«Unser Modell muss die Schweiz sein», sagt er. 
«Im Inneren föderal aufgebaut, mit grösst­
möglichen Vollmachten für die einzelnen Re­
gionen, und nach aussen neutral. Wir dürfen 
weder zum Lager des Westens noch zu Russ­
land gehören. Wer eine solche Entscheidung 
von uns verlangt, der ist ein Feind der Ukrai­

ne.» So ein Feind war seiner Meinung nach die 
Europäische Union: «Ihr Ultimatum an uns, 
zwischen Brüssel und Moskau zu wählen, war 
ein grosser Fehler, es war der Anfang dieser 
grossen Katastrophe.»

Wahrscheinlich würden die meisten Ukrai­
ner, egal, ob sie im Westen des Landes leben 
oder im Osten, Lewtschenkos Forderungen 
unterschreiben. Konkrete politische Folgen 
hätte das freilich nicht. Die jeweiligen Macht­
haber in den zerstrittenen Landesteilen verfol­
gen, unbeeindruckt von der öffentlichen 

Meinung, weiterhin ihre eigenen Interessen, 
tatkräftig unterstützt und finanziert von 
diversen Oligarchen. «Totalitäre Strukturen – 
hier wie dort», lautet Lewtschenkos knappes 
Urteil.

In Kiew denken manche deshalb bereits 
über einen neuen, einen dritten Maidan nach. 
Der Begriff ist ein Kürzel für einen allgemei­
nen Volksaufstand. Doch konkret wird nach 
Ansicht von Beobachtern nichts geschehen: 
Die Ukrainer sind müde und apathisch gewor­
den von jahrelangen politischen und militä­
rischen Auseinandersetzungen, die letzten 
Endes nichts gebracht haben.

Auch die soeben abgeschlossenen Kommu­
nalwahlen erwiesen sich erneut als Beleg 
dafür, dass von einer lebendigen Demokratie, 
wie sie im Westen gerne beschworen wird, in 
der Ukraine noch keine Rede sein kann. Die 
Bewohner im Donbass, den von Separatisten 
verwalteten Regionen um Donezk und 
Lugansk, waren sowieso von den Wahlen aus­
geschlossen. Aber auch jenen 1,5 Millionen 
Menschen, die wegen der Kämpfe vertrieben 

wurden und sich nun in anderen Landesteilen 
aufhalten, wurde das Wahlrecht vom Parla­
ment verweigert. Das ist umso bedauerlicher, 
als viele von ihnen gegen den russischen Ein­
fluss in ihrer früheren Heimat sind und eine 
souveräne Ukraine als ihr Land betrachten, 
einschliesslich der Halbinsel Krim.

Wenn also schon die Wähler keinen Einfluss 
auf die Politik haben, warum sollte man dem 
Wort eines Mannes mehr Gewicht beimessen, 
der gar nicht im Lande lebt und über kein 
politisches Mandat mehr verfügt, seitdem 
man ihn im Sommer vergangenen Jahres 
buchstäblich aus dem Parlamentssaal hinaus­
geprügelt und ihm ein Sitzungsverbot erteilt 
hat? Seine Verfehlung: Er hatte öffentlich ge­
fragt, warum Kiew nicht zu einem Waffenstill­
stand bereit sei, damit Friedensgespräche ein­
geleitet werden könnten. Diese – von der 
Regierung als «aufrührerisch» eingestufte – 
Bemerkung lieferte auch die Grundlage für 
den Prozess, der in seiner Abwesenheit gegen 
ihn in Kiew eingeleitet wurde.

Aber Lewtschenko ist nicht irgendein 
politisch engagierter Ukrainer. Zum einen ist 
nicht ganz unerheblich, dass er finanziell un­
abhängig ist und von dem Oligarchen Rinat 
Achmetow, dem reichsten Mann der Ukraine, 

politisch unterstützt wird. Zum anderen sitzt 
er nach wie vor im siebenköpfigen Präsidium 
der Partei der Regionen. Da diese Gruppie­
rung seit dem Sturz und der Flucht des ehema­
ligen Präsidenten stark diskreditiert ist, denkt 
man in diesem Gremium nach Lewtschenkos 
Worten über die Gründung einer neuen Partei 
nach. 

Eminentes Wahlpotenzial

In Moskau ist der Ukrainer gut vernetzt mit 
allen politischen Kräften, die in der Duma 
vertreten sind: «Ich habe ein gutes Verhältnis 
zu Wladimir Schirinowski», gibt er zu. Aller­
dings teile er nicht die politischen Ansichten 
des langjährigen rechtsextremen Polterers der 
russischen Politik. Aber auch zu Abgeordneten 
der Präsidentenpartei Einiges Russland und 
zu den Kommunisten unterhält er Kontakte. 

Inzwischen sind auch Nichtregierungsorga­
nisationen in den USA und in Europa auf den 
ehemaligen Donezker Lokalpolitiker und Par­
lamentsabgeordneten aufmerksam geworden. 
Ihnen dürfte nicht verborgen geblieben sein, 

dass der zu gleichen Teilen ernsthaft wie 
jugendlich wirkende Mann nicht nur wegen 
seiner Ansichten über eminentes Wahlpoten­
zial verfügt, sondern auch durch Charisma 
und Ausstrahlung auffällt.

Lewtschenkos wichtigste politische Platt­
form seit Beginn seines Moskauer Exils sind 
Talkshows und politische Diskussionen im 
russischen Fernsehen. «Für Kiew ist ein Auf­
tritt im russischen TV zwar ein Verbrechen», 
sagt er. «Aber ich weiss, dass meine Landsleute 
im Donbass diese Sender sehen. Ich will ihnen 
zeigen, dass ich weiter für sie kämpfe.»

Hoffen auf Angela Merkel

Wie viele Menschen ihn in seiner Heimat un­
terstützen, kann er – oder will er – nicht 
sagen: «Das kann man erst bei einer echten, 
fairen Wahl feststellen.» Voraussetzung 
dafür ist freilich, dass das im vergangenen 
Februar in der weissrussischen Hauptstadt 
von der deutschen Bundeskanzlerin sowie 
den Präsidenten Frankreichs, Russlands und 
der Ukraine ausgehandelte Abkommen 
«Minsk II» hält. Darin wurden eine Waffen­
ruhe, die Bildung von Pufferzonen und ein 
Gefangenenaustausch vereinbart, aber auch 
konkrete politische Schritte in Richtung auf 

eine Dezentralisierung der Macht in der 
Ukraine.

Der Schlüssel für den Erfolg der Verein­
barung liegt nach Lewtschenkos Überzeu­
gung in Kiew, doch die Aussichten schätzt er 
als schlecht ein. «In Kiew werden rechte, 
nationalistische Gruppen immer stärker», 
meint er. «Sie brauchen einen Feind, und des­
halb schüren sie den Konflikt immer wieder 
aufs Neue – bis zu einem Endsieg, wie sie ver­
künden.» Diese Gruppen hätten auch ein Inte­
resse daran, den ukrainischen Bürgerkrieg 
zum geopolitischen Konflikt zwischen dem 
Westen und Russland hochzustilisieren. 

Die grössten Hoffnungen setzt Lewtschenko 
auf Angela Merkel, obwohl auch er weiss, dass 
die Kanzlerin derzeit mit anderen Problemen 
zu tun hat. «Sie muss ihren Fehler korrigieren 
und Kiew nachdrücklich ermahnen, endlich die 
versprochenen Reformen durchzusetzen», 
verlangt er. Solange das nicht geschieht, muss er 
auf seine Rückkehr warten. Und darauf, dass an 
den Laternenpfählen keine Steckbriefe von ihm 
hängen, sondern Wahlplakate.� g

„Die Verführerische ...“
...ein ganz individueller Charakter – 
wie alle 15 Connaisseurs-Pralinés.

Schenken Sie Connaisseurs, die wert-
vollsten Meisterwerke unserer Maîtres 
Chocolatiers.
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Frau Botschafterin, die Schweiz hat ein 
neues Parlament gewählt. Welche Kern-
botschaft zum Ereignis haben Sie nach 
Washington übermittelt?

Eine faszinierende Frage! Wir schätzen 
den lokalen Charakter der schweizweiten 
Wahlen. Die Wählerinnen und Wähler ent-
scheiden sich für kantonale Repräsentan-
ten, und daraus geht die Zusammenset-
zung des Parlaments und der Parteien auf 
Bundesebene hervor. Ein wichtiger Teil 
meiner Arbeit besteht darin, den Bevölke-
rungen auf beiden Seiten ein Verständnis 
für Kulturen, Werte und politische Ent-
scheidungen im jeweils anderen Land zu 
vermitteln. Liebe zur Demokratie und Re-
spekt in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit 
verbinden die Schweiz und die USA derart, 
dass ich sie gerne als Schwesterrepubliken 
bezeichne. Es geht mir also darum, die Me-
chanik der Schweizer Wahlen zu erklären. 
Jemand hat mir gesagt, dass mehr als 3000 
Kandidaten für das Parlament kandidiert 
haben. Das ist faszinierend und motiviert 
die Bevölkerung, sich am politischen Pro-
zess zu beteiligen.

Bezogen auf das Wahlresultat: Was hat Sie 
am meisten beeindruckt?

Das ist Schweizer Politik und damit eine 
interne Angelegenheit. Wir arbeiten gerne 
mit allen zusammen, die in die Regierung 
gewählt werden.

Da gibt es aber doch einen ziemlichen 
Wechsel. Man spricht von einem Rechts-
rutsch. Wird das die diplomatischen Be-
ziehungen nicht beeinflussen?

Nein. Unsere Beziehung zu allen Bundes-
räten ist exzellent. Sie hat sich über die 
letzten paar Jahre verbessert, und dies 
wird auch so weitergehen. Nehmen Sie 
die Stärkung unserer wirtschaftlichen 
Bande: Die Schweizer Exporte in die USA 
sind über die letzten fünf Jahre um mehr 
als vierzig Prozent angestiegen – die 
stärkste Zunahme von allen Exportdesti-
nationen. Umgekehrt haben Schweizer 
Importe von US-Gütern fast ebenso stark 
zugenommen, auch aus US-Sicht ein glo-
baler Spitzenwert. Ich denke auch an un-
sere gemeinsamen Anstrengungen, das 
Schweizer Modell der Berufslehre zu ver-
breiten. Bei dieser hervorragenden Zu-
sammenarbeit geht es darum, Jobs zu 
schaffen. Wer will hier aus politischen 
Gründen dagegen sein? 

In Interviews betonen Sie immer wieder, 
wie grossartig Ihr erstes Jahr als Botschafte-
rin war, wie hilfreich und kooperativ die 
Leute hier sind et cetera. Gibt es mittlerwei-
le auch etwas, was Ihnen auf die Nerven 
geht – einmal abgesehen vom Anstehen an 
den Skiliften, über das Sie sich letzten Win-
ter auf Twitter beklagt haben?

Oh, was das Letzte betrifft, habe ich inzwi-
schen dazugelernt. (Lacht) Im Ernst: Ob Sie es 
glauben oder nicht, ich bin ganz und gar an-
getan von den Erfahrungen, die meine Fa-
milie und ich hier machen; von den Chan-
cen, die wir haben, etwas zu bewegen. 

Ronald Reagan war der letzte US-Präsident, 
der eine Berufsdiplomatin als Botschafte-
rin nach Bern geschickt hat. Reagans Nach-
folger haben alle Kandidaten ohne diplo-
matischen Rucksack den Vorzug gegeben. 
Ist die Schweiz nicht mehr bedeutend ge-
nug für einen mit allen Wassern gewasche-
nen Diplomatie-Crack? 

Die Vereinigten Staaten haben eine Tradi
tion, neben Karrierediplomaten auch Per-
sönlichkeiten als Botschafter zu berufen, die 
ihre Sporen in anderen Bereichen der öffent-
lichen Verwaltung oder im Privatsektor ab-
verdient haben. Seit den Tagen von Thomas 
Jefferson haben Einflüsse von aussen wie 
Wissen unser diplomatisches Korps gestärkt 
und angeregt. Heute wird ein Drittel aller 
Botschafter abseits des Karrierepfads beru-
fen. Wie Sie wissen, gehöre ich in diese Kate-
gorie. Wenn Sie meinen Hintergrund anse-
hen: Ich habe Geschäftsbeziehungen zu den 
grössten Firmen der Welt entwickelt. Ich ha-
be Erfahrungen mit Start-ups gesammelt, in 
der Teamführung, im «Management» mei-
ner Kinder. Ich habe Produkte und Dienst-
leistungen global angeboten, Innovationen 
über den Globus verbreitet. Ich bin über-
zeugt, dass Präsident Barack Obama jeman-
den hierhin geschickt hat, der das Stärken-
profil der Schweiz exakt spiegelt: 
Technologie, Innovation, Reisen, soziale 
Verantwortung, die freie Natur. Das sind Be-
reiche, in denen ich umfangreiche Erfahrun-
gen mitbringe. 

Ein guter Werbespot für Ihre unbezweifel-
ten Qualitäten. Trotzdem irritiert es viele in 
Europa, dass häufig Personen zu US-Bot-
schaftern berufen werden, die – wie Sie – im 
Wahlkampf besonders aktiv waren. Das Bot-
schafteramt als Trophäe für die effizientes-
ten Wahlhelfer – was ist das für ein System?

Ihre Frage kann ich nur für den jetzigen Prä-
sidenten Obama und für meinen Fall beant-
worten. Die Botschafter und die Leitung des 
Aussenministeriums repräsentieren die 
US-Bevölkerung mehr als jemals zuvor: Bei 
den Karrierediplomaten wie auch bei den 
Quereinsteigern sind anteilsmässig am 
meisten Frauen und am meisten Leute mit 
lesbischem, schwulem, bisexuellem und mit 
Transgender-Hintergrund vertreten. Das-
selbe gilt auch für andere Minderheiten. So 
bilden wir unsere amerikanische Nation ab. 
Zu meiner Person: Ja, ich war tief in die 
Obama-Präsidentschaftskampagne invol-
viert. Als ich 2007 vernahm, dass der damali-
ge Senator Barack Obama sich für das Präsi-
dentenamt bewerben würde, habe ich die 
Hand aufgestreckt und gesagt: «Ich will 
alles tun, was ich kann, um ihm zur Wahl zu 
verhelfen.» Im Zuge des Wahlkampfs wurde 

man auf mein Organisationstalent aufmerk-
sam. Man sah, wie ich Leute führe, wie ich sie 
erreiche und einbeziehe. Ich habe Abertau-
sende dazu gebracht, zu wählen und sich 
freiwillig einzusetzen, sich als Staatsbürger 
einzubringen.

Was haben Sie aufgrund Ihrer Fähigkeiten 
als Botschafterin bislang erreicht? 

Eines der Highlights für mich ist das Ab-
kommen, das die Zusammenarbeit im Be-
reich der Berufsbildung regelt. Zwanzig 
Schweizer Firmen haben entschieden, das 
Modell der Berufslehre in den USA anzu-
wenden oder dort auszubauen. Das verän-
dert das Angesicht des Arbeitsmarkts in den 
USA und entwickelt unser Denken über Aus-
bildung weiter. Erstmals entsteht ein Be-
wusstsein dafür, dass der Weg zum Erfolg 
viele Ausgangspunkte haben kann und dass 
er nicht immer mit einer Matura oder gar 
einem Hochschulabschluss beginnen muss. 
Dass wir dies erreicht haben, liegt an meiner 
Fähigkeit, mit der Wirtschaft zusammenzu-
arbeiten. 

Als Sie Ihr Amt antraten, waren die Bezie-
hungen in den Pulverdampf des sogenann-
ten Steuerstreits gehüllt. Schweizer Banken 
werden in den USA wegen des Verdachts der 
Beihilfe zur Steuerhinterziehung verfolgt. 

«Ein paar Wolken sind noch da»
US-Botschafterin Suzi LeVine ist ein Feuerwerk der guten Laune. «Zusammen» ist ein Lieblingswort  
der Neo-Diplomatin. Doch wie steht es um den Steuerstreit, um die Enthüllungen von Edward Snowden 
und um die Schwächen der Regierung Obama? Von Florian Schwab und Urs Gehriger

«Wir schätzen den lokalen 
Charakter der schweizweiten 
Wahlen.»
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«Ich sage Ihnen, dass wir das Schweizer Recht respektieren»: US-Botschafterin LeVine.

«Exzellente Beziehungen»: LeVine, Bundesrat Burkhalter, 2014. «Es gibt noch viel Arbeit»: Amtsantritt in Bern, Juni 2014.
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Seit einem Jahr möchten Sie die leidige 
Angelegenheit abhaken. Wo stehen wir? 

Wir sind dabei, das Kapitel abzuschliessen. 
44 Schweizer Banken in der Kategorie 2 
haben bereits eine Vereinbarung über eine 
Nichtverfolgung [Non-Prosecution Agree-
ment] mit dem US-Justizministerium ab-
geschlossen. Unsere Justiz erwartet, dass 
wir vor Jahresende mit den Verbleibenden 
ebenfalls zu einem Ergebnis kommen. So-
bald das der Fall ist, wird man wirklich sa-
gen können: «Wir haben ein neues Kapitel 
aufgeschlagen.» Aber Sie haben schon 
recht: Ein paar Wolken sind noch da, und 
wir arbeiten hart daran, sie zu beseitigen.

Spricht man mit Finanzspezialisten, hört 
man vielfach, die Schweiz sei nicht länger 
ein sicherer Hafen für jene, die ihre Steu-
ern nicht zahlen möchten. Hingegen 
würde dieses Geschäftsmodell in den USA 
munter weiterpraktiziert, etwa im Fall 
von Lateinamerikanern, die ihr Geld nach 
Florida bringen, oder auch von Europä-
ern, die in Bundesstaaten wie Delaware 
sehr einfach anonyme Firmenkonstrukte 
errichten können. Können Sie nachvoll-
ziehen, dass der Eindruck von amerikani-
scher Doppelmoral entsteht?

Ich teile den Eindruck nicht, und auch die 
Zahlen sprechen eine andere Sprache: Bei 
den Bussen im Umfang von total 617 Mil
liarden US-Dollar, die das Justizministe
rium verhängt hat, waren zu 85 Prozent 
amerikanische Banken betroffen. Unsere 
Justiz zögert nicht, US-Banken hart anzu-
fassen, wenn sie zur Steuerhinterziehung 
beitragen. Das Ende des Bankgeheimnisses 
als Alleinstellungsmerkmal im Markt und 
die zunehmende Transparenz sind globale 
Anliegen, die auch in multilateralen 
OECD-Abkommen festgeschrieben sind. 
Es ist für mich als Beobachterin eindrück-
lich, zu sehen, wie die Schweizer Banken 
dabei sind, ihre Angebote neu auszurich-
ten, und sich auch in den neuen Realitäten 
ein unverwechselbares Profil geben. 

Moment: Die USA machen bei diesen Ab-
kommen zum automatischen Informa
tionsaustausch nicht voll mit. Sie verlan-
gen mehr Daten, als sie selber zu geben 
bereit sind.

Die USA haben Massstäbe dabei gesetzt, 
die Bürger zu ermuntern, ihre Steuern zu 
zahlen. Das hat auch dazu beigetragen, 
dass auf globaler Ebene so viele Anstren-
gungen unternommen werden, um die 
Mechanismen zu eliminieren, die zur 
Steuerhinterziehung verleiten. 

Selbst wenn US-Bürger im Ausland woh-
nen, müssen sie für ihr Heimatland Steu-
ern bezahlen. Immer mehr Amerikaner 
geben ihren Pass ab. Darunter Prominen-
te wie Facebook-Mitgründer Eduardo 
Saverin und Tina Turner. Wie reagieren 

Sie, wenn etliche von Amerikas stärksten 
Stimmen Ihrer Nation den Rücken kehren? 

Ich äussere mich nicht über Entscheide von 
Privatpersonen. Was ich sagen kann: Wir 
versuchen alles in unserer Kraft Stehende, 
um uns um die Themen zu kümmern, die 
solche Sorgen ausgelöst haben. Wir sprechen 
mit den Banken und versuchen, sie dazu zu 
motivieren, US-Personen wieder als Kunden 
zu akzeptieren und deren Konten zu reakti-
vieren. Ehrlich gesagt, fragen wir US-Bürger 
nicht, warum sie sich dafür entscheiden, ih-
ren US-Pass aufzugeben. Die meisten sind 
Leute, deren Eltern in den USA unterrichte-

ten, als sie geboren wurden – und somit er-
hielten sie automatisch einen Pass. 

Es gibt aber auch Schweizer Stimmen, die 
sich dankbar äussern für die harte Tour  
der USA. Neulich schrieb der Schriftsteller 
Lukas Bärfuss in einer deutschen Zeitung, 
die Schweizer Justiz handle nur unter 
Druck aus Washington. Teilen Sie diese 
Position? 

Ich gebe keinen Kommentar ab darüber, wie 
das Schweizer Justizsystem arbeitet. Was ich 
sagen kann: Wir haben starke Partner gefun-
den auf Seiten der Schweizer Regierung und 
der Behörden, mit welchen wir sehr gut zu-
sammenarbeiten. 

Waren Sie als Botschafterin im Voraus 
informiert, als die Schweizer Behörden in 
Kooperation mit der US-Justiz Spitzenfunk
tionäre der Fifa in ihren Zürcher Hotel- 
zimmern verhafteten? 

Noch einmal. Die Schweiz war bisher exzel-
lent bezüglich der Kooperation in solchen 
Bereichen. Zu zeitlichen Abläufen äussere 
ich mich nicht. 

Sie schätzen die Kooperation mit Schweizer 
Behörden sehr, besonders im Sicherheits-
bereich. Was genau läuft Ihrer Ansicht nach 
so gut? 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Eine der gröss-
ten Gefahren für die Welt heute ist die Zu-
nahme von ausländischen Kämpfern in den 
Reihen der Dschihadisten. Das Phänomen 
beeinflusst jedes Land auf diesem Planeten. 
Es gibt drei Ansätze, wie man damit umge-
hen kann. Erstens: militärisch. Zweitens: 
potenzielle ausländische Kämpfer daran 
hindern, an Orte zu reisen, wo sie ein Trai-
ning absolvieren können. Drittens: verhin-
dern, dass die Ideologie überhaupt attraktiv 
ist. Dieser dritte Ansatz gibt eine Antwort 
auf Ihre Frage. Die Schweiz beteiligte sich 
letzten Februar an der Anti-Extremis-
mus-Konferenz in Washington, zu der das 
Weisse Haus geladen hatte. Aussenminister 
Burkhalter hielt eine bewundernswerte Re-
de über die Rolle des Schweizer Lehrlings-
systems. Indem man Jugendlichen ein Ziel 
und eine Bedeutung gibt, erhalten sie Aner-
kennung und Selbstwertgefühl. Wie lernen 
wir von dem, was in den Schulen passiert? 
Wie verhindert man Dschihadistenrekrutie-
rungen in Gefängnissen? Dies sind Gebiete, 
welche die Schweizer untersuchen. Und wir 
lernen von ihnen, und daraus entstehen 
Möglichkeiten zur Kooperation. Ich bewun-
dere den Schweizer Ansatz, denn er beinhal-
tet eine langfristige Sicht, die viel Geduld er-
fordert. 

Es gibt Aspekte in der amerikanischen 
Terrorabwehr, die weltweit Wut ausgelöst 
haben. Namentlich die Abhöraktivitäten 
der Nationalen Sicherheitsbehörde (NSA). 
Whistleblower haben enthüllt, wie zum 
Beispiel die Uno in Genf ausgehorcht 

Suzi LeVine

Suzan «Suzi» LeVine, 45, ist seit Juni 2014 
Botschafterin der USA für die Schweiz 
und Liechtenstein. Wie viele ihrer Vorgän-
ger ist sie keine Profi-Diplomatin. LeVine 
hat sich als effiziente Wahlhelferin in den 
Orbit Obamas katapultiert. Bevor sie aus 
ihrer Heimatstadt Seattle nach Bern reis-
te, wurde sie mit einem diplomatischen 
Crash-Kurs auf ihre neue Rolle vorberei-
tet. LeVine studierte Englisch und Ma-
schinenbau. Ihre ersten Berufserfahrun-
gen machte sie als Produktmanagerin für 
Microsoft, und sie half MS-DOS und 
Windows 95 zu lancieren. Darauf arbeite-
te sie für das Reiseportal Expedia, wo sie 
zur Vizepräsidentin für Marketing und 
Verkauf in der Abteilung Luxusreisen auf-
stieg. LeVine gilt als sehr vielseitig und be-
geisterungsfähig. Sie erhielt verschiedene 
Auszeichnungen für hervorragende Füh-
rungsqualitäten. Wie kein US-Gesandter 
vor ihr nutzt «AmbSuzi» Twitter und 
Facebook als Mittel der Diplomatie. Ihren 
Amtseid leistete sie nicht auf der Verfas-
sung in Buchform, sondern auf einem 
E-Book-Reader. LeVine ist verheiratet und 
hat zwei Kinder. (geh)

«Ich will alles tun»: Obama mit Ehepaar LeVine.
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wurde. Sind Sie als Botschafterin im Bild 
über das, was die NSA aktuell in unserem 
Land tut? 

Stopp, Sie äussern hier einige Vermutun-
gen, die auf Spekulation basieren. 

Welche denn? 
Die USA spionieren nicht normale Bürger 
aus, die keine Bedrohung für die nationale 
Sicherheit darstellen. Wir respektieren die 
Privatsphäre von Individuen. 

Was Edward Snowden aufdeckte und mit 
Dokumenten belegte, ist falsch? 

Ich ermuntere Sie, diesbezüglich die Rede 
des Präsidenten über Reformen der Funk-
aufklärung zu lesen, die er im Januar 2014 
gehalten hat.* Die USA haben nicht Privat-
personen ausspioniert, die keine Gefahr 
für die nationale Sicherheit darstellen. 
Und die USA anerkennen die individuelle 
Privatsphäre. Ausserdem gibt es eine 
grosse Debatte innerhalb der USA über Si-
cherheit und Privatsphäre. Man kann 
nicht hundert Prozent Sicherheit und 
hundert Prozent Privatsphäre haben. Die 
Ansichten darüber, was hier Gleichge-
wicht bedeutet, mögen sich über die Zeit 
hinweg ändern. So ist es in den USA ge-
schehen. Und es ist an jeder Nation, dieses 
Gleichgewicht zu definieren. 

Dokumente wurden veröffentlicht, laut 
denen US-Geheimdienste die Uno in Genf 
ausgehorcht haben. Unsere Frage lautet: 
Sind Sie darüber informiert, ob in der 
Schweiz weiterhin solche Lauschangriffe 
stattfinden? 

Ich gebe keinen Kommentar ab zu Fragen, 
welche sich auf den Geheimdienst bezie-
hen. Aber ich sage Ihnen, dass wir das 
Schweizer Recht respektieren. 

Zurück zum Geschäft. Die Schweiz inves-
tiert in hohem Ausmass in die USA. Wie 
gross sind die Kapazität und der Wille der 
USA, in die Schweiz zu investieren? 

Gemäss neusten Zahlen ist die Schweiz der 
achtgrösste Investor in die USA, und ich 
glaube, sie ist immer noch Nummer eins in 
Wissenschaft und Entwicklung. Was ich 
besonders liebe: Die Schweiz gehört auch 
zu den am schnellsten wachsenden Inves-
toren. Es gibt eine unglaubliche Kurve in 
dieser Hinsicht. Die USA sind auch eine 
der Top-drei-Investoren in die Schweiz. Es 
gibt US-Investitionen in der ganzen 
Schweiz. US-Firmen schaffen neue Jobs in 
diesem Land. Sie sehen die Schweiz als ren-
tablen Markt, in dem ihre Geschäfte pros-
perieren und von dem aus ihre Handelsbe-
ziehungen weltweit gedeihen können. 

Die USA verhandeln derzeit mit der EU 
über das transatlantische Freihandels
abkommen TTIP. Manche Schweizer Un-
ternehmen fürchten, vom entstehenden 
Riesenmarkt ausgeschlossen zu werden. 
Wirtschaftsminister Schneider-Ammann 

war vor kurzem in den USA, um zu bewir-
ken, dass die Schweiz miteinbezogen wird. 
Wie sieht Ihre Regierung diese Bemühun-
gen? 

Ich schätze es sehr, dass Sie dieses Thema 
ansprechen. Ich war bei dem besagten Tref-
fen dabei. Die TTIP-Verhandlungen zwi-

schen den USA und der EU werden fortge-
setzt. Wir geben unseren Schweizer 
Ansprechpartnern regelmässig Updates, 
um sie auf dem Laufenden zu halten. Ob-
wohl noch nichts beschlossen ist, könnte es 
für aussenstehende Länder die Möglichkeit 
geben, dem Abkommen nachträglich bei-
zutreten. Die Wichtigkeit der Schweiz ist 

uns durchaus bewusst. Der allererste bilate-
rale CEO-Gipfel, den das Weisse Haus 
durchführte, war mit der Schweiz. Acht Fir-
men waren präsent und verkündeten, dass 
sie drei Milliarden Dollar in die USA inves-
tieren werden. Vier von ihnen führen Be-
rufslehren durch. Es besteht also ein ver-
stärkter Fokus auf der Schweiz als einem 
sehr wichtigen Wirtschaftspartner der 
USA. 

(Die offizielle Interviewzeit ist zu Ende. Die Bot-
schafterin ergreift von sich aus nochmals das Wort.)

Ich hoffe, ich konnte Ihnen eine Idee vermit-
teln, was US-Leadership ist und was wir tun 
in der Welt. Lassen Sie mich noch einen be-
sonders positiven Punkt hervorheben, in 
dem wir sehr gut mit der Schweiz zusam-
mengearbeitet haben. Vor einem Jahr war 
die Furcht verbreitet, dass wir eine globale 

Pandemie haben werden. Dass Ebola die hef-
tigste Krise unserer Zeit werden würde. 

Mit Verlaub, die Weltwoche wurde nicht er-
fasst von dieser Furchtpandemie.

Rund um den Globus herrschte grosse 
Furcht. Vor einem Jahr gab es 3600 Fälle von 
Ebola allein in Westafrika. 1600 Menschen 
starben nur schon im Monat Oktober 2014. 
Wissen Sie, wie hoch die Zahlen sind in die-
sem Oktober? 24 Ansteckungsfälle und 3 
Tote. Die USA haben die globale Koalition 
zur Bekämpfung von Ebola angeführt, mit 
einer sehr starken Beteiligung der Schweiz. 

Tatsächlich? Wir erinnern uns, dass ein 
Team von speziell trainierten Schweizer 
Helfern trotz langer Verhandlungen mit 
den USA nie den Weg in das afrikanische 
Krisengebiet gefunden hat. 

Die Schweiz war sehr hilfreich von einem 
wissenschaftlichen Standpunkt aus, sie 
sandte Personal für die Hilfe vor Ort und 
nahm einige der Schwerkranken in der 
Schweiz auf. Und bei der Entwicklung von 
Impfstoffen spielte die Schweiz auch eine 
wichtige Rolle. Die Ebola-Krise ist ein Bei-
spiel für die Herausforderungen von heute, 
die so gross sind, dass ein Land allein sie 
nicht lösen kann. Eines meiner Lieblings-
wörter ist «zusammen». Das ist ein Kern-
punkt unserer Aussenpolitik: Wir wollen 
Herausforderungen zusammen meistern.

Eine der verheerendsten aussenpolitischen 
Aktionen Ihres Präsidenten war das militä-
rische Eingreifen in Libyen. Es war kein 
«Zusammen»-mit-der-Welt. In einer Mini-
Koalition mit Franzosen und Briten bomb-
ten die USA den Boden weich für den Sturz 
Gaddafis. Das Resultat ist ein schwarzes 
Loch. In Libyen herrscht Bürgerkrieg, der IS 
marschiert auf, und Flüchtlingsströme aus 
Afrika gelangen ungehindert nach Europa. 
Wie bitte passt das in das Bild, das Sie eben 
gezeichnet haben? 

Das ist eine umfassende Diskussion, die wir 
uns gerne für ein nächstes Treffen auf
sparen. 

Dürfen wir um eine kurze Antwort bitten, 
da die Frage im Raum steht? 

In diesem Fall [Libyen] arbeiteten die USA 
zusammen mit vielen Nationen der Welt. 
Wir versuchten, auf eine Situation zu reagie-
ren, in der ein brutaler Diktator herrschte. 
Wir versuchten, für die Individuen, die per-
sönlich von dieser Diktatur betroffen waren, 
zu sorgen. Es gibt noch viel Arbeit. Und viele 
Länder sind involviert und versuchen hier 
Lösungen zu finden, die USA inklusive. Das 
ist der Punkt, an dem wir heute stehen. 

Schlafen ist sinnlich. 
Spüren Sie den Unterschied?

Matratzen- und Bettenfabrik, www.roviva.ch

roviva_Ins_Weltwoche_66x90_dt.indd   1 20.08.12   10:59

«Es besteht ein verstärkter Fokus 
auf der Schweiz als einem sehr 
wichtigen Wirtschaftspartner.»

* Im Internet: Die Obama-Rede finden Sie unter 
www.weltwoche.ch/Obama-Rede
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Bild: Helmut Newton: Charlotte Rampling, Paris 1977 (Helmut Newton Estate)

Selbstbewusst, kalt, fordernd: Charlotte Rampling, fotografiert von Helmut Newton.
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Selbstbewusst, kalt, fordernd: Charlotte Rampling, fotografiert von Helmut Newton.

Erkennen Sie die Dame im Pelz mit dem har-
ten Blick? Wenn nicht: Es liegt nicht daran, 

dass das Foto fast vierzig Jahre alt ist und die 
Frau inzwischen in Vergessenheit geriet. Im 
Gegenteil. Bei der diesjährigen Berlinale er-
hielt sie für ihre Hauptrolle in dem britischen 
Film «45 Years» den Preis als beste Darstellerin. 
Kein kleines Kompliment für Charlotte 
Rampling nach fast fünfzig Jahren Karriere. 
Der Grund, warum man sie auf dem Foto 
schwer erkennt, ist ein anderer: Der Fotograf 
hiess Helmut Newton. Und er wollte die Britin 
mit den markanten Schlupflidern über den 
hellen Augen nicht als Charlotte Rampling zei-
gen. Das hatte er schon einmal getan, Jahre zu-
vor, als er die Frau mit den langen, schmalen 
Beinen und den herausstehenden Rippen 
nackt in einem dekadenten Luxus-Salon foto-
grafiert hatte. Das Bild machte Furore. Nicht 
weil man darauf besonders viel von ihrem Kör-
per sah. Sondern weil sie rittlings auf einem 
Tisch sass und über die Schulter mit einem 
Blick in die Kamera sah, von dem man nicht sa-
gen konnte, ob er vorwurfsvoll oder spöttisch 
war. Und weil es unverschämt frech ist, mit 
nacktem Hintern auf einem Tisch zu sitzen. 

1977, als Newton dieses Bild machte, war er 
bereits weltberühmt als der Mann, der die 
Modefotografie sexualisiert hatte. Er war stolz 
darauf: «Ja, ich denke, dass ich die Modefoto-
grafie verdorben habe. Was daraufhin passiert 
ist? Dass viele Damen nun wie Huren aussehen 
und viele Huren wie Damen.» Inzwischen 
konnte er es sich leisten, seinen eigenen sexuel
len Fantasien nachzugehen. Zwei Jahre später 
stellte er die ersten seiner «Big Nudes» aus, 
jener überlebensgrossen Glamour-Frauen in 
High Heels, deren Blick selbstbewusst, kalt 
und fordernd war. Er sagte, es seien Bilder 
weiblicher Stärke. Es waren die Domina-
Fantasien eines Sechzigjährigen. Charlotte 
Rampling im Pelz war eine Vorläuferin der 
«Big Nudes»: bis zur Unkenntlichkeit zuge-
schminkt und mit Attributen von Reichtum 
ausgestattet – eine Projektionsfläche für Lieb-
haber strenger Frauen. Wer sich den Fotogra-
fen als Wilderer im Paradies nackter Frauen 
vorstellt, irrt: Newton fasste kein Model an. 
Freunde sagen, er habe mit seiner Ehefrau 
Alice Springs bis zu seinem Tod eine unge-
wöhnlich anregende Ehe geführt.

Stil & Kultur

Hart und stark
Von Beatrice Schlag

Newton. Horvat. Brodziak. 
Museum für Fotografie Berlin, bis 15. November
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Es ist heute die gängige Meinung, dass die 
Eidgenossenschaft vor der Französischen 

Revolution und dem Einmarsch der Truppen 
Napoleons in unser Land ein morsches, korrup­
tes Gebilde war, dessen Ende nicht früh genug 
kommen konnte, um der «modernen Schweiz» 
Platz zu machen. Edward Gibbon (1737–1794), 
der Verfasser des einst weltberühmten und im­
mer noch lesenswerten Monumentalwerks 
«The History of the Decline and Fall of the 
Roman Empire», sah das anders. 

Edward Gibbon wurde als Fünfzehnjähri­
ger von seinem Vater, einem ewig in finanziel­
len Schwierigkeiten steckenden englischen 
Landedelmann, 1752 zu einem reformierten 
Pfarrer nach Lausanne in die Verbannung ge­
schickt, weil der kleine Rebell in Oxford zum 
Katholizismus übergetreten war. Er konnte 

kein Wort Französisch, aber in den nächsten 
sechs Jahren eignete er sich eine umfassende 
Bildung an. Der hochbegabte Junge kannte die 
römischen Autoren so gut, dass er mit Profes­
sor Johann Jakob Breitinger nicht nur auf La­
tein korrespondierte, sondern dem eminenten 
Zürcher Philologen gar Vorschläge zu textuel­
len Verbesserungen machte. 

Realist, kein Weltverbesserer

Im Herbst 1755 unternahm der Achtzehnjähri­
ge eine fünfwöchige Reise durch die deutsche 
Schweiz und notierte dabei seine Beobachtun­
gen und Überlegungen in einem auf Franzö­
sisch geschriebenen Journal. Die unterschied­
lichen Regierungsformen und Mentalitäten in 
den von ihm besuchten Kantonen Solothurn, 
Zürich, Schwyz, Basel und Bern faszinierten 
ihn ungemein. Als Wahlwaadtländer hielt er 
dabei mit seiner Kritik an den Herren zu Bern 
nicht zurück. Die sozial undurchlässige Herr­
schaft durch achtzig Familien und die Ver­
mischung von Legislative, Exekutive und 
Judikative in der Hand der Oligarchie liessen 
für die Zukunft des Staates Bern nichts Gutes 
erahnen. Andererseits imponierten ihm die 

echte Demokratie im Landsgemeindestaat 
Schwyz und das ausgeklügelte, auf Kontrolle 
der Exekutive durch die Bürgerschaft beru­
hende Zunftsystem in Zürich. Er bewunderte 
in der Limmatstadt auch den Fleiss, die Tüch­
tigkeit und den Erfindergeist ihrer vom Han­
del lebenden Einwohnerschaft.

Schon als Jugendlicher war Gibbon ein über­
zeugter Liberaler und Demokrat gewesen. Des­
halb sagte ihm die Schweiz zu. Er konnte sogar 
der bernischen Herrschaft über die Waadt, die 
er in einem nie veröffentlichten Pamphlet hart 
kritisierte, gute Seiten abgewinnen. Florierte in 
Lausanne nicht das geistige Leben, konnte dort 
nicht Voltaire, den er selber getroffen hatte, 
seine Stücke ohne Zensur aufführen? Gibbon 

Gibbon gefiel die Vielfalt  
der Schweiz, das föderalistische 
Leben-und-leben-Lassen.

Belletristik
1 (1)	 Jojo Moyes: Ein ganz neues Leben 
	 (Wunderlich)
2 (–)	Michael Hjorth, Hans Rosenfeldt:  
	 Die Menschen, die es nicht verdienen 
	 (Wunderlich)
3 (–)	Hansjörg Schneider:  
	 Hunkelers Geheimnis (Diogenes)
4 (–)	Sebastian Fitzek:  
	 Das Joshua-Profil (Bastei Lübbe)
5 (3)	David Lagercrantz: Verschwörung (Heyne)
6 (2)	Jo Nesbø:  
	 Blood on Snow. Der Auftrag (Ullstein)
7 (4)	 Eveline Hasler: Stürmische Jahre 
	 (Nagel & Kimche)
8 (7)	Franz Hohler:  
	 Ein Feuer im Garten (Luchterhand)
9 (8) Paula Hawkins: Girl on the Train (Blanvalet)
10 (9) Jussi Adler-Olsen: Takeover. Und sie 
	   dankte den Göttern (DTV)

Sachbücher 
1 (1)	 Arno Renggli: Der Hund starb –  
	 was er nicht überlebte (Wörterseh)
2 (3)	 Giulia Enders: Darm mit Charme (Ullstein)
3 (4)	Guinness World Records 2016  
	 (Hoffmann und Campe)
4 (2)	Henning Mankell: Treibsand  
	 (Zsolnay)
5 (7)	Jamie Oliver: Jamies Superfood für  
	 jeden Tag (Dorling Kindersley)
6 (–) Ursula Hauser: Die Rebellin (Wörterseh)
7 (–)	Chris von Rohr: Götterfunken (Giger)
8 (6)	Per J. Andersson:  
	 Vom Inder, der . . . (Kiepenheuer & Witsch)
9 (–) Max Frisch: Ignoranz als Staatsschutz? 
	 (Suhrkamp)
10 (–) Wilfried Meichtry: Die Welt ist  
	     verkehrt, nicht wir! (Nagel & Kimche)

Quelle: SBVV/Mediacontrol

Bestseller

Apropos: Autorenverband

Der Verband Autorinnen und Autoren der 
Schweiz (AdS), der Berufsverband der Schrift­
steller, setzt sich gemäss Statuten für «kulturelle 
Verschiedenartigkeit» und «Freiheit der Mei­
nungsäusserung» ein. Das sind hehre Anliegen, 
gegen die niemand etwas einzuwenden haben 
kann – ausser AdS-Präsident Raphael Urweider. 
Nach den Wahlen forderte der Lyriker auf Face­
book «Rechtswähler» dazu auf, sich zu melden, 
er wolle sich gerne von ihnen «entfreunden». 
Auf demselben Kanal rief er zur Denunzierung 
des Filmteams auf, das am Wahlkampfvideo 
«Welcome to SVP» beteiligt gewesen war. «Mit 
all diesen ‹Kulturschaffenden› sollte ab sofort 
nicht mehr zusammengearbeitet werden», 
schrieb er. Vielleicht beantragt Urweider an 
der nächsten AdS-Versammlung ja folgende 
Statutenänderung: «Die Freiheit der Mei­
nungsäusserung gilt nur für Leute mit dersel­
ben Meinung wie ich.» (rb)

Literatur

Die Republik  
der Mutigen
Die Wiederentdeckung der 
vergessenen Texte des grossen 
britischen Aufklärers und 
Historikers Edward Gibbon 
(1737–1794) über die Schweiz. 
Von Hanspeter Born

Der heilige Name der Freiheit: Alphirtenfest in                                 Unspunnen, 1808.
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Bild: «Das Alphirtenfest in Unspunnen» von Elisabeth Louise Vigée-Lebrun, 1808 (Kunstmuseum Bern)

Der heilige Name der Freiheit: Alphirtenfest in                                 Unspunnen, 1808.

gefielen die Vielfalt der Schweiz, das föderalis­
tische Leben-und-leben-Lassen, die Schieds­
gerichtsbarkeit bei Konflikten zwischen den 
Kantonen und vor allem der unbändige Frei­
heits- und Unabhängigkeitswille. Er misstrau­
te Demagogen, verabscheute die Tyrannei, aber 
gleichzeitig war er auf der Hut vor Revolutio­
nen. Während er zwar die Revolution der Wald­
stätte gegen die Habsburger als Sieg der Frei­
heit feierte, lehrte ihn die Historie, dass 
Anarchie und eine Herrschaft des Pöbels ebenso 
sehr zu fürchten waren wie die Diktatur. 

Am Ende seines Leben, als er, erneut in sei­
nem geliebten Lausanne, die Geschichte des 
Untergangs von Rom zu Ende schrieb, war in 
Frankreich die Revolution in vollem Gange. Die 

Wolken des Chaos in Frankreich störten seine 
Ruhe. Ein Schwarm von französischen 
Emigranten war «dem öffentlichen Ruin 
entronnen und von der Nachbarschaft, den 
Manieren und der Sprache Lausannes» angezo­
gen worden. Mit der Folge, dass, so schreibt 
Gibbon, «anstatt als ruhige und müssige Zu­
schauer das Theater Europas anzuschauen, 
unsere Harmonie durch die Einflössung des 
Parteiengeists verbittert wird». Die Auswir­
kungen der Revolution für die Waadt sind, ge­
mäss Gibbon, alles andere als unerfreulich: 
«Die fanatischen Missionare der Volksverhet­
zung haben in unseren Städten und Dörfern, 
die während zweihundertfünfzig Jahren flo­
riert haben, ohne die Annäherung des Kriegs 

oder die Last der Regierung fürchten zu müs­
sen, die Samen der Unzufriedenheit gesät. Viele 
Individuen und einige Gemeinden scheinen 
vom gallischen Rausch erfasst, den wilden The­
orien von gleicher und unbegrenzter Freiheit; 
aber ich vertraue darauf, dass der waadtländi­
sche Volkskörper seinem Souverän und sich sel­
ber treu bleiben wird; und ich bin überzeugt, 
dass sowohl Scheitern wie Erfolg eines Auf­
stands gleicherweise mit dem Ruin des Landes 
enden würden. Solange die Aristokratie von 
Bern das Wohlergehen sichert, ist es überflüs­
sig, danach zu fragen, ob sie auf den Menschen­
rechten gegründet sei: Die Wirtschaft des Staa­
tes wird freigiebig ohne die Hilfe von Steuern 
gefördert; und die Behörden müssen mit Vor­
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Bild: The Granger Collection (Keystone)

sicht und Gerechtigkeit regieren, weil 
sie inmitten einer bewaffneten Nation 
unbewaffnet sind.» Dies die Auffas­
sung eines im bernischen Untertanen­
gebiet lebenden freien, aufkläreri­
schen, kritischen Geists, der die letzten 
Jahres seines Daseins freiwillig unter 
dem heute derart verschrienen Ancien 
Régime verlebte.

Zum Zeitpunkt, als er als 28-jähri­
ger, mittlerweile auch in Paris bekann­
ter englischer Literat beschloss, die Ge­
schichte der alten Eidgenossenschaft 
zum Thema seines ersten historischen 
Werks zu machen, war er kein naiver 
Teenager mehr. Er hatte sich durch sei­
ne Lektüre der römischen und griechi­
schen Geschichtsschreibung und Lite­
ratur wie auch der zeitgenössischen 
Philosophen und Schriftsteller ein so­
lides Wissen erworben. Während der 
zweijährigen Dienstzeit als Haupt­
mann in der Hampshire-Miliz eignete 
er sich praktische militärische Kennt­
nisse an und verfestigte sein jugendli­
ches Interesse an historischen Schlach­
ten. Nach einem mehrmonatigen 
Besuch in der Stadt Rom hatte er sich 
vorgenommen, dereinst die Geschich­
te Roms zu schreiben. Die in Angriff 
genommene Schweizer Geschichte 
sollte sein Gesellenstück sein, das ihn auf sein 
geplantes Lebenswerk vorbereiten würde. 

Akribisch und mit scharfem Blick studierte 
er die ihm zur Verfügung stehenden alten 
Chroniken. Als er nach zweijähriger Vorberei­
tung seine Schweizer Geschichte zu schreiben 
begann, tat er dies in guter Kenntnis des da­
mals vorhandenen Quellenmaterials und als 
kluger Kenner des menschlichen Charakters 
und der Eigenschaften von sozialen Gebilden. 
Gibbon war ein weiser Aufklärer, ein Verspot­
ter des Aberglaubens, ein nachsichtiger Beob­
achter menschlicher Schwächen. Er wusste, 
dass der Mensch von seinen Leidenschaften, 
nicht von der Vernunft getrieben wird. Er war 
Realist, kein Weltverbesserer und Schwärmer. 

Schweiz böse, Europa gut

Erstaunlich deshalb, wie positiv Gibbon die 
Schweiz sieht – diejenige des 14. Jahrhunderts 
wie diejenige zu seinen Lebzeiten, im 18. Jahr­
hundert. In seiner unvollendeten und zu sei­
nen Lebzeiten nie veröffentlichten Geschichte 
der freien Schweizer, «L’Histoire de la Liberté 
des Suisses», schreibt er: «Alle Männer von 
Uri, Schwyz und Unterwalden versprechen 
sich eine Freundschaft, die der Prüfung durch 
die Zeit und das Unglück standhält. Zum all­
gemeinen Wohl vereinen sie auf ewig ihre 
Kräfte und ihre Räte. Man kann hier eine erste 
Skizze der Zivilgesellschaft entdecken und je­
nen Gesellschaftsvertrag, den so viele Schrift­
steller, die mit den Menschenrechten besser 

vertraut sind als mit der Geschichte der Men­
schen, in den grossen Staaten vergeblich ge­
sucht haben.» Ist dies nicht eine auch heute 
noch gültige Absage an die theoretischen 
staatspolitischen Denker, die kartesianisch ei­
ne ideale Welt auf dem Reissbrett entwerfen 
und diese nachher mit Gewalt oder Druck 
durchsetzen wollen? 

In der jüngeren Schweizer Geschichtsschrei­
bung, die in den sechziger Jahren ihren An­
fang nahm und dann die Universitäten und 
den öffentlichen Diskurs eroberte, ist es 
Mode, die Blutrünstigkeit, Käuflichkeit, sozi­
ale Ungleichheit der alten Eidgenossen zu be­
klagen oder zu belächeln. Die moderne 
Schweiz, denken viele Intellektuelle, ist eine 
glückliche Folgeerscheinung der bewunder­
ten Französischen Revolution: Napoleon ist 
ihr Erfinder, die Philosophen der Aufklärung 
sind unsere wahren Gründungsväter. Rütli­
schwur, Morgarten und der ganze alte Krims­
krams sind so irrelevant wie Schillers Tell, der 
ja auch nie existiert hat. Schämen wir uns über 
die schweizerischen Kriegerhorden, statt auf 
sie stolz zu sein wie unsere umnachteten, 
hurrapatriotischen Vorfahren. Schweiz böse, 
Europa gut. So die Lesart, die mit dem Applaus 
der bien-pensants rechnen kann. 

Geschichte einer obskuren Revolution

Gibbon, wiewohl immer skeptisch und vor ät­
zender Kritik keineswegs zurückschreckend, 
sah es anders. «Ich habe hier mit einer schwa­

chen, aber unparteiischen Feder die 
Geschichte einer obskuren Revolution 
gezeichnet, die das Los einiger Bauern 
in den Alpen verändert hat. Sie ver­
dient gleichwohl die Aufmerksamkeit 
des Philosophen, der den Menschen 
eher in der Hütte sucht als im Palast. Er 
weiss, dass der heilige Name der Frei­
heit fast immer nur die ungerechten 
Privilegien einer kleinen Anzahl von 
Bürgern bezeichnet hat und dass die 
von ihren Führern verführten oder 
mitgerissenen Nationen tausend Mal 
ingrimmig für Interessen gekämpft 
haben, die ihnen fernlagen. Der Philo­
soph überfliegt mit wachem Auge das 
Bild Europas in den barbarischen 
Jahrhunderten. Wie traurig ist doch 
dieses Bild für einen Freund der Men­
schen! Barone und Bischöfe, die ih­
rem König die blutige Hülle der Ge­
meinden streitig machen; diese 
unglückseligen Gemeinden, die sich 
manchmal mit ihren Ketten bewaff­
nen, aber deren ungewisse und blinde 
Wut durch ihre Auswüchse eine Frei­
heit entehrt, die zu geniessen sie un­
fähig sind; es sind dies einige Volksre­
publiken im tiefen Italien, die durch 
immer neu auflebende Zwietracht 
auseinandergerissen werden und die 

sich mit der gleichen Begeisterung ihren Tri­
bunen und ihren Tyrannen unterwerfen. Mö­
ge der Philosoph hier ein selteneres und der 
menschlichen Natur würdigeres Schauspiel 
erkennen: ein anständiges Volk, das seine hei­
ligsten Rechte mit den legitimsten Mitteln 
verteidigt hat; das in der Gefahr Festigkeit und 
nach dem Sieg Mässigung gezeigt hat.» Dies 
das Verdikt des Aufklärers, den der Dichter 
Byron «the lord of irony» nannte. 

Was würde Gibbon über die heutige Schweiz 
denken? Sind wir immer noch ein anständiges 
Volk, das seine Rechte mit den legitimsten 
Mitteln verteidigt und das in der Gefahr Fes­
tigkeit und im Erfolg Mässigung zeigt? Ist die 
moderne Schweiz des frühen 21. Jahrhunderts, 
die sich als Musterschüler der Völkergemein­
schaft gebärdet und vor den Mächtigen in 
Washington, Berlin oder Brüssel in die Knie 
geht, wirklich besser als das kuriose Staats­
gebilde der alten Eidgenossenschaft, das seine 
Unabhängigkeit störrisch verteidigte und 
auch den stolzesten Fürsten die Stirne bot? Ist 
Freiheit uns immer noch so teuer, wie sie es un­
seren Vorfahren war?

Hanspeter Born

Der Autor, langjähriger Weltwoche-Redaktor, 
hat die unvollendete Schweizer Geschichte 
Gibbons aus dem Französischen übersetzt 
und sie unter dessen ursprünglichem Titel 
«Die Freiheit der Schweizer» herausgege-
ben. Offizin, 112 S., Fr. 26.–

Kenner des menschlichen Charakters: Historiker Gibbon.
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Geschichte

Tränen der Freude
Edward Gibbon über den Sieg der Schweizer über die Habsburger 
in der Schlacht am Morgarten.

Der Untergang der Schweizer schien unver­
meidlich. Der Herzog von Österreich hatte 
Vorkehren getroffen, um sie gleichzeitig von 
allen begehbaren Seiten anzugreifen. Graf 
Strassberg war beauftragt, die Truppen von 
Hasli, Frutigen und Siebenthal – 4000 Mann 
an der Zahl – zu versammeln, um in der 
Morgendämmerung in den Kanton Unter­
walden einzudringen. Tausend Luzerner, 
die den See in Schiffen überquerten, sollten 
im Herzen des Landes zu ihnen stossen. Le­
opold selber marschierte von Zug aus, um 
direkt den Kanton Schwyz anzugreifen. Mit 
recht geschickten Manövern versuchte er, 
die Schweizer zur Aufgabe des Dorfes Mor­
garten zu bewegen. Dort lag der Engpass, 
von dem er glaubte, dass er ihn, als den am 
wenigsten schwierigen in den Ländern der 
Republik, knacken konnte.

Hoffnung in die eigene Tapferkeit

Sicher ist, dass die Bürger von Schwyz, die 
den Ort und Zeitpunkt ihrer Gefahr erfah­
ren hatten, 600 Männern befahlen, sich auf 
der Stelle zu den 700 zu gesellen, die bereits 
den wichtigen Posten von Morgarten be­
setzt hielten. Gleichzeitig liessen sie die 
Verbündeten benachrichtigen, dass sie ihre 
Hilfe benötigten. Die von Uri schickten un­
gefähr 400 Männer, die bei Einbruch der 
Nacht eintrafen. Die in ihren eigenen Heim­
stätten angegriffenen Einwohner von Un­

terwalden konnten ihnen nur 300 Mann 
schicken, die gegen Mitternacht im Lager von 
Morgarten eintrafen. Diese kleine Truppe ver­
brachte die Nacht mit Fasten und Beten, be­
setzte alle Höhen und legte ihre Hoffnung ein­
zig in ihre eigene Tapferkeit und den Schutz des 
höheren Wesens, das die Gerechtigkeit liebt und 
den Hochmut bestraft. Leopold war um Mitter­
nacht aus Zug aufgebrochen. Er schmeichelte 
sich, dass er widerstandslos den Engpass von 
Morgarten, der sich zwischen dem Aegerisee 
und dem Fuss eines steilen Bergs gebildet hatte, 
werde besetzen können. Der Herzog marschier­
te an der Spitze seiner Elitetruppe. Eine tiefe Ko­
lonne von Infanterie folgte ihm nahe aufge­
schlossen. Die einen wie die andern versprachen 
sich einen leichten Sieg, falls die Bauern es wa­
gen würden, sich ihnen entgegenzustellen.

Kaum hatten sie einen steilen und engen Weg 
betreten, der nur dreien oder vieren gestattete, 
nebeneinander zu marschieren, als sie von einem 
Hagel von Steinen und Pfeilen bombardiert 
wurden. Rudolf von Reding, Landammann von 
Schwyz und General der Eidgenossen, hatte kei­
nen der Vorteile vergessen, die ihm die Lage des 
Ortes bot. Er hatte enorme Felsblöcke heraus­
schneiden lassen, die sich, sobald man die schwa­
chen Stutzen, die sie noch zurückhielten, weg­
zog, vom Gipfel des Berges lösten, bevor sie mit 
schrecklichem Donner auf die dichtgedrängten 
Bataillone der Österreicher herunterprasselten. 
Schon scheuten die Rosse, gerieten die Reihen 

Hagel von Steinen und Pfeilen: Schlacht am Morgarten, 1315.

durcheinander, und als die Schweizer unter 
grossem Geschrei den Berg hinunterstürm­
ten, verjagte Verwirrung den Mut der Öster­
reicher und machte ihn wertlos. Gewohnt, 
auf den glitschigen Abhängen der Abgründe 
der Gämse nachzustellen, rannten die 
Schweizer mit sicheren Schritten durch den 
Schnee. Sie waren mit grossen und schweren 
Hellebarden bewaffnet, denen selbst das ge­
härtetste Eisen nicht widerstehen konnte.

Wonne der Rache

Leopolds wankende und entmutigte Solda­
ten wichen bald dem verzweifelten Einsatz 
einer Truppe, die für alles kämpfte, was den 
Menschen am liebsten ist. Der Abt von Ein­
siedeln, erster Verursacher dieses unglück­
seligen Kriegs, und der Graf Henri de Mont­
fort gaben als Erste das Beispiel zur Flucht. 
Das Chaos wurde allgemein, die Metzelei 
war grässlich, und die Schweizer gaben sich 
der Wonne der Rache hin. Um neun Uhr 
morgens war die Schlacht gewonnen. Eine 
grosse Zahl von Österreichern fielen gegen­
seitig übereinander her und versuchten ver­
geblich, sich vor der Wut ihrer Feinde in den 
See zu retten. Fast alle kamen um.

Fünfzehnhundert Mann blieben tot auf 
dem Schlachtfeld liegen. Beinahe alle gehör­
ten zur Elitetruppe und wurden von ihrer 
unglücklichen Tapferkeit und ihrer schwe­
ren Rüstung zurückgehalten, wo ihnen bei­
des nichts nützte. Lange nachher noch stell­
te man in allen benachbarten Provinzen fest, 
dass an jenem fatalen Tag die Elite des Adels 
umgekommen war. Die Infanterie, die im 
Engpass bedeutend weniger eingesetzt war, 
sah mit Zittern die Niederlage der Ritter, die 
als unbesiegbar galten und deren erschreck­
te Schwadronen kehrtgemacht hatten. Sie 
hielt an, wollte sich geordnet zurückziehen, 
und im Nu wurde der Rückzug zur schmäh­
lichen Flucht. Ihre Verluste waren nicht be­
sonders gross, aber die Geschichtsschreiber 
der Nation haben die Erinnerung an fünfzig 
brave Zürcher wachgehalten, deren tot am 
Boden liegende Reihen man vor Ort fand.

Leopold selber wurde von der Menge 
weggeschleppt, die ihn in Richtung Zug 
trug. Man sah ihn in die Stadt Winterthur 
zurückkehren. Auf seiner Stirn waren noch 
der Schrecken, die Schande und die Entrüs­
tung zu lesen. Sobald der Sieg der Schweizer 
feststand, versammelten sie sich auf dem 
Schlachtfeld, umarmten sich, vergossen 
Tränen der Freude und dankten Gott für die 
Gnade, dank der die Schlacht bloss vierzehn 
ihrer Gefährten das Leben kostete.

Auschnitt aus «Die Freiheit der Schweizer» von 
Edward Gibbon, übersetzt aus der 1815 
veröffentlichten «Introduction à l’histore genérale 
de la République des Suisse».
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Seit Monaten wetterleuchtete es gewaltig 
in den Medien. Der konjunkturresistente 

James Bond sei diesmal besonders heiss, und 
sein Widersacher – ein Wiedersehen mit dem 
Superbösewicht Ernst Stavro Blofeld – nicht 
weniger. Neben dem Bond-Girl gebe es zum 
ersten Mal eine gestandene Bond-Lady! Mit 
zweieinhalb Stunden Dauer und Produk
tionskosten zwischen 250 und 300 Millionen 
Euro ist der 24. Bond auch noch der längste 
und teuerste. Nach dem Iren Pierce Brosnan 
ist Bond mit Daniel Craig endlich wieder ein 
Brite, und die Hardcore-Fans jubeln, dass 
nach Gert Fröbe, Curd Jürgens und Klaus 
Maria Brandauer mit Christoph Waltz wieder 
ein Deutscher der Oberschuft ist. Die Produk-
tionsfirma Eon ist mächtig stolz auf die 
neuen und fulminanten Spektakelnummern 
wie die Eröffnungssequenz mit Tausenden 
von Statisten, die in Mexico City den Día de 
los Muertos, den Tag der Toten, nachstellen, 
während über ihren Köpfen ein Helikopter 
mit wilden Loopings rumkarriolt; auf die 
Auto-Stunts in Rom, bei denen sieben Aston 
Martins verschrottet wurden; auf die Verfol-
gungsjagd mit einem Flugzeug in den öster-
reichischen Alpen, das zum Schlitten mu-
tiert, und natürlich aufs Schlussbouquet, 
eine gewaltige Explosion in der Wüste von 
Marokko – ohne Computertricks.

Kein Zweifel: Das ist klassischer Bond-Highlife-
Kosmos. Doch «Spectre», wieder inszeniert von 
Sam Mendes («Skyfall»), versucht zugleich 
einen Salto vom knalligen Reisser zur Psy-
cho-Pastorale: Der Ironie-Vibrator ist auf mäs-
sig geschaltet, Bond in seine (auch seelische) 
Vergangenheit getunkt. Funktioniert ein sol-
cher Spagat? Na ja, seit «Casino Royale» (2006), 
in dem der Barmann fragte, ob er den Martini 
schütteln oder rühren solle, und Daniel Craig in 
seiner ersten Bond-Rolle schlechtgelaunt zur 
Antwort gab: «Seh’ ich so aus, als ob mich das 
interessiert?», hat er sein Blasiertheitsimage 
schon etwas abgestreift. In «Spectre» sieht seine 
Zukunft zappenduster aus. Sein Chef M (Ralph 
Fiennes) vom MI6 konfrontiert ihn mit der 
Hiobsbotschaft, dass Leute wie er, Kanalarbei-
ter von altem Schrot und Korn, nicht mehr ge-
braucht würden. Max Denbigh (Andrew Scott) 
und seinem neuen Center for National Security 
(CNS) gehört die Zukunft: Überwachung global 
und total, digitale Vernetzung statt analogen 
Herumgehopses. Bond gehört noch zu jenen, 
die die Technik nutzen, um sie kaputtzuma-
chen. In «Spectre» darf er es zur Freude des Pu-
blikums noch einmal ausgiebig tun – so trot-
zig-bockig wie ein Kind, dem man das Spielzeug 
wegnehmen will. Dazu hat er allen Grund, 
denn Q (Ben Whishaw) hat ihm Nanopartikel 
ins Blut gejagt, damit London immer weiss, wo 

Kino

Trotzig-bockig gegen die Moderne
Kein Bond-Film wurde so gehypt wie «Spectre». Er ist der teuerste 
und längste und vermutlich letzte mit Daniel Craig. Hält er auch, 
was der Rummel verspricht? Von Wolfram Knorr

Ins Hirn gebohrt: Madeleine Swann (Léa Seydoux) und James Bond (Daniel Craig) in «Spectre».

Top 10

Knorrs Liste
1	 Dheepan	�  HHHHH	
	 Regie: Jacques Audiard
2	 Sicario	�  HHHHH	
	 Regie: Denis Villeneuve
3	 Truman	�  HHHH✩	
	 Regie: Cesc Gay
4	 Black Mass	�  HHHH✩	
	 Regie: Scott Cooper
5	 Crimson Peak	�  HHHH✩	
	 Regie: Guillermo del Toro
6	 Amateur Teens	�  HHHH✩	
	 Regie: Niklaus Hilber
7	 Schellen-Ursli	�  HHHH✩	
	 Regie: Xavier Koller
8	 Inside Out	�  HHHH✩	
	 Regie: Pete Docter, Ronnie Del Carmen
9	 The Martian	�  HHH✩✩	
	 Regie: Ridley Scott
10	 Maze Runner: The Scorch Trials	� HHH✩✩	
	 Regie: Wes Ball 

Kinozuschauer
1 (1)	 Schellen-Ursli� 28 094 
	 Regie: Xavier Koller
2 (2)	 The Martian� 12 358 
	 Regie: Ridley Scott
3 (3)	 The Last Witch Hunter� 9321 
	 Regie: Breck Eisner
4 (4)	 Paranormal Activity: The Ghost ...� 7192 
	 Regie: Gregory Plotkin
5 (6)	Hotel Transylvania 2 (3-D)� 6006 
	 Regie: Genndy Tartakovsky
6 (5)	 Inside Out (3-D)� 5731 
	 Regie: Pete Docter, Ronnie Del Carmen
7 (7)	 Fack ju Göhte 2� 4483 
	 Regie: Bora Dagtekin
8 (–)	Truman� 3653 
	 Regie: Cesc Gay
9 (9)	The Intern� 3507 
	 Regie: Nancy Meyers
10 (10) Sicario� 3083 
	    Regie: Denis Villeneuve

Quelle: Schweizerischer Filmverleiher-Verband; 
Zuschauerzahlen vom Wochenende (Deutschschweiz)

DVD-Verkäufe
1 (–)	Jurassic World (Universal)
2 (1)	 San Andreas (Warner)
3 (4)	Last Knights (Impuls)
4 (7)	Spy – Susan Cooper Undercover (Fox)
5 (6)	Honig im Kopf (Warner)
6 (3)	Avengers – Age of Ultron (Disney)
7 (5)	A World Beyond (Disney)
8 (9) Mad Max: Fury Road (Warner)
9 (10) Miss Bodyguard (Warner)
10 (–) Zurück in die Zukunft (Universal)
 
Quelle: Media Control
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er sich aufhält. Bond – eine Marionette, von 
digitalen Fäden bewegt? Aber nicht doch! Ram-
bomässig trickst er sie aus und macht noch mal 
die altmodischen Reisen, um die dubiose Orga-
nisation Spectre zu zermalmen – und wird da-
bei mit allerlei Vergangenem konfrontiert.

Der neue und längste und teuerste Bond be-
ginnt furios in Mexico City und verliert dann 
leider an Spannung und Witz. Die Autoren John 
Logan, Neal Purvis und Robert Wade heben ins 
Ober- beziehungsweise Seelenstübchen ab und 
entschärfen Sprengstoff zum Knallfrosch. Nicht 
zufällig wird Bond ins Hirn gebohrt und nicht 
wie früher zwischen die Beine gesägt. Alte Filme 
werden mit Familiärem zusammengestrickt – 
und darüber wird der Bösewicht vernachlässigt. 
Franz Oberhauser (Christoph Waltz), der Blo-
feld-Verschnitt mit Mao-Jacke und weisser 
Angorakatze, tritt viel zu spät in Erscheinung 

und erinnert eher an einen superfortschrittli-
chen Zahnarzt, der an einer Steuerkonsole 
rumfummelt und seinem Probanden Bond aus 
Versehen den Bohrer in die Stirn statt in den 
Mund dirigiert. Dramaturgisch wird der 
Suspense-Hochdruck (leider) von dem Vergan-
genheitsgetue abgewürgt. Nur Schläger auftre-
ten zu lassen, die Bond durch die Gegend 
schmeissen, bietet keinen Ersatz, und hinter-
hältige Bond-Girls fehlen völlig. Von Monica 
Bellucci als Gangsterwitwe über Léa Seydoux als 

gestresste Bond-Begleiterin bis zu M wirken alle 
wie vom Mehltau der Melancholie überzogen. 
Aber dank wuchtiger Walkürenreiterei-Musik 

hat «Spectre» immerhin was von einer Oper. Die 
Dialoge sind erstklassig und sitzen – und das 
Product-Placement von Tom Ford über Omega 
bis Aston Martin tutn es auch. � HH✩✩✩

Weitere Premieren

El Último Tango _ María Nieves Rego und 
Juan Carlos Copes waren jahrzehntelang ein 
Tango-Traumpaar, bis er sie wegen einer Jün-
geren verliess. Jetzt, in hohem Alter, sind sie 
bereit, ihre Liebesgeschichte zu erzählen. Der 
gebürtige Argentinier German Kral lebt seit 
1991 in Deutschland und hat für seine Dok
filme zahlreiche Preise erhalten. Seine beson-
dere Liebe gilt dem Tango, dem er schon in 
«Der letzte Applaus» (2009) seine Reverenz er-
wies. Tango-Fans werden das wieder prima 
finden; wem der Zugang zum pathosschwan-
geren Schmettergedudel fehlt, dem wird das 
auf den Zeiger gehen. HH✩✩✩

Mediterranea _ Zwei Freunde aus Burkina 
Faso auf beschwerlicher Odyssee nach Europa. 
In Italien geraten sie in eine Rassismusrevolte. 
Der Spielfilm greift die Unruhen von 2010 in 
Rosarno auf. Brandaktuell. � HHHH✩

Fragen Sie Knorr
Man konnte lesen, dass «The Walk», ein 
Film über den Seiltänzer, der zwischen 
den Zwillingstürmen balancierte, eine 
Hymne auf die Twin Towers sei. Sehen Sie 
das auch so? M. N., Basel

Der Artist, der in den Siebzi-
gern (illegal natürlich) mehrere 
Male auf einem Seil zwischen 
den Türmen hin und her spa-
zierte, erzählt seine Geschichte 
(und blickt dabei direkt in die 

Kamera) in luftiger Höhe, auf der Freiheits-
statue. Zufall ist das nicht. Robert Zemeckis, 
der auch «Back to the Future» drehte, leistet 

sich hier so etwas wie Denkmalpflege, lässt 
das World Trade Center wiederauferstehen. 
Ein Akt der Wehmut, des Patriotismus. Aber 
das ist natürlich Ansichtssache. Es gibt Kriti-
ker, die sehen in «The Walk» einen exzellen-
ten Horrorfilm. Auch das liesse sich begrün-
den. Vielleicht aber ist «The Walk» auch 
«nur» eine wunderbare Hommage auf das 
Kino, aufs Schwindelerregende.

Wolfram Knorr

Der Journalist und Buchautor gehört zu den  
renommiertesten Filmkritikern der Schweiz.

Fragen an: knorr@weltwoche.ch 
Unveröffentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Bildlegende Titel: Bildlegende Text

Brandaktuell: «Mediterranea».

Jazz

Jazz ohne  
Anführungszeichen
Von Peter Rüedi

Diese CD ist das Schaufenster des Schlagzeu-
gers. Vor einer Woche war an dieser Stelle 

das jüngste Opus von Gitarrist John Scofield zu 
feiern, eine Quartettaufnahme mit Joe Lovano, 
Bill Stewart und Larry Grenadier – «Jazz ohne 
Anführungszeichen», in unserer Zeit der zahl-
losen Fusionen keineswegs eine Selbstver-
ständlichkeit. Wo es doch zuweilen scheint, 
ohne volks- oder popmusikalischen respektive 
E-Anlass oder -Vorwand getraue sich kaum 
mehr einer, am Hauptstrom der Jazzentwick-
lung, bei Qualitäten wie swing (im weitesten 
Sinn) anzuknüpfen. Da ist es eine Wohltat, mal 
wieder den unverschämten Einsatz der linken 
Geraden zu beobachten, der, versteht sich, Raf-
finement und Sensibilität keineswegs aus-
schliesst. Für solchen Klartext ist bei Scofield 
nicht zuletzt sein langjähriger Partner Bill Ste-
wart an den Drums verantwortlich. Er zeichnet 
nicht weniger die Produktion aus, die soeben 
unter Stewarts eigenem Namen erschienen ist. 
Ebenfalls mit einem beachtlichen Quartett, in 
welchem sich der Schlagzeuger keineswegs do-
minant oder gar präpotent in den Vordergrund 
spielt. Er beansprucht als Chef weniger solisti-
schen Raum, als er seinen Partnern einräumt. 
Anders gesagt: Er ist in deren Rücken als Be
gleiter, als Animator, Einheizer und Antrieb-
saggregat eben immer auch solistisch präsent. 
Einmal abgesehen von der Tatsache, dass zehn 
der elf Titel seine Kompositionen sind; darun-
ter ein so erstaunlicher  wie «If Anyone Asks 
You», der, käme nur jemand, der die Lyrics da-
zu schriebe, das Zeug zu einem veritablen Stan-
dard hätte. Und das von einem Drummer! 
Überhaupt gehören die balladesken Momente 
zum Stärksten in dieser Musik, weil sie selbst 
einen überschäumenden Charakter wie den 
Pianisten Bill Carrothers, der eher zum virtuo-
sen Overkill tendiert, zu Sparsamkeit verpflich-
ten. Zu einer Ökonomie, welche Stewarts Blä-
ser, dem wunderbaren Saxofonisten Seamus 
Blake, bei aller Schnellfingerkunst in den Ge-
nen angelegt scheint. Er ist ein grosser Techni-
ker und ein verführerischer Melodiker. Vitaler, 
inspirierter Jazz im Gleichgewicht zwischen 
Punch und Poesie.

Bill Stewart (mit Seamus Blake, 
Bill Carrothers, Ben Street):  
Space Squid. Pirouet PIT 3089
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An einem Abendessen bei einer Kunstjour-
nalistin (Pipilotti Rist war auch da) legte 

Francesca von Habsburg ihre Zukunftspläne 
offen: Sie möchte nach Zürich ziehen und hier 
ein Museum errichten. Noch ist sie auf der Su-
che nach einem geeigneten Ort. Wie sie in der 
Sonntagszeitung bekanntgibt, hat sie bereits mit 
Stadtpräsidentin Corine Mauch gesprochen. 
Ihre Sammlung TBA 21 (steht für: Thyssen-
Bornemisza Art Contemporary 21.  Jahrhun-
dert) lagert seit drei Jahren in Wien im Palais 
Augarten. Der Vertrag mit dem für seine Porzel-
lanmanufaktur berühmten Museum läuft jetzt 
aus. Die Sammlung würde gut nach Zürich 
passen; die Stadt ist – neben London, Berlin et 
cetera – ein europäisches Epizentrum moder-
ner Kunst. Iwan Wirth (Hauser & Wirth) voll-
zog von hier seine weltweite Expansion.

dem britischen Akzent – schnell zur First Lady 
der Salzburger Festspiele aufstieg. Diese Rolle 
hatte vor ihr Eliette von Karajan, die südfran-
zösische Dirigentengattin, inne, später Schau-
spielerin Sunnyi Melles, die in Basel aufge-
wachsene Tochter ungarischer Eltern, die  
durch ihre Heirat mit Peter zu Sayn-Wittgen-
stein zur Prinzessin avancierte. Heute wird  
die First-Lady-Rolle von der «Eingeborenen» 
Helga Rabl-Stadler besetzt, Festspiele-Präsi-
dentin seit einer gefühlten Ewigkeit.

Francesca von Habsburg stellte in Salzburg 
drei Kinder auf die Welt, wechselte ihre Versace-
Kleider gegen Dirndl aus, doch bald wurde ihr 
das Korsett Salzburg/kaiserliche Familie zu 
eng, und 2003 kam es zur Scheidung. Schon vor 
ihrer Heirat hatte sie sich, im Jahr 1991 erschüt-
tert durch eine Reise ins kriegsversehrte 
Dubrovnik, mit ihrer Stiftung Arch für zerstör-
te Kulturgüter eingesetzt. Später begann sie – 
als Förderin und Sammlerin – Kunstwerke in 
Auftrag zu geben. Die könnten, so die Pläne 
Wirklichkeit werden, bald permanent in Zürich 
sein. Zurzeit ist Francesca von Habsburg mit ei-
nem österreichischen Schauspieler liiert.

Im Schiffbau wurde das 75-jährige Bestehen 
der Gesellschaft der Freunde des Schauspiel-

hauses (GFS) (Präsidentin ist seit einem Jahr 
Nicole Müller) gefeiert. 1940 wurde der Verein 
ins Leben gerufen – von (unter anderen) Welt­
woche-Gründer Karl von Schumacher, Martin 

Bodmer, Carl Julius Abegg, Otto Coninx. Das 
1938 durch Sozialdemokraten gegründete 
Theater wurde schon damals von liberal-bür-
gerlichen Kreisen unterstützt. Damals hatte die 
GFS 84 Mitglieder, heute sind es 200. Ein Mit-
glied der ersten Stunde war Thomi Preiss – als 
siebzehnjähriger Schüler. Zum Festakt kam der 
Ex-GC-Chirurg mit Ehefrau Silva (Malerin) 
und Tochter Joy Neri-Preiss (die Kunstberate-
rin arbeitet im Haus Konstruktiv). Die «Golde-
ne Maske», 1996 initiiert vom damaligen 
GFS-Präsidenten Max Wiener, wurde Schau-
spielerin Isabelle Menke und Tonmeister 
Christoph Finé Renfer verliehen; das Catering 
für den Lunch besorgte Nina Früh (Bontempo).

Namen

Ein guter Plan
Mäzenin Francesca von Habsburg will in Zürich ein Kunstmuseum 
eröffnen; Feier für das Schauspielhaus. Von Hildegard Schwaninger

Francesca von Habsburg ist die Tochter von 
Hans Heinrich von Thyssen-Bornemisza, 
der für eine gewisse Zeit die zweitgrösste 
Kunstsammlung der Welt besass (die grösste 
gehört der Königin von England, Queen Eliza-
beth II). Ein Teil der Sammlung historischer 
und moderner Kunst war in der Villa Favorita 
in Castagnola bei Lugano ausgestellt; 1993 
wurde dieser Touristenmagnet unter dem 
Druck seiner fünften Frau, der Spanierin Car-
men Cervera, nach Madrid verlegt. Francesca 
von Habsburg, geboren in Lausanne, erzogen 
im Schweizer Internat Le Rosey, hatte sich eine 
Zeitlang um die Villa Favorita gekümmert, in 
der auch Simon de Pury, ein Big Player auf 
dem internationalen Kunstmarkt (legendärer 
Auktionator bei Sotheby’s, heute de Pury de 
Pury in London), seine Karriere startete. Fran-
cesca von Habsburg stammt aus Thyssens drit-
ter Ehe mit Fiona Campbell, einer aus Neu-
seeland stammenden Britin, die eine ravishing 
beauty gewesen sein soll. Der deutsch-ungari-
sche Baron Hans Heinrich von Thyssen war 
seit 1950 Schweizer Staatsbürger.

Francesca von Thyssen war eine Rebellin und 
ein Londoner Partygirl auf Sinnsuche, bevor sie 
1993 den österreichischen Erzherzog Karl von 
Habsburg, erstgeborenen Sohn des damaligen 
Paneuropa-Unions-Präsidenten Otto von 
Habsburg, heiratete. Sie übersiedelte nach 
Salzburg, wo sie – mit ihrer roten Mähne und 

 Im Internet 

www.schwaningerpost.com

Leben für die Kunst: Francesca von Habsburg.

First Lady: Sunnyi Melles.

«Goldene Maske»: Isabelle Menke.
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Banker: Mit den staat­
lichen Regulierungen 
lohnt sich das Banking 
bald nicht mehr. Der 
administrative Auf­
wand ist zu gross und 
der Spielraum zu 
klein. Zudem besteht 
keine Rechtssicherheit 
mehr. Die Kunden 
laufen davon.
Finanzmarktaufseher: Du denkst eben viel 
zu kommerziell. Banking soll sich nicht 
lohnen, es soll der Allgemeinheit dienen.
Banker: Ohne Rendite?
Finanzmarktaufseher: Genau das ist das 
Problem von euch Bankern. Ihr denkt immer 
nur an die Rendite. Das ist unmoralisch.
Banker: Wovon sollen wir denn leben, wenn 
wir keine Renditen erzielen? Vom Verlust?
Finanzmarktaufseher: Genau. Nur darf man 
den Verlust nicht als Verlust verbuchen. Man 
verkauft ihn weiter als Investition.
Banker: Aber wer investiert schon in Verlust­
geschäfte?
Finanzmarktaufseher: Der Staat natürlich. 
Um die Anleger vor Verlusten zu schützen, 
zieht der Staat deren Geld ein und legt es für 
sie an.
Banker: In Verlustgeschäfte?
Finanzmarktaufseher: Ja, aber der Staat 
nennt es Investition.
Banker: Das rentiert doch nicht.
Finanzmarktaufseher: Oh doch. Denn der 
Staat garantiert fünf Prozent Gewinn.
Banker: Mit Verlusten erzielt man keinen 
Gewinn.
Finanzmarktaufseher: Der Staat schon. Hier­
zu wertet er das Geld um zwanzig Prozent ab 
– und schon hat er zwanzig Prozent Gewinn. 
Davon zahlt er den Anlegern aber nur einen 
Viertel aus.
Banker: Und der Rest?
Finanzmarktaufseher: Davon lebt der Staat.
Banker: Aber dann ist das investierte Geld 
mitsamt ausbezahltem Gewinn fünfzehn 
Prozent weniger wert als vorher. Es fehlt ja der 
Teil, den der Staat für sich behält.
Finanzmarktaufseher: Das nennt man 
Teuerung.

Jessica: Die Ehe ist ein Bund, den man eingeht, 
wenn man die ganze Zeit miteinander verbrin­
gen möchte und die Verpflichtung eingehen 
will, immer füreinander da zu sein. Dazu gehö­
ren auch Ehrlichkeit, Vertrauen und vor allem: 
Treue. In früheren Beziehungen hat es an der 
Treue gemangelt. 

Reto: Wenn es mit der Treue hapert – und das 
ist unserer Meinung nach heutzutage ein Rie­
senproblem –, lassen sich die Leute wieder 
scheiden. Schade, dass der Einzelne alles weg­
wirft, nur weil er schnell fremdgehen muss. 
Natürlich meinen alle, sie seien so schlau, dass 
der Seitensprung geheim bleibt. Das trifft viel­
leicht beim ersten oder zweiten Mal zu, man 
hört ja nicht auf, wenn alles problemlos ver­
läuft, aber eines Tages fliegt alles auf. Immer. 
Das ist fast ein Naturgesetz. 

Jessica: Dass wir beide aus Beziehungen kom­
men, in denen der jeweils andere Partner fremd­
ging, hat uns geprägt. Für die Betrogenen än­
dert sich in der Liebe schon einiges. Ich hatte 
lange mit dem Gefühl zu kämpfen, dass alle 
Männer gleich – also untreu – sind. 

Reto: Man ist allein und wünscht sich eine neue 
Liebe, und gleichzeitig hat man den Glauben an 
die Liebe – vorübergehend, aber das weiss man 

noch nicht – ein wenig verloren. Bei der Suche 
nach einer neuen Partnerin ist Torschlusspanik 
ebenso falsch wie der soziale Rückzug. Man soll 
sich auch nicht verbiegen, weil es die Markt­
chancen vergrössern würde. Solange man aktiv 
sucht, ist die Chance klein, jemanden zu finden, 
der wirklich zu einem passt. Irgendwann lernt 
man, die Dinge auf sich zukommen zu lassen.

Jessica: Uns gefiel am anderen die Herzlichkeit, 
vor allem aber auch die Ernsthaftigkeit. Wir 
konnten miteinander reden und lachen und 
fanden bald heraus, dass uns beim Thema Treue 
ähnliche Erfahrungen verbinden und auch eine 
klare Meinung: Jenen, die fremdgehen, unter­
stellen wir eine Charakterschwäche und, wenn 
man so will, auch mangelnde Disziplin. Das 
Misstrauen, das in untreuen Beziehungen 
zwangsläufig entsteht, tut den Menschen und 
der Liebe sicher nicht gut.

Reto: Wir telefonierten sehr oft, gingen häufig 
zusammen essen und anschliessend tanzen 
oder ins Kino. Auch gingen wir spazieren, zum 
Picknick. Wir unternahmen schöne und alt­
modische Dinge miteinander, liessen uns Zeit, 
und nach einem romantischen Essen wurde 
uns klar, dass wir ein Paar sind.

Jessica: Wir waren glücklich und verliebt. Auf­
grund unserer Geschichten mussten wir zuerst 
gegenseitiges Vertrauen aufbauen und andere 
negative Gefühle abbauen. Das Vertrauen gab 
es nicht mehr einfach gratis und zum Voraus. 
So gesehen, war es ein Glücksfall, dass wir Ähn­
liches erlebt hatten, ähnlich empfanden und 
verstanden, was den anderen bewegte. Zeit und 
viel Geduld waren notwendig, jeder musste 
einen Einsatz leisten. 

Reto: Wir wussten, dass wir es zusammen 
schaffen würden. So ging es Schritt für Schritt 
vorwärts. Heute vertrauen wir uns blind, auf­
grund handfester Beweise, die wir einander 
geliefert haben. Dass Treue nicht nur eine 
schöne Vorstellung ist, sondern sich dieser ewi­
ge und tiefe Wunsch auch bewahrheiten kann, 
finden wir das Schönste an der Liebe, denn das 
gibt jene Sicherheit, nach der sich die meisten 
Menschen sehnen. Nur vor diesem Hinter­
grund war für uns eine Ehe möglich, und so be­
trachtet, war diese Entscheidung ein persön­
licher Erfolg für uns beide.

Thiel

Finma
Von Andreas Thiel _ Wir haben 
wieder mal den Kapitalismus 
überwunden.

Hochzeit

Ganz im Vertrauen
Die Arztsekretärin Jessica Bader, 24, und der kaufmännische  
Angestellte Reto Meier, 31, haben im Sommer geheiratet.  
Von blindem Vertrauen halten sie nichts.

Andreas Thiel, Jahrgang 1971, ist Schriftsteller  
und Kabarettist.

«Altmodische Dinge»: Ehepaar Bader-Meier.

Protokoll: Franziska K. Müller
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Wahrscheinlich kann er es nicht mehr 
hören, aber man muss es der Vollständig-

keit halber vorausschicken: Harald Wohlfahrt 
ist eine Legende. Der bescheiden bis scheu auf-
tretende Küchenchef wird mit seiner «Schwarz-
waldstube» im «Guide Michelin» seit 1993 
ununterbrochen mit der Höchstnote von drei 
Sternen aufgeführt, die Mehrheit der anderen 
Dreisterneköche in Deutschland sind ehemali-
ge Schüler oder Mitarbeiter von Wohlfahrt, der 
diese Woche seinen 60. Geburtstag feiert.

Wenn er nach dem Mittagessen von Tisch zu 
Tisch geht, um seine Gäste zu begrüssen, scheint 
ihm das Lob, das da auf ihn niederprasselt, un-
angenehm. Wohlfahrt ist ein fester Bestandteil 
des aussergewöhnlichen Ferien- und Genuss
hotels «Traube Tonbach», wo wir die Herbst
ferien verbringen, denen im Wesentlichen eine 
Zielsetzung zugrunde lag: gut bis sehr gut zu 
essen. Wäre es nicht so schwer, in der «Schwarz-
waldstube» einen Tisch zu bekommen – das 
Lokal ist meist Wochen im Voraus ausgebucht –, 
ich wäre der Versuchung mehrmals erlegen. 

Schätze des Meeres

So blieb es bei dem einen Mittagessen. Es war 
nicht mein erstes und hoffentlich nicht mein 
letztes Mahl hier. Denn das Schöne an diesen 
Essen ist: Von jedem bleibt etwas in Erinne-
rung. Was wirklich grosse Küche auszeichnet, 
ist, dass man sie nicht so schnell vergisst. 

Zum Beispiel die Steinbuttfilets, die sich als Teil 
eines höchst luxuriösen Gerichts herausstellen. 
Der feste, saftige Fisch ist bedeckt vom feinfase-
rigen Fleisch einer Meerspinne, einer seltenen, 
aber lohnenswerten Krabbendelikatesse, deren 
Zubereitung einige Mühe macht. Dann gibt es 
auch noch Seeigelzungen und eine Seeigel-
sauce, welche diesen Schätzen des Meeres einen 
intensiven, jodartigen und natürlichen Ge-
schmacksrahmen geben. Für eine gewisse Fri-
sche sorgen Minifrühlingszwiebeln, Artischo-
cken wiederum verstärken den Eindruck von 
schöner, herber Natur.

Schwer zu vergessende Momente gibt es 
ausserdem bei einem Rehrücken mit inten
sivem Wacholderaroma und beim Kalbskopf
raviolo, der von einer unglaublich dichten, tie-
fen Kalbsessenz umgeben ist, wie man sie nur 
mit viel Zeit und Geduld konzentrieren kann. 
Für einen, der wie Harald Wohlfahrt schon so 
lange und – von aussen gesehen – so selbstver-
ständlich auf diesem Niveau kocht, sind Zeit 
und Geduld möglicherweise keine Begriffe, 
über die man lange nachdenken muss. Man hat 
sie einfach.

Zu Tisch

Kulinarische Herbstferien (2)
Ein Mann, drei Sterne: Harald Wohlfahrt und seine «Schwarzwaldstube» 
sind das kulinarische Gewissen Deutschlands. Von David Schnapp

René Gabriel, Bordeaux-Spezialist und 
Wein-Entertainer in vielfachem Sinn, habe 

ich mal nach seiner Vorstellung von Glück 
gefragt. Ich erwartete so etwas wie: nochmals 
einen Château d’Yquem 1937 verkosten. Statt-
dessen meinte er, in einem Boot vor Sardinien 
herumgondeln und ausgiebig kühlem Vermen-
tino zusprechen käme der Sache am nächsten. 
Ich kann’s ihm nachfühlen, mit oder ohne Boot. 
Vermentino, an der tyrrhenischen Küste ebenso 
beheimatet wie in der Provence (als «Rolle»), auf 
Sardinien, Korsika («Malvoisie de Corse») wie in 
Ligurien, ist mit seinen blühenden Aromen und 
je nachdem feiner Bitterkeit eine Delikatesse 
der besonderen Art. Wenn der sizilianische Su-
perstar Salvatore Geraci (Azienda Palari) sagt, im 
mittleren Segment der Rotweine hätten die Ita-
liener den Franzosen den Rang abgelaufen, nur 
bei den Weissen seien sie im Rückstand, vergisst 
er den Fiano di Avellino. Und den Vermentino. 
Der ist ein Weltmeister in Vielseitigkeit. Auch in 
einfachsten Varianten für eine Handvoll Euro 
macht er bella figura. Im Körper vielleicht etwas 
limitiert, ist er selbst in der Version terre à terre 
meist ein duftiges Vergnügen. Nicht zu verglei-
chen mit dem Vermentino aus dem Oberhaus, 
will sagen: Capichera aus der nordöstlichen 
Region Gallura auf Sardinien. Dort tüfteln die 
Brüder Fabrizio und Mario Ragnedda seit Jah-
ren auf ihren fünfzig Hektaren an der Transzen
dierung des Vermentino, der Verwandlung des 
schlanken Trinkvergnügens in einen tiefgrün-
digen, dreidimensionalen Wein, dem man den 
klug dosierten Einsatz von Holz anmerkt: ein 
Kunstwerk mit einem Bouquet voll Orangen- 
und Zitronenblüten, Blumen, Kräutern, das 
dank seiner komplexen Aromatik den happigen 
Alkohol trotz seines langen Abgangs wegsteckt. 
Zweifellos die Nobelvariante eines Vermentino. 
Die Spur Restsüsse prädestiniert ihn zum Lieb-
ling aller, denen meine säurebetonten Präferen-
zen so auf den Magen schlagen wie meiner Rest-
lebensgefährtin. (Ein bisschen was müssen sie 
sich diesen Highclass-Vermentino allerdings 
kosten lassen.)

Wein

Aus dem Oberhaus
Von Peter Rüedi

Vermentino Capichera VT 2013. Isola dei Nuraghi IGT. 
14,5 %. Boucherville, Zürich. Fr. 55.–. www.boucherville.ch

Restaurant «Schwarzwaldstube» im  
Hotel «Traube Tonbach»

Tonbachstrasse 237, D-Baiersbronn 
Tel. +49 7442 492 622. Montags und dienstags geschlossen.

Ausführliche Besprechung des Menüs auf www.dasfilet.ch

Schöne, herbe Natur: Harald Wohlfahrt, «Schwarzwaldstube» in Baiersbronn.



75Weltwoche Nr. 45.15

Zu den schönen, naheliegenden Routen, die 
man als Fahrer eines grosszügig motorisier­

ten Autos wählen kann, gehört jene von Zürich 
in den Schwarzwald. Es war unser Ziel für einige 
– mal sonnige, mal nebelverhangene – Herbst­
ferientage (s. «Zu Tisch», S. 72). Von Zürich aus 
fährt man über die A1 und die A4 nach Schaff­
hausen an die Grenze und von dort auf die A81 
in Richtung Stuttgart, wo schon bald das nach 
oben aufgehobene Tempolimit angezeigt wird. 
Nun ist der Motor schön warm, es ist Zeit, aus­

zuprobieren, was der BMW M3, in dem ich mit 
Frau, Sohn, einem grossen Schalenkoffer, einer 
stabilen Reisetasche sowie einigen anderen 
kleineren Gepäckstücken sitze, auf der nur 
spärlich befahrenen Autobahn kann. Mit den 
kühlen, spitz zulaufenden Schaltwippen 
schalte ich zurück. Selbst wenn man schnell 
zwei, drei Gänge zurückschaltet, reagiert das 
Doppelkupplungsgetriebe blitzschnell und 
ohne Ruckeln. Und von 100 auf 200 km/h ver­
gehen dann auch bloss ein paar Wimpern­
schläge, vertont vom kernigen Röhren des 
Doppelturbo-Sechszylinder-Motors.

«Der geht wie die Feuerwehr», sage ich zu 
meiner Frau. Die allerdings nicht sehr emp­
fänglich ist für solche Sätze, ihre Begeisterung 
für Geschwindigkeit ist übersichtlich ausge­
staltet. Ein Tastendruck am Lenkrad, und die 
einstellbaren Parameter werden auf «Comfort» 
gestellt. Nun nimmt sich der Motor akustisch 
zurück, die Federung tut ihr Möglichstes, um 
einen schlagfrei über den Asphalt zu tragen, 
und die Lenkung wird leichter und eine Spur 
indirekter. 

Die M-Modelle sind mit einer vorbildlichen 
Cockpit-Ergonomie gestaltet, die kleinen Tas­
ten, mit denen man Lenkung, Fahrwerk, An­
sprechverhalten des Motors und Schaltzeit­
punkt nach Wunsch einstellen kann, liegen gut 
erreichbar neben dem kleinen Schaltknauf. Auf 
Tasten am Lenkrad lassen sich zwei Set-ups ab­
speichern, so wird aus einem sportlichen Alltags­
auto auf Knopfdruck ein feiner Sportwagen.

Kleine Kompromisse

Der M3 ist insofern kompromisslos, als es ihn 
nur mit Hinterradantrieb gibt. Ein Kompro­
miss – oder die Genialität der Vernunft – ist die 
Tatsache, dass dieses Auto problemlos Platz für 
vier plus Gepäck bietet und erstaunlich kom­
fortabel ist. Ein aktives Differenzial und eine 
mehrstufige Stabilitätskontrolle sorgen für 
Bodenhaftung und Sicherheit am Kurven­
ausgang. Der Biturbo-Reihensechszylinder, der 
den 1,6 Tonnen schweren M3 antreibt, ist eine 
schöne Maschine. Wahlweise kultiviert oder 
rau, aber immer kraftvoll – selbst bei tieferen 
Drehzahlen. Auch bei flotter Fahrweise wurde 
bei der Fahrt in den Süden der Bundesrepublik 
ein Verbrauch von 10,4 Litern angegeben, was 
angemessen erscheint. Immerhin dauert es nur 
4,1 Sekunden, bis aus dem Stand Tempo 100 er­
reicht ist. Nach diesen paar Sekunden möchte 
man, dass es stundenlang weitergeht über kur­
vige Schwarzwälder Landstrassen.

Auto

Schwarzwald retour
Eine kompakte Limousine, die schnell ist wie die Feuerwehr, aber Platz 
hat für Familie und Gepäck? Bitte: der BMW M3. Von David Schnapp

BMW M3

Leistung: 431 PS/317 kW,  
Hubraum: 2979 ccm
Höchstgeschwindigkeit: 250 km/h
Preis: Fr. 90 100.–; Testwagen:  
Fr. 121 090.–
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«Meitschi, warum ausgerechnet du?»: Popmusikerin Jaël.

MvH trifft

Jaël Malli
Von Mark van Huisseling _ Chancen, Risiken und Nebenwirkungen  
einer Schweizer Popmusiker-Laufbahn. Erzählt von der ehemaligen 
Sängerin der Erfolgsband Lunik.

Wenn ich deine Musik als ‹internationalen 
Pop› bezeichne, trifft’s das?» – «Ja, super, 

weil sich heute eigentlich alles, was nicht Pop im 
Stil von DJ Antoine, Francine Jordi oder Helene 
Fischer ist, ‹Indie Pop› nennt [Independent, 
eigentlich unabhängig von Grossplattenfir­
men]. Ich hab kein Problem mit Populärmusik, 
und wenn du noch ‹international› sagst, dann 
bin ich im siebten Himmel.» – «Der Schweizer 
Musikproduzent Roman Camenzind sagt, 
Schweizer Künstler sollten keine internationale 
Musik machen, sondern nationale – internatio­
nale gebe es schon genug, dafür brauche es keine 
Schweizer . . .» – «Wenn ich in der Schweiz bin, 
denk ich: ‹Meitschi, warum hast ausgerechnet du 
das Gefühl, dass du auch noch internationale 
Musik machen musst?› Aber wenn ich in Lon­
don bin, hab ich das Gefühl: ‹Warum eigentlich 
nicht du?› Englisch ist meine poetische Sprache. 
Und es ist für mich nicht unbedingt ein Pro­

blem, wenn man sagt: ‹Du hast Ambitionen, 
auch im Ausland stattzufinden.› Ja, stimmt, ich 
hab Ambitionen. Und wenn man mir bös möch­
te, kann man sagen: ‹Die gute Frau hört jetzt seit 
achtzehn Jahren, sie habe internationales Poten­
zial, und hat den Durchbruch immer noch nicht 
geschafft – international.›»

Jaël Malli ist eine Schweizer Musikerin und 
Songschreiberin. Von 1998 bis 2013 war sie 
Leadsängerin der Band Lunik, sechs der sieben 
Alben der Gruppe kamen unter die ersten zehn 
der Schweizer Charts, drei erreichten Platz 
eins; die Bandmitglieder lösten Lunik vor zwei 
Jahren auf. In der Zwischenzeit hat Jaël, die ei­
gentlich Rahel heisst, Film- und Theaterrollen 
gespielt sowie ein Theaterstück geschrieben. 
Dieser Tage erscheint ihr erstes Soloalbum mit 
Titel «Shuffle the Cards». Sie hat die Produk­
tionskosten – vielleicht 100 000 Franken – mit 
eigenen Mitteln bezahlt sowie mit Geld, das sie 

mittels Crowdfunding (Schwarmfinanzierung 
im World Wide Web) gesammelt hat; sie hat 
keine Plattenfirma und kein Management, weil 
sie die Kontrolle haben wolle, sagt sie. In den 
kommenden Wochen stellt sie ihre neuen Songs 
in verschiedenen Schweizer Städten vor. Sie ist 
verheiratet und lebt in Bern sowie in London.

«Für Aussenstehende hat sich Lunik ohne 
Notwendigkeit aufgelöst, ihr hattet noch Er­
folg. Aber ich nehme an, du hast einen Lang­
fristplan?» – «Ich habe nicht bestimmt, dass 
sich die Band auflöst . . . Aber als ich mich dann 
entschieden hab, solo zu gehen, war der Weg 
klar – ich hab nicht gedacht: ‹Jetzt mach ich 
mal ein Albümli.› Ich ging zwar einen Schritt 
zurück, spiele wieder in kleineren Klubs, aber 
ich baue den Brand Jaël längerfristig auf. Für 
mich das Wichtigste ist, dass ich möglichst vie­
le der langjährigen treuen Lunik-Begleiter 
mitnehmen kann, mir ein Publikum erspielen 
kann.» – «Du hast einen Teil der Produktions­
kosten deines Albums gesammelt – wer spen­
det einer ehemaligen Hitparadenkünstlerin 
Geld?» – «Ich habe den Aufruf auf meiner 
Website veröffentlicht, ich hab wahnsinnig 
treue Supporter. Ich verstehe, dass das schräg 
rüberkommen kann – man meint, ein Schwei­
zer Popsternchen, sag ich mal, schwimme im 
Geld . . . Aber ich hab erklärt, dass ich keine 
Plattenfirma habe, der Markt klein ist und 
man am Schluss vielleicht 4000 Franken ver­
dient [mit einem Album].» – «Ein bescheide­
ner Lohn.» – «Ja, aber wenn die Leute finden: 
‹Ouh, die Jaël, die ist überall, die müssen wir 
an unserem Jahresabschlussfest haben›, dann 
verdiene ich Geld.» – «Dafür bist du zu 
haben?» – «Ja, Corporate Events [Auftritte vor 
Geschäftskunden] sind halt teurer. Ich hab 
auch noch eine Schauspielausbildung, schrei­
be Werbesongs, mach Hörspielaufnahmen – es 
tönt ein bisschen traurig, aber zwischendurch 
hab ich das Gefühl, meine Musik ist ein Pro­
mo-Tool [Reklamehilfsmittel] für mich als 
Brand, finanziell betrachtet.» – «Du bist offen, 
um deinen Lebensentwurf als Musikerin wei­
terverfolgen zu können, nicht wahr?» – «So­
lange es kein Müll ist, bei dem ich nicht dahin­
terstehen kann, ist mir das gleich, da sehe ich 
mich als Businesswoman.»

«Dein Sängerkollege Ritschi, jetzt auch solo 
unterwegs, sagt, er wisse, was er für Musik 
machen müsste, um wieder ähnlich viele CDs 
zu verkaufen wie seinerzeit mit Plüsch. Hast 
du auch eine Erfolgsformel?» – «Ich hätt’ 
sagen können, ich mache ein Mundartalbum, 
zusammen mit einem Produzenten wie 
Roman Camenzind, kaufe noch ein paar Songs 
ein – das hätte unter Umständen meinen 
Erfolg in der Schweiz vergrössert. Ein Mal, 
vielleicht. Aber ich hab’s nicht gemacht, weil 
das nicht ich bin.»

Ihr liebstes Restaurant: «Zurzeit ess ich morgens  
und mittags vegan und abends Trennkost.» 
«Tibits», Gurtengasse 3, Bern, Telefon 031 313 02 22
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Denkanstoss Nr. 441 Anzeige

Lösungswort _ Erzeugt wahrhaft teuflische Hitze 
Die rosa eingefärbten Felder ergeben waagrecht fortlaufend das gesuchte Lösungswort.

Waagrecht _ 1 Von beträchtlicher Heftig­
keit ist nicht weit von Gesuchtem. 6 Die 
mefa läuft parallel zu ihr, und zwar ziem­
lich bald in Basel. 10 Der Walter, war ein 
ebenso witziger wie unternehmerischer 
Volksschauspieler. 12 Sie findet es anschei­
nend lustig, immer wieder übers Wasser zu 
fliegen. 15 Die weibliche Seite: Jungs typi­
scher Archetypus. 17 Das Dorf liegt über 
dem Doubs, der Fluss fliesst in die Loire. 
18 Spricht man von Gustave Eiffel, spricht 
man auch von ihm. 19 Er war der richti­
ge, doch leider ist er bereits wieder vor­
bei. 20 Schicksal oder nicht: Sie entscheidet 
unumstösslich. 23 Ist er gross, ist bestimmt 
einiges los (Schnäppchen inbegriffen). 

 26 Ob Blätter, Knospen, Blüten oder Stän­
gel – alles gut für ein solches Getränk. 

 27 Die ersten Bände sollen in Kürze 
erscheinen. 28 Sie benötigt ein Musikin­
strument – oder Karten. 31 Ansatzwei­
se Konfuzius, doch vor allem: verworren. 

 34 Göttlicher Eros, und erst noch ver­
vielfacht. 35 Einen derartigen Hut trägt 
man auch im Zillertal. 37 Bekannt, der 
Brand von Madrid. 38 Eine wie Hilde­
gard von Bingen und Hilda von Whit­
by. 39 Nimmt man sie als lockere Sprü­
che, geht die Ehre in die Brüche. 

 40 Die Notizen kommen einem spanisch 
 vor. 41 So ein Blödsinn ­ typisch Mr. Bean! 

Waagrecht _ 3 MUELL (­abfuhr) 7 TUTOR 12 UR  ­
 OMA 15 LEER 16 MORO (war it. Politiker, der 

ermordet wurde) 17 DEMISSION 18 KLUFT 
 19 DIAET 20 ANKE (fries. f. Anna) 22 ALEA  (lat. 

f. [Spiel­]Würfel) 23 NESS 25 ILG (gli, it. f. die) 
 27 WISENT 30 BUEB 33 AGON 34 AROMEN 

37 AWU (wau) 39 SUOMI 40 IHNEN 42 GERT 
(Goldfinger: Bond­Film) 45 STANS (berühmtes 
Spukhaus, 2010 abgerissen) 47 AARE 48 ORION 
50 NOTRUF 51 NORWEGERIN 52 USER 

 53 SENF 54 EINEN

Senkrecht _ 1 (Ashley) JUDD (Regisseurin 
genannten Films) 2 ROMA 3 MASTEN 4 ELIAS 
5 LEON (griech. Mythologie: einer der Gigan­
ten) 6 LENK 8 UMLAGE 9 TOUL 10 ORFEO (it, 
f. Orpheus) 11 ROTA 13 REISIG 14 MIENEN 

 21 EIBE 24 STAUS 26 LUNI 27 WAGGON 
 28 SOURIRE (franz. f. lächeln) 29 KOMA  

(griech. f. tiefer Schlaf) 31 BANAUSE 32 LUNE 
(franz. f. Mond) 35 ROTSEE 36 MINNI 38 WER­
FEN 41 HARUN (Bruder von Moses) 43 EROS 

 44 TOWN 46 SONE 49 NEF

Lösung zum Denkanstoss Nr. 440                      

© Fritz Müller - Rätselfactory AG

Senkrecht _ 1 Einen straffen Bauch schafft 
man sich mit solchem Hoop. 2 Er und sei­
ne Brüder, und Visconti war auch dabei. 

 3 National mit patriotischem Klang, war 
einst heroischer Gesang. 4 An jedem Freitag 
– da kann man sicher sein. 5 Eine Stadt, zum 
Beispiel eine wie London oder Washington. 
6 Namentlich der Staat, seitdem das mit dem 
Schah geschah. 7 Gaben wie sie haben nur 
ganz wenige. 8 Ergibt sich, wenn betrun­
kener Ire über sein Land redet. 9 Der Musi­
ker Pene und Pedrinis gemeinsamer Nen­
ner. 11 Olfaktorische Tätigkeit in der Run­
de. 13 Hermann, in Italien ein alter Bekann­
ter. 14 Für Flaubert war er der, der alles 
wusste, doch wer ist der griechische Dich­
ter? 16 Einst keltische Siedlung, heute Regi­
onalzentrum im Aaretal. 21 Die Rede, der 
Kopf, und deren unerfreuliche gemeinsa­
me Eigenschaft. 22 Die Hausfrau schwärmt, 
denn er wärmt meist vollautomatisch. 

 23 Sie bedeutet Wendepunkt – politisch hin 
zu Neuem. 24 Harte Sache, hilft dauerhaft 
beim Beissen. 25 Himmelblaues Mineral, prä­
sentiert sich als Kristall. 29 Hüllen zum Fül­
len, und zwar mit allem möglichen. 30 Eine 
Art Parkplatz der nassen Art. 32 In Sachen 
Teig ein hauchdünner, mit Gruss aus Grie­
chenland. 33 Längst ausgestorbener japani­

 scher Clan. 36 Genau die Humphries Singers.

Lösungswort _ TRENDSETTER

5. November 2015
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